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173. Sitzung 

Bonn, Freitag, den 25. April 1997 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Guten Morgen, 
meine Damen und Herren! Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CDU und F.D.P. eingebrachten Entwurfs 
eines Steuerreformgesetzes (StRG) 1999 

- Drucksache 13/7480 -  

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache drei Stunden vorgesehen. - Ich 
höre keinen Widerspruch. Wir verfahren so. 

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt Bundesmi-
nister Theodor Waigel. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Die Industrieländer müssen im Zeichen der 
zunehmenden Globalisierung ihre Standortbedin-
gungen auf das 21. Jahrhundert ausrichten. Darin 
sind sich alle nationalen und internationalen Exper-
ten mit uns einig. Gleiches gilt für die führenden So-
zialdemokraten in anderen Ländern wie Viktor 
Klima, Wim Kok, Göran Persson oder Tony Blair. Kon-
solidierung, Senkung von Steuern und Lohnneben-
kosten sowie Strukturreformen auf dem Arbeitsmarkt 
und im System der sozialen Sicherheit, das ist das 
Gebot der Stunde. 

Mit ihrer wahltaktischen Weigerung, an einer zügi-
gen Umsetzung der Steuerreform 1998/99 mitzuwir-
ken, ignoriert die SPD die erfolgreichen Beispiele an-
derer Länder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In den Niederlanden zum Beispiel hat man sich zu-
sammengesetzt und einen Konsens gefunden - einen 
Konsens, der von jedem etwas verlangt hat, einen 
Konsens, zu dem die dort  in der Opposition stehen-
den Christdemokraten das Ihre beigetragen haben, 
um dem Gemeinwohl ihres Landes zu dienen. Dies 
erwartet man auch von jedem von uns in Deutsch-
land. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren von der SPD, Sie hätten 
hier ein Ausrufezeichen für die Verantwortung der 
Opposition setzen können. Statt dessen haben Sie 
sich Ihrer Verantwortung entzogen. 

Die Forschungsinstitute schreiben klipp und klar: 
Jetzt muß schnell Klarheit über die Steuerreform 
kommen. Wir brauchen den Stimmungsumschwung. 
Allein die Signalwirkung der großen Steuerreform 
wäre immens und würde die Investitionen, aber auch 
den Verbrauch beflügeln. Nur, Sie wollen blockieren 
und bremsen. Das bedeutet Unklarheit und Unsi-
cherheit für Investoren und Verbraucher. Unsicher-
heit bremst den Aufschwung und schwächt das 
Wachstum. Die Arbeitslosigkeit hält an. 

Dieses bedrückende Szenario am Standort Deutsch-
land wollen Sie eiskalt als Wahlkampfmunition ge-
brauchen - nicht alle von Ihnen, aber jedenfalls 
scheint dies die Taktik Ihrer Führung zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Aber ich bin sicher: Die Taktik Ihres Parteivorsitzen-
den geht nicht auf. Ihre Strategien, ausgetragen auf 
dem Rücken der Arbeitslosen, der Wi rtschaft und al-
ler Arbeitnehmer am Standort Deutschland, werden 
vom Wähler nicht honoriert. 

Wir werden heute das Steuerreformgesetz 1999 in 
erster Lesung beraten, um uns - wahrscheinlich - im 
Vermittlungsausschuß wiederzusehen. Wir werden 
Sie für jeden Monat, in dem Sie den entscheidenden 
Ruck für den Standort Deutschland und die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze verhindern, verantwortlich 
machen. 
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Trotz völlig veränderter ökonomischer Rahmenbe-
dingungen setzen Sie auf alte politische Hüte, näm-
lich auf Nachfragepolitik, auf Steigerung der Kauf-
kraft, auf Umverteilung und Abschottung im interna-
tionalen Wettbewerb. Doch Deutschland hat kein 
Nachfrage-, sondern ein Kostenproblem. 

(Zuruf von der SPD: Ein Regierungspro

-

blem!) 

In einer Untersuchung des Internationalen Wäh-
rungsfonds vom Sommer des letzten Jahres steht: Die 
Arbeitslosigkeit in Deutschland ist zu 80 Prozent 
strukturell bedingt. Die Europäische Union und na-
tionale Experten kommen zu ähnlichen Ergebnissen. 

Diese strukturelle Arbeitslosigkeit resultiert aus 
zu hohen Steuern, zu hohen Lohn- und Lohnzusatz-
kosten, zu starren Tarifverträgen, ausufernden 
Rechtsnormen mit langen Verfahren, einem miß-
bräuchlichen Ausbeuten der Sozialsysteme und 
Schwarzarbeit auf Kosten der Steuerzahler und der 
wirklich Bedürftigen, Steuervermeidungsstrategien 
und Steuerhinterziehung wegen drückender Steuer-
sätze bei der Einkommensbesteuerung und einem 
komplizierten Steuersystem mit vielen Schlupflö-
chern. 

Der Sachverständigenrat schreibt in seinem Jah-
resgutachten 1996/1997: 

Die Investitionstätigkeit kommt nicht in Fahrt. 
Die deutschen Unternehmen investieren im Aus-
land. Deutschland konnte aber nicht an den welt-
weiten Direktinvestitionen anderer Länder parti-
zipieren. 

Daraus folgert der Sachverständigenrat: 

Die verschärfte Lage am Arbeitsmarkt beruhte 
vor allem auf der andauernden Investitions-
schwäche und der ungünstigen Entwicklung der 
Arbeitskosten. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Zum gleichen Ergebnis kommt eine Studie des In-
stituts für Weltwirtschaft in Kiel. Dort  steht: 

Letztendlich sind es weniger vergangene Kosten-
entwicklungen als vielmehr die Erwartungen 
über zukünftige Trends, die die internationale Al-
lokation von Risikokapital beeinflussen. Die Tat-
sache, daß ausländische Investoren Deutschland 
gemieden und auch inländische Investoren sich 
verstärkt an anderen Standorten engagiert ha-
ben, deutet darauf hin, daß die Perspektiven für 
den Standort Deutschland relativ ungünstig ein-
geschätzt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das International Institute of Management Deve-
lopment in der Schweiz veröffentlicht jedes Jahr ei-
nen Wettbewerbsbericht. Hier ist Deutschland jetzt 
auf Platz 14 abgerutscht. Das Institut schreibt, 
Deutschland verliere zuviel Zeit beim Umsetzen 
wichtiger Reformen. 

Meine Damen und Herren, dagegen helfen keine 
Steigerung der Massenkaufkraft 

(Zuruf von der SPD: Nur eine bessere 
Regierung!) 

und auch keine Steuerreform, die sich allein auf eine 
Steigerung des Konsums ausrichtet und die Investi-
tionsbedingungen außen vor läßt. 

Professor Peffekoven vom Sachverständigenrat 
sagte am 18. April dieses Jahres in „Die Woche" auf 
die Frage, ob die Entlastung der unteren Einkommen 
über eine Anregung des Konsums Investitionen för-
dere: 

Nein, in den letzten Jahren mußten wir immer 
wieder feststellen, daß die Entlastung der unteren 
Einkommen nicht den gewünschten Nachfrage-
schub bringt. Wer wenig verdient, spa rt  derzeit 
lieber, aus Angst um den Arbeitsplatz. 

Was nützt es, wenn die gestiegene Kaufkraft in aus-
ländische High-Tech-Produkte fließt, die in Deutsch-
land wegen der hohen Kosten nicht mehr konkur-
renzfähig produziert werden? 

Dabei ist es nicht so, daß wir keine Rücksicht auf 
die Nachfrage und die Entlastung der unteren Ein-
kommen und der Familien nehmen. Im Gegenteil: 
Die steuerliche Entlastung der Arbeitskräfte wurde 
schon 1996 in erheblichem Umfang vollzogen. Ich er-
innere an die Erhöhung des Grundfreibetrags und 
die weiter verbesserten Familienleistungen durch die 
neue Kindergeldregelung. 

Heute gilt: Eine gute Angebotspolitik, die den 
Märkten Zuversicht und stabile Erwartung gibt, In-
vestitionen nach Deutschland bringt und Arbeits-
plätze schafft, ist auch die beste Nachfragepolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies ist das Ziel der großen Steuerreform 1998/1999. 

Zur Zukunftssicherung gehört aber nicht nur eine 
große Steuerreform. Wir brauchen auch ein Gesamt-
konzept. Dieses Gesamtkonzept ist die symmetrische 
Finanzpolitik. 

(Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sehr symmetrisch!) 

Das bedeutet: Abbau der Staatsquote, Konsolidie-
rung, wachstumsfördernde Steuerpolitik und Struk-
turreformen. 

(Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Und Haushaltslöcher!) 

Dazu gehört die Abschaffung der ertragsunabhängi-
gen Steuern: Das steht bei der Gewerbekapitalsteuer 
noch aus. Das umfaßt die Reform der Renten- und 
Krankenversicherung. Dazu gehört die Senkung der 
beschäftigungsfeindlichen hohen Lohnzusatzkosten. 
Das bedeutet eine beschäftigungsfreundliche Flexi-
bilisierung des Arbeitsrechts und eine Reform unse-
rer Sozialsysteme. Alle Vorhaben greifen ineinander. 
Keines kann das andere ersetzen. 

Wir können über die Umfinanzierung bei den So-
zialbeiträgen reden. Es wäre aber ein abwegiger 
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Vorschlag, jetzt nur die Senkung der Lohnnebenko-
sten ohne eine begleitende Strukturreform zu regeln 
und auf eine wirkliche Steuerreform zu verzichten. 
Das kann den Durchbruch am Arbeitsmarkt nicht 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Eine Wachstums- und beschäftigungsfreundliche 
Steuerreform ist jetzt genauso wichtig wie die Sen-
kung der Sozialversicherungsbeiträge in Verbindung 
mit kostensenkenden Strukturreformen. 

Die SPD hat sich von der für die Gespräche zur 
Steuerreform vereinbarten Geschäftsgrundlage ent-
fernt. Der Ausgangspunkt war, über eine umfas-
sende wachstumsstärkende Steuerreform zu reden. 
Die Koalition war in diesem Zusammenhang bereit, 
auch über eine Reform der sozialen Sicherungssy-
steme unter Einschluß einer Umfinanzierung zu re-
den. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Eine Einigung schien durchaus möglich. Dann hat 
die SPD die für den 8. März geplanten Gespräche un-
ter einem offenkundigen Vorwand abgesagt. Danach 
hat sie Bedingungen für die Wiederaufnahme gestellt 
und Forderungen nachgeschoben. Schließlich war 
sie nur noch bereit, über eine Umfinanzierung bei 
der Sozialversicherung mit uns zu reden. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: 
Genauso ist es!) 

Wer diesen Ablauf gemäß der genauen Fakten - an 
diesen kann es überhaupt keinen Zweifel geben - 
verfolgt, weiß ganz genau, daß Sie Ihre Taktik entwe-
der geändert haben oder von Anfang an nicht bereit 
waren, über eine wirkliche Steuerreform zu spre-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Petersberger Beschlüsse sind ein Durchbruch 
zu einem neuen Steuersystem. Die Grundprinzipien 
sind: niedrige Steuersätze, breite Bemessungsgrund-
lage, weniger Ausnahmen. Unsere Steuersätze wer-
den künftig im Vergleich mit denen aller großen In-
dustrieländer wettbewerbsfähig sein. Die verbliebe-
nen Standortvorteile Deutschlands und die guten 
wirtschaftlichen Fundamentaldaten, nämlich nied-
rige Preise, niedrige Zinsen und gute Erträge, kön-
nen dann endlich ihre volle Wirkung entfalten und 
zu Investitionen und Arbeitsplätzen führen. 

Die Petersberger Beschlüsse beruhen auf den be-
währten Grundprinzipien der Besteuerung: die Be-
steuerung nach dem individuellen Leistungsprinzip; 
das objektive Nettoprinzip- das heißt: Erwerbsauf-
wendungen bleiben grundsätzlich absetzbar-; das 
subjektive Nettoprinzip, die Existenzsicherung ist 
von der Besteuerung freigestellt; der Verlustaus-
gleich über alle Einkunftsarten bleibt weiter möglich, 
und der Anknüpfungspunkt für den Einkommensbe-
griff bleibt das am Markt erzielte Einkommen. Für 
Unternehmen muß gelten: Rechtsformneutralität und 
Finanzierungsneutralität. 

Das Steuerreformgesetz 1998 mit der Senkung des 
Solidaritätszuschlages und einer Senkung der Kör-
perschaftsteuersätze und der Einkommensteuersätze 
für gewerbliche Einkünfte haben wir bereits im Par-
lament eingebracht. Es soll und kann durch Vorzieh-
effekte schon kurzfristig wichtige Impulse geben. 

Mit dem Steuerreformgesetz 1999 wollen wir das 
Gesamtkonzept der Petersberger Steuervorschläge 
auf den Weg der parlamentarischen Beratung brin-
gen. Das gibt den Märkten Sicherheit auf lange 
Sicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In Papieren der SPD zur Steuerreform sucht man 
leider vergeblich nach Ansätzen und Vorschlägen, 
wie der Standortkonkurrenz in der Steuerpolitik of-
fensiv begegnet werden so ll . Statt dessen wird defen-
siv auf internationale Absprachen gesetzt. 

Wir wenden uns entschieden gegen unfairen Steu-
erwettbewerb. Dafür ist auf meine Initiative auf EU- 
Ebene eine Arbeitsgruppe gegründet worden. Es ist 
aber ein Irrglaube, man könne den Steuerwettbe-
werb insgesamt ausschalten. Wir wollen das auch 
nicht. Wettbewerb ist ein Element der wachstumsför-
dernden Dynamik in Europa, die letztlich allen zu-
gute kommt. 

Doch der SPD sind diese Tatsachen egal. Ein Bei-
spiel: Die SPD spricht sich gegen eine Absenkung 
des Ausschüttungssatzes bei der Körperschaftsteuer 
aus. Dabei wäre gerade die geplante Absenkung des 
Satzes der Körperschaftsteuer auf ausgeschüttete 
Gewinne von 30 auf 25 Prozent eines der wichtigen 
Signale an ausländische Investoren für bessere steu-
erliche Rahmenbedingungen in Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die SPD springt auch zu kurz, wenn sie sich auf 
eine Absenkung der Höchststeuersätze für einbehal-
tene Gewinne beschränken will. Zunächst einmal 
kann man das nicht auf Kapitalgesellschaften be-
schränken. Neun von zehn Unternehmen in Deutsch-
land sind Personenunternehmen. Und, meine Damen 
und Herren, wie kommen wir eigentlich dazu, dem 
Handwerker, dem mittelständischen Unternehmer, 
der in seiner Rechtsform mit seinem gesamten Privat-
vermögen die volle Verantwortung und Haftung 
trägt, schlechter als Körperschaften und Aktienge-
sellschaften zu stellen? - Ich halte das nicht für ge-
recht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Generell gilt: Das wäre ein Hemmnis für den Pro-
duktivitätsfortschritt und den Strukturwandel, denn 
Kapitalbewegungen zwischen den Unternehmen 
und damit der Kapitalfluß zu rentableren Investitio-
nen würden behindert. Außerdem würde die Unter-
scheidung zwischen nicht entnommenen und ent-
nommenen Gewinnen komplizierte Regelungen zur 
Mißbrauchsverhütung und zusätzliche behördliche 
Kontrollen erfordern. 

Wir wollen den Höchststeuersatz für gewerbliche 
Einkünfte von 47 Prozent auf 35 Prozent senken. Das 
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stärkt die Eigenkapital- und damit die Ertragsbasis 
aller Unternehmen, insbesondere derjenigen des 
Mittelstandes. Es stärkt die Liquiditätsbasis der Be-
triebe und erhöht damit die Investitions- und Innova-
tionskraft. 

Der Zukunftstarif 1999 ist wachstumsfördernd und 
im Standortwettbewerb konkurrenzfähig. Er entla-
stet nahezu alle Steuerzahler. Der Eingangssteuer-
satz bei der Einkommensteuer in Höhe von künftig 
15 Prozent findet ungeteilte Zustimmung. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Der Durchschnittssteuersatz beträgt bei einem steu-
erpflichtigen Einkommen von 30 000 DM nach der 
Splittingtabelle 1999 nur noch 1,9 Prozent. Bei einem 
Bruttojahreslohn von 40000 DM beträgt die Entla-
stung einschließlich des Solidaritätszuschlags bei ei-
nem Alleinstehenden 1617 DM oder 20,4 Prozent, bei 
einem Verheirateten sogar 51,1 Prozent. 

(Zuruf von der SPD: Das glauben Sie doch 
selber nicht!) 

- Lesen Sie es doch nach, bedienen Sie sich des Inter-
nets, dann kommen Sie selbst darauf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD: Oh!) 

Bei einem zu versteuernden Einkommen von 
50 000 DM würde der Durchschnittssteuersatz bei 
Anwendung der Splittingtabelle mit 9,5 Prozent im-
mer noch unter der 10-Prozent-Marke liegen. Ein al-
leinstehender Facharbeiter mit einem Bruttojahres

-

verdienst von 70 000 DM wird um 2537 DM oder 14,9 
Prozent entlastet. 

Bei einem zu versteuernden Einkommen von 
200 000 DM erhalten Verheiratete eine Entlastung 
von 12,9 Prozent, und trotzdem zahlt diese Fami lie 
immer noch 53 532 DM an Steuern. Hat diese Familie 
aber bisher alle möglichen Steuerschlupflöcher ge-
nutzt, dann kann auch eine Mehrbelastung daraus 
resultieren, und genau das wollen wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Derjenige, der bisher nur die Schlupflöcher und die 
Vergünstigungen ausgenutzt hat, soll künftig mehr 
Steuern zahlen. 

Es ist bei allen Experten völlig unstrittig: Die hohen 
Spitzensteuersätze sind leistungsfeindlich und ab-
schreckend für Investoren. Das gilt für alle Einkunfts-
arten. Wir wollen daher nicht nur den Höchststeuer-
satz für gewerbliche Einkünfte weiter senken; wir 
wollen und wir müssen auch den Höchststeuersatz 
für alle Einkunftsarten herabsetzen, nämlich von 53 
auf 39 Prozent. 

Bei den Beratungen zum Standortsicherungsgesetz 
vor einigen Jahren haben die Herren Poß und 
Schleußer auf die rechtliche Problematik einer zu 
großen Spreizung der Steuersätze für einzelne Ein-
kunftsarten hingewiesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Nachdem die Chefideologen und Strategen der SPD 
das heute nicht mehr für oppo rtun halten, gilt dies of

-

fenbar als nie gesagt. Ich erinnere mich noch an den 
Satz, einer solchen Spreizung sei die Verfassungs-
widrigkeit auf die Stirn geschrieben. Das ist damals 
von der Linken gekommen, und heute will  man da-
von nichts mehr wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir bleiben dabei: Allein wegen der zusätzlichen 
Gewerbesteuerbelastung ist eine gewisse Spreizung 
für längere Zeit ökonomisch und verfassungsrecht-
lich vertretbar. 

Die SPD ist bezüglich ihrer Stellungnahmen zu 
den Spitzensteuersätzen völlig unglaubwürdig. Ei-
nerseits kritisiert sie die Steuerentlastung höherer 
Einkommen; andererseits vermutet Herr Voscherau 
seit langem, daß Einkommensmillionäre wegen der 
Schlupflöcher keinen Pfennig Steuern zahlen. Meine 
Damen und Herren, nur eines von beidem kann rich-
tig sein. 

Das von Ihnen gern benutzte Argument, ein Inge-
nieur mit 90000 DM Einkommen zahle gleich viel 
Steuern wie ein Rechtsanwalt mit 250 000 DM Ein-
kommen, ist Unsinn. Statt brutto und netto verwech-
seln Sie jetzt Grenz- und Durchschnittsbesteuerung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bei einem zu versteuernden Einkommen von 90 000 
DM beträgt die Durchschnittsbelastung rund 25 Pro-
zent, bei einem steuerpflichtigen Einkommen von 
250000 DM fast 39 Prozent. Das ist der Unterschied. 

(Zuruf von der SPD: Viel zu wenig!) 

- Das sehen einige in Ihrer Pa rtei anders. 

Das Mitglied des Sachverständigenrates Professor 
Peffekoven legt im „Handelsblatt" vom 16. April 
1997 korrekt und überzeugend dar: Bei der Progres-
sion der Einkommensteuer sieht niemand ein Pro-
blem darin, Beziehern hoher Einkommen eine hö-
here Steuerlast zuzumuten. Bei der Absenkung des 
Tarifs muß dann logischerweise das gleiche gelten. 
Die absoluten Entlastungen sind bei hohen Einkom-
men zwangsläufig höher als bei niedrigen Einkom-
men. Das Fazit von Professor Peffekoven ist richtig: 

Wer das nicht akzeptieren will, müßte eigentlich 
gegen die Progression in der Einkommensteuer 
votieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Übrigens vermutet Professor Peffekoven, daß die 
Millionäre die eigentlichen Verlierer der Reform sein 
werden. Wer also die Reform verhindert, ist im 
Grunde der Protektionist der Millionäre. Das sind Sie 
von der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Lachen bei der SPD - Detlev von Larcher 
[SPD]: Das finde ich gut! Klassenkämpfer 

Waigel!) 

- Das hat gesessen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Unruhe bei der SPD) 
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Das mußte einmal gesagt werden. Aber Sie haben 
gleich wieder die Möglichkeit, sich lärmend zu betä-
tigen, wenn ich den Finanzminister von Nordrhein-
Westfalen zitiere. 

Im Sommer 1996 äußerte Schleußer - - 

(Zuruf von der SPD: Ist schon lange her!) 

- Das ist schon lange her, ruft da drüben einer. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Kurzzeitgedächtnis in Lafontaineschen Formeln: in 
immer kürzeren Abständen die S trategie ändern. 

(Zuruf von der SPD: HIV - H an  fisch ver

-

jesse!) 

Also, Schleußer, Sommer 1996: 

Eine Steuerreform, die diesen Namen verdient, 
muß mit einer deutlichen Senkung sowohl des 
Eingangs- als auch des Spitzensteuersatzes ver-
bunden sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört, hört!) 

- Moment noch, es kommt noch besser. A lles wört-
lich: 

Steuersätze wie derzeit diskutiert von 20 Prozent 
und 40 Prozent sind dabei anstrebenswert. 

Hat der Mann recht oder nicht? Versteht er etwas von 
seinem Fach oder nicht? Kann die SPD noch zu dem 
Finanzminister stehen oder nicht? Wenn das nicht 
mehr stimmt und die Kritik stimmt, dann müssen Sie 
ihm sagen, er solle seinen Hut nehmen, dann kann er 
doch nicht mehr als Finanzminister des bevölke-
rungsreichsten Landes in Deutschland agieren. Das 
müssen Sie sich einmal fragen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber es kommt noch besser. Der Fraktionsvorsit-
zende der SPD, Herr Scharping, im Deutschlandfunk 
am 24. Januar 1997: 

(Zurufe von der CDU/CSU: Lange her!) 

Eine Festlegung des Spitzensteuersatzes scheint 
mir in der gegenwärtigen Situation nicht nötig. 

Und dann der wichtige Satz: 

Es ist mir übrigens auch gleichgültig, ob der bei 
38 oder bei 40 Prozent liegt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Jetzt nehmen wir mal die für Sie bessere Version: 
40 Prozent. Ja, meine Damen und Herren, auf der Ba-
sis hätten wir eine Lösung finden können. Warum ha-
ben Sie sich dann von den Verhandlungen verab-
schiedet? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Und ganz neu: Ihr und mein Freund - wenn ich das 
so sagen darf - Hans Apel in der „Wirtschaftswoche" 
vom 21. April 1997, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lange her!) 

also ganz aktuell: 

Voraussetzung für Steuergerechtigkeit sind nied-
rigere Steuersätze. 

Und nochmals wörtlich: 

Diese Forderungen erfüllen Theo Waigels Vor-
schläge. 

Meine Damen und Herren, warum hat nicht auch 
Hans Apel recht, wenn er so etwas zum Ausdruck 
bringt? 

Und der Vizepräsident des Bundestages Hans-Ul-
rich  Klose am 17. April 1997: 

Aus psychologischen Gründen ist dazu auch eine 
Senkung des Spitzensteuersatzes erforderlich. 
Wenn das dazu führt, daß Großverdiener auch 
wirklich Steuern zahlen und nicht ihr Einkommen 
durch Abschreibungen auf nu ll  herunterbringen, 
bringt das mehr Steuern in die Kasse, als es Ein-
nahmeausfälle bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wann endlich, meine Damen und Herren von der 
SPD, folgen Sie denen, die hier, wie ich meine, das 
Richtige und Notwendige sachkundig zum Ausdruck 
gebracht haben? Hier zeigt sich Ihre Zerrissenheit. 
Sie folgen nicht dem Sachverstand, sondern wollen 
die ideologische populistische Auseinandersetzung 
gegen das Gemeinwohl Deutschlands! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, niedrige Tarife und 
eine breite Bemessungsgrundlage gehören zusam-
men. Bei allen Diskussionen im einzelnen, das eine 
ist ohne das andere nicht zu bekommen. Deshalb ist 
es ganz wichtig, immer wieder auf die Wirkung des 
Gesamtpaketes zu schauen. Es ist nicht zu bestreiten, 
die Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nacht-
arbeit sind sauer verdientes Geld. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Über eine Übergangsregelung kann man reden. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

- Das haben wir im ersten Sondierungsgespräch zwi-
schen uns bereits zum Ausdruck gebracht, im ersten 
Sondierungsgespräch! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Doch viele Steuerzahler, alle Selbständigen zum 
Beispiel, erhalten trotz Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit keine Zuschläge. Es wird allen Steuer-
zahlern eine Last aufgebürdet, die eigentlich Sache 
der Tarifvertragsparteien ist, nämlich für Arbeit unter 
erschwerten Bedingungen einen fairen Lohn zu zah-
len. 

In jedem Falle gilt: Trotz der geplanten Einschrän-
kung wird beispielsweise eine Krankenschwester mit 
einem Einkommen von etwa 53 000 DM inklusive bis-
her steuerfreier Zuschläge von ca. 2 500 DM 1999 
noch um etwa 500 DM entlastet. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 
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Und auch für die Einführung einer Entfernungs-
pauschale von 40 Pfennig pro Kilometer ab dem 
16. Kilometer zusätzlich zur Werbungskostenpau-
schale gilt: Ein Feinmechaniker, verheiratet, Jahres-
bruttolohn 63 000 DM, der 50 Kilometer Anfahrt zur 
Arbeitsstelle hat, würde noch immer 1 164 DM mehr 
im Portemonnaie haben. 

Die hälftige Einbeziehung der Lohnersatzleistun-
gen in die steuerliche Bemessungsgrundlage bei 
Wegfall des Progressionsvorbehalts bringt oft eine 
Entlastung. Die vorgesehene Besteuerung der Lohn-
ersatzleistungen bringt insgesamt Steuerminderein-
nahmen von rund 250 Millionen DM. 

Ein Arbeitnehmer mit einem Bruttolohn von 
60 000 DM, der sechs Monate arbeitslos war, würde 
bei der vorgesehenen Besteuerung der Lohnersatz-
leistungen trotzdem um 753 DM entlastet. 

Die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage im 
Unternehmensbereich ändert nichts an der deut-
lichen Entlastungswirkung unter dem Strich. Ein 
kleiner Familienbetrieb mit einem Gewinn von 
150 000 DM würde um etwa 2 300 DM entlastet. Ein 
mittelständisches Einzelunternehmen mit einem Ge-
winn von 450 000 DM würde auch bei einer Verbrei-
terung der Bemessungsgrundlage um 50 000 DM um 
etwa 19 000 DM real entlastet. Eine Ak tiengesell

-schaft mit einem Gewinn von 2 Millionen DM würde 
bei einer Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 
um 250 000 DM zum Beispiel wegen der Absenkung 
der degressiven Abschreibung auf bewegliche Wi rt

-schaftsgüter um rund 42000 DM entlastet. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wie finanzieren Sie das 

eigentlich?) 

Auch die heute ungleichäßige Besteuerung von 
Renten, Pensionen und Erwerbseinkommen bedarf 
dringend einer Klärung. Im Standardfall - Ertragsan-
teil in Höhe von 27 Prozent- sind Renten bei Allein-
stehenden heute bis zu 65 000 DM steuerfrei. Ein Ar-
beitnehmer mit vergleichbarem Einkommen zahlt 
nach geltendem Recht in diesem Fa ll  bereits etwa 
14 800 DM Steuern im Jahr. Diese Zahlen sprechen 
für sich. Daher sollen die Renten künftig mit 30 bzw. 
50 Prozent in die steuerliche Bemessungsgrundlage 
eingehen, unabhängig davon, ob Rentenansprüche 
allein aus eigenen Beiträgen stammen oder auch aus 
steuerfreien Arbeitgeberanteilen. 

Im ersten Fall soll von je 1 000 DM ein Betrag von 
300 DM und im zweiten Fa ll  von je 1 000 DM ein 
Betrag von 500 DM in die steuerliche Bemes-
sungsgrundlage einbezogen werden. Dennoch bleibt 
die Rente eines Alleinstehenden ab 1999 bis zu 
31 511 DM - das sind 2 600 DM im Monat - steuerfrei, 
wenn er kein weiteres steuerpflichtiges Einkommen 
erzielt. Bei Verheirateten bleiben Jahresrenten bis zu 
62 549 DM - das sind 5 200 DM monatlich - steuer-
frei. Im Ergebnis erreicht die Besteuerung der Renten 
das Niveau, das es vor der Erhöhung der Grundfrei-
beträge durch das Jahressteuergesetz 1996 im Jahr 
1995 hatte. 

Als ich diese ganze Systematik in verfassungs-
rechtlicher und steuerrechtlicher Hinsicht und in ih-

rer Auswirkung einem sachkundigen Sozialdemo-
kraten erklärt habe, hat er gesagt: A lles, was Sie sa-
gen, ist richtig; aber dagegen stehen Parteibe-
schlüsse. 

(Zurufe von der SPD: Wer war das denn?) 

Ich frage Sie: Müssen wir das tun, was richtig ist, 
oder sind wir an Parteibeschlüsse gebunden, die der 
Realität nicht ins Auge sehen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Bei der vorgesehenen Besteuerung von Erträgen 
aus Kapitallebensversicherungen gilt: Versiche-
rungsrenten werden in der Ansparphase wie Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung behandelt: 
Die Beiträge werden steuerlich nicht erfaßt. Bei den 
Kapitallebensversicherungen steht der Gedanke der 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung dagegen in 
vielen Fällen nicht im Vordergrund. Wir halten eine 
Abgeltungssteuer von 10 Prozent auf die jährlich gut-
geschriebenen Zinsen für angemessen. Alternativ 
kann die Besteuerung mit dem individuellen Steuer-
satz beim Zufluß der angesammelten Zinserträge ge-
wählt werden. Eine echte Rückwirkung ist nicht vor-
gesehen. Es sollen nur Zinserträge erfaßt werden, die 
nach dem Jahr 2001 gutgeschrieben werden. Der 
Sonderausgabenabzug der Beiträge zur Kapitalle-
bensversicherung wird auch künftig möglich sein. 
Die besondere Rolle der Lebensversicherungen als 
Alters- und Hinterbliebenenvorsorge wird nicht in 
Frage gestellt. 

Meine Damen und Herren, wie hält es die SPD mit 
der Bemessungsgrundlage? Von dieser Stelle aus bin 
ich in den letzen beiden Jahren von Herrn Scharping 
und vor allen Dingen von Herrn Lafontaine immer 
wieder aufgefordert worden, ich solle endlich die 
Vorschläge von Professor Bareis aus der Schublade 
nehmen und sie aufgreifen und umsetzen. 

Wir haben Sie immer wieder gefragt: Sind Sie be-
reit, die Dinge mitzutragen? Jetzt haben wir das ge-
tan. Professor Bareis sagt: Jawohl, das ist ein großer 
Wurf. Und genau jetzt drehen Sie sich, genau jetzt 
wenden Sie sich von dem Gesagten und Geforderten 
aus opportunistischen Gründen wieder ab. Das, 
meine Damen und Herren, nenne ich politische Ver-
logenheit. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Ein wichtiger Punkt der Reform ist die Höhe des Fi

-

nanzvolumens. Das Gesamtvolumen der Tarifentla-
stung beträgt rund 84 Mil liarden DM im Entste-
hungsjahr. Der wesentliche Teil der Gegenfinanzie-
rung sind die Mehreinnahmen aus der Verbreiterung 
der steuerlichen Bemessungsgrundlage. Sie betragen 
rund 45 Milliarden DM im Entstehungsjahr. 

Ein weiterer Finanzierungsbeitrag muß durch Um-
schichtung von direkten zu indirekten Steuern kom-
men. Wir halten eine Nettoentlastung von rund 30 
Milliarden DM für notwendig und fiskalisch vertret-
bar, wenn man sie entsprechend auf die Ebenen auf-
teilt. 
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Die kassenmäßigen Auswirkungen der Steuerre-

form einschließlich der Rückführung des Solidaritäts-
zuschlags betragen 1999 etwa 56 Mil liarden DM. Für 
den Wegfall des allein den Bund betreffenden Solida-
ritätszuschlags haben wir in der Finanzplanung Vor-
sorge getroffen. 

Danach belaufen sich die kassenmäßigen Ausfälle 
1999 auf rund 49 Milliarden DM. Von den 49 Milliar-
den DM ist nun die gewollte, noch nicht konkret fest-
gelegte Umschichtung - das wird im Laufe der Bera-
tungen noch erfolgen - von den direkten zu den indi-
rekten Steuern abzuziehen. 

Zusätzlich ist ein Selbstfinanzierungseffekt der Re-
form durch Wachstumseffekte zu erwarten. Das RWI 
in Essen erwartet eine Wachstumssteigerung um 
reichlich ein halbes Prozent im Jahr 1999 - eine 
Selbstfinanzierung von knapp 30 Prozent. Und eine 
aktuelle Studie der OECD kommt zu dem Ergebnis: 
Länder mit niedrigen Grenzsteuersätzen haben ein 
höheres Wirtschaftswachstum als Länder mit hö-
heren Grenzsteuersätzen. 

Erfahrungen in den Vereinigten Staaten oder in 
Großbritannien bestätigen: Die Reformen führten zu 
Mehreinnahmen. Der niedrigere Steuerdruck führte 
dazu, daß weniger in Steuersparmodelle als in Zu-
kunftsprojekte investiert wurde. Länder wie die USA 
oder Großbritannien haben heute trotz niedrigerer 
Tarife einen etwa gleich großen Anteil des Einkom-
mensteueraufkommens am BIP wie Deutschland. 

Auch in Skandinavien hat man den Mut zu Re

-

formmaßnahmen, wie wir sie nun planen, gehabt. 
Diese Länder haben nach den Steuerreformen in den 
90er Jahren eine deutlich sinkende Arbeitslosigkeit 
zu verzeichnen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Nettoentlastung für 
die Gebietskörperschaften vertretbar. Wenn wir den 
Konsolidierungskurs unverminde rt  fortsetzen, kann 
dieses Reformwerk in die Finanzplanungen einge-
paßt werden. 

Wer jetzt allerdings nur kurzfristig denkt und, wie 
die SPD, keine oder fast keine Nettoentlastung wi ll 

 und damit die Initialzündung für Wachstum und Be-
schäftigung kaputtmacht, schneidet sich schon bald 
ins eigene Fleisch. 

Die öffentlichen Kassen sind nur die Kostgänger ei-
ner florierenden Wi rtschaft und gut verdienender 
Steuerzahler. Die Steuerreform sichert gerade mit ih-
rer Nettoentlastung die öffentlichen Kassen auf län-
gere Sicht. 

Wir dürfen nicht statisch denken. Wenn wir nichts 
tun, wird die Steuerstruktur zu einem immer größe-
ren Wachstumshemmnis. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Die Ergiebigkeit des Steuersystems wird noch zu-
rückgehen. Andere Länder schaffen attraktive steu-
erliche Rahmenbedingungen, die Global players auf 
den Weltmärkten werden immer findiger, ihre glo-
bale Steuerlast zu optimieren. 

Meine Damen und Herren, die SPD macht sich hier 
wieder einmal unglaubwürdig, wenn sie gleichzeitig 
wichtige Elemente der notwendigen Gegenfinanzie-
rung ablehnt, zum Beispiel eine Einschränkung der 
degressiven AfA, die Streichung der Steuerfreiheit 
von Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- und Nacht-
arbeit, die Einführung der geplanten Entfernungs-
pauschale sowie die gleichmäßigere Belastung von 
Löhnen, Lohnersatzleistungen und Renten. 

Zusätzlich allerdings forde rt  sie, den Grundfreibe-
trag schon 1998 auf 14 000 DM zu erhöhen und das 
Kindergeld für das erste und zweite Kind um 30 DM 
anzuheben. Allein die Zusatzforderungen der SPD 
addieren sich auf etwa 20 Mil liarden DM. Eine an-
gebliche Lücke bei uns zu beklagen und 20 Milliar-
den DM draufzusetzen, um den Fami lien und ande-
ren vorzugaukeln, man könne ihnen mehr geben, ist 
eine unglaubwürdige Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das steuerfreie Existenzminimum und der Fami-
lienleistungsausgleich sind durch das Jahressteuer-
gesetz 1996 bis einschließlich 1999 auf eine gute und 
solide Basis gestellt. Meine Damen und Herren, es 
wäre zwar schön, wünschenswert und ich würde es 
jedem von Herzen gönnen, wenn man jetzt einer Fa-
milie für jedes Kind 30 DM mehr geben könnte. Nur: 
Der Arbeitsplatz für den Vater und die Mutter und 
künftig für das Kind ist im Moment wichtiger als die 
Erhöhung des Kindergeldes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

1997 erreicht die Entlastung der Familien voraus-
sichtlich ein Volumen von 74,5 Milliarden DM; im 
Jahr 1982 waren es 27,5 Milliarden DM. 

Meine Damen und Herren, das Steuerreformgesetz 
1999 ist der entscheidende Auslöser für Investitionen 
und Arbeitsplätze am Standort Deutschland. Mit der 
großen Steuerreform geben wir die wichtigen Si-
gnale für die Märkte. Wir geben das Signal, daß wir 
für das 21. Jahrhundert gerüstet sind. Jetzt müssen 
wir unsere Reformfähigkeit in Deutschland beweisen 
und die großen Reformen verabschieden. Das bringt 
Zuversicht, Optimismus und Aufbruchstimmung. 

Im Interesse Deutschlands fordere ich die SPD auf, 
endlich aus dem Bremserhäuschen des Standortzu-
ges herauszukommen. Nehmen Sie die Verantwor-
tung für das Gemeinwohl wahr. Lassen Sie es nicht 
zu, daß Sie auch noch bei der Steuerpolitik von den 
Grünen überholt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Richtig ist, was gestern oder vorgestern einige Zei-
tungen schrieben: Die Bürger sind die taktischen 
Mätzchen längst leid. 

(Otto Reschke [SPD]: Auch die Regierung!) 

Verhandeln Sie ernsthaft mit uns, konstruktiv, of-
fen und ohne ideologische oder wahltaktische Scheu-
klappen. Die Menschen in Deutschland erwarten, 
daß wir uns zusammensetzen und endlich gemein-
sam unsere Pflicht tun. Unsere Einladung an Sie 
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bleibt bestehen. Unser Entwurf steht, unsere Kon-
zeption ist richtig, und sie wird sich durchsetzen. 

Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P. - Zuruf von der SPD: Das war ja 

schon fast eine Abschiedsrede!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht in der 
Debatte jetzt der Kollege Joachim Poß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist der neue 
Oppositionsführer!) 

Joachim Poß (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich habe, Herr Bundesfinanzmi-
nister, ein gewisses Verständnis für Ihre Rundum-
schläge gegen die SPD nach den vergangenen 
schweren Jahren in Ihrem Amt als Bundesfinanzmi-
nister. Wenn ich an die vergangenen, schweren Wo-
chen in Ihrem Amt als CSU-Vorsitzender denke, 
habe ich schon ein gewisses Verständnis dafür, daß 
Sie gelegentlich nicht nur die Übersicht, sondern 
auch noch die Contenance verlieren. 

(Beifall bei der SPD - Eduard Oswald [CDU/ 
CSU]: Billig!) 

Das haben Sie hier eindrucksvoll demonst riert . 

Sie sagen, Sie hätten mit einem sachkundigen So-
zialdemokraten gesprochen; 

(Zuruf von der F.D.P.: Den gibt es nicht!) 

ich habe kürzlich auf NTV den CSU-Parteitag beob-
achtet und die Rede von Herrn Stoiber, Ihrem bayeri-
schen Parteifreund, zum Beispiel zu dem Problem Be-
steuerung von Zuschlägen und Renten gehört. Da 
hat er in der Sache den Sozialdemokraten recht ge-
geben. Vielleicht sollten Sie sich einmal mit Ihrem 
bayerischen Parteifreund Stoiber zusammensetzen 
und nicht nur mit von Ihnen nicht namentlich ge-
nannten sachkundigen Sozialdemokraten, Herr Bun-
desfinanzminister! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Sie haben von der Weige rung der SPD gesprochen, 
die Steuerreform zügig umzusetzen. Das ist das Ge-
genteil der Wahrheit. Sie haben doch erst am Diens-
tag im Kabinett und in den Koalitionsfraktionen den 
Jumbo beschlossen. Heute findet mit unserer Zustim-
mung schon die erste Lesung statt. Im Finanzaus-
schuß haben wir einstimmig einen Zeitplan verabre-
det, der Sondersitzungen des Finanzausschusses im 
Mai und im Juni vorsieht. Wenn Wochen verloren ge-
gangen sind, liegt das doch an der Regierung und 
nicht an der SPD. 

(Beifall bei der SPD) 

Verdrehen Sie also bitte nicht die Fakten. 

Wenn ich dann noch lese, daß Herr Schäuble die 
gesamte Reform auf 1999 verschieben wi ll, kann ich 
doch wohl davon ausgehen, daß wir Beratungszeit 
haben. Oder ist jetzt etwa Herr Schäuble der Verzö

-

gerer? Dabei hat doch die F.D.P. schon plakatiert: 
Wer zu spät senkt, den bestraft das Leben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir bekommen heute einen Gesetzentwurf mit ei-
nem Finanzierungsloch von 57 Milliarden DM vor-
gelegt. Man muß sich das einmal vorstellen: 57 Mil-
liarden DM! Noch keine Bundesregierung hat es bis-
her gewagt, einen solchen Gesetzentwurf im Bun-
destag vorzulegen. Für jeden Vorgänger von Herrn 
Waigel wäre dies ein Anlaß gewesen zurückzutreten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Aber der Finanzminister selbst schlägt einen solchen 
Gesetzentwurf mit einem riesigen Loch vor. Man 
müßte Herrn Waigel dieses selbst dann vorwerfen, 
wenn er als Kassenwart in eine volle Kasse gegriffen 
hätte. Aber die Kasse ist längst leer. Herr Waigel 
macht schon lange zu Lasten Dritter Schulden. Das 
sind nicht die Schulden dieser Generation, das sind 
Schulden unserer Kinder! Dies ist der Skandal. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Sie haben es gerade nötig, in diesem Zusammen-
hang von Kostgängern zu reden. Wenn einer der teu-
erste Kostgänger dieser Nation zu Lasten der Bürger 
ist, dann sind es doch Sie, Herr Waigel. 

(Beifall bei der SPD - Eduard Oswald 
[CDU/CSU]: Keine Inhalte! Völlig inhalts-

los!) 

Die Steuer- und Finanzpolitik dieser Bundesregie-
rung ist von Grund auf unse riös. Immer wieder redet 
sie anders, als sie handelt - und das immer gleichzei-
tig. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Und so etwas 
nennt sich Sprecher!)  

Jahrelang haben Sie zum Beispiel die Forde rungen 
der SPD nach gezielten Investitionsprogrammen zur 
Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen in ideolo-
gischer Verbohrtheit als keynesianisches Teufelszeug 
abgetan. Erst wenige Wochen ist es her, daß Kanzler 
Kohl ein Investitionsförderprogramm verkündet, das 
in dieser Form von der SPD gefordert wurde. Für die 
Wirtschaft und für die Arbeitsplätze wäre es besser 
gewesen, Sie wären unserem Vorschlag schon eher 
gefolgt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

In ihren Sonntagsreden sprechen CDU/CSU und 
F.D.P. gleichermaßen davon, daß sie bereit sind, sich 
den umweltpolitischen Herausforderungen zu stellen 
und die ökologische Modernisierung unserer Ge-
sellschaft voranzubringen. Wenn es dann darum 
geht, wirklich etwas zu tun, lehnen Sie im Deutschen 
Bundestag jeden konkreten Vorschlag der SPD oder 
auch der Grünen rigoros ab. CDU/CSU und F.D.P. re-
den davon, daß die Verschuldung nicht weiter stei-
gen darf, legen aber einen Steuerreformentwurf vor, 
der zwangsläufig zur Folge hat, daß die Verschul-
dung von Bund, Ländern und Gemeinden sp runghaft 
in die Höhe get rieben wird. 
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Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 

reden ständig davon, daß unsere Wi rtschaft verläßli-
che Rahmenbedingungen braucht. Das ist auch rich-
tig. Ihre Steuer- und Finanzpolitik leistet hierzu je-
doch nicht den geringsten Beitrag. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Gegenteil. Denken Sie doch nur an das Hin und 
Her um die Rückführung des Solidaritätszuschlags. 
Der Fraktionsvorsitzende der F.D.P., Herr Sohns, 
hatte, wie Sie sich erinnern, seinen Schnauzer ver-
wettet, daß der Solidaritätszuschlag bereits 1997 in 
einem ersten Schritt zurückgeführt wird. Wie Sie alle 
wissen, wurde daraus nichts. Der Soli ist noch in vol-
ler Stärke da und der Schnauzer von  Henn  Solms, 
wie Sie alle sehen können, auch noch. 

Bundeskanzler Kohl hat im Sommer vergangenen 
Jahres versprochen, bis Ende 1999 sei der Solidari-
tätszuschlag endgültig weg. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie doch 
mal was zur Sache, Herr Poß!) 

Herr Kohl hat nicht gewettet. Er weiß, warum. Wir 
alle wissen: Den Solidaritätszuschlag wird es noch 
viele Jahre geben. Sie kündigen ständig Dinge an, 
die nicht geschehen. Kein Wunder, daß die Wi rt

-schaft und die Bevölkerung Ihre Politik nicht mehr 
ernst nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit dem jetzt vorgelegten Gesetzentwurf setzen 
Sie diese unseriöse Ankündigungspolitik fort . Bei der 
Anhörung zum ersten Teil der Steuerreform in der 
letzten Woche haben sich die Sachverständigen zu 
den Beschäftigungswirkungen der Steuerreform ge-
äußert. Mit der vorgezogenen ersten Stufe wollen Sie 
kurzfristig Arbeitsplätze schaffen. Die Sachverständi-
gen haben übereinstimmend festgestellt, daß dieses 
Ziel glatt verfehlt wird. Herr Professor Walter von der 
Deutschen Bank hat sogar von einer Mogelpackung 
gesprochen. Das Rheinisch-Westfälische Institut für 
Wirtschaftsforschung schätzt den „Impuls" für das 
Wirtschaftswachstum auf nicht mehr als 0,1 Prozent. 

Damit steht fest: Wertvolle Zeit wird nutzlos für 
eine Reform vertan, die diesen Namen nicht verdient. 
Vertane Chancen können aber auch nicht mit dem 
zweiten Teil des Steuerpakets wettgemacht werden. 
Statt dessen hat sich das RWI dafür ausgesprochen, 
zur Schaffung neuer Arbeitsplätze vor allem eine 
Senkung von Sozialbeiträgen vorzunehmen. Die Re-
duzierung der Sozialbeiträge sei beschäftigungspoli-
tisch effizienter und würde das Entlastungsprofil stär-
ker zugunsten unterer und mittlerer Einkommens-
gruppen verschieben, also zugunsten der Gruppen, 
die durch die deutsche Einheit, in Zahlen nachgewie-
sen, besonders belastet werden. Die Reduzierung der 
Sozialbeiträge ist genau das, was die SPD wi ll, und 
zwar zum 1. Juli 1997. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies haben wir auch in den Gesprächen mit Ihnen 
gefordert. Der Bundeskanzler hatte bereits angekün

-

digt, daß er ebenfalls zu einer Senkung der Lohnne

-

benkosten bereit sei. Darüber hätten wir reden kön-
nen und reden sollen. 

Ich halte es für unverantwo rtlich, daß Sie den Kon-
sens in zentralen Fragen der Steuer- und Finanzpoli-
tik jetzt verweigern. Sie sind zur Kooperation auch 
dort  nicht bereit, wo wir uns schnell einigen könnten. 
Ich nenne in diesem Zusammenhang neben den 
Lohnnebenkosten die Senkung des Eingangssteuer-
satzes. Wir wollen eine deutliche Senkung, und Sie 
wollen eine. Dennoch sind Sie nicht bereit, mit uns 
gemeinsam in diesem Punkt eine Lösung zu suchen. 
Die Senkung des Eingangssteuersatzes ist ein zentra-
les Element für einen neuen, leistungsorientierten 
Steuertarif. Warum waren Sie nicht bereit, im Kanz-
leramt mit uns über diesen Punkt zu sprechen? 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten wollen den Grundfreibetrag 
auf 14 000 DM für Ledige und 28 000 DM für Verhei-
ratete erhöhen. Damit wird das Existenzminimum ei-
nes Erwachsenen im Jahre 1999 zweifelsfrei und ver-
fassungsfest steuerfrei gestellt. Darüber soll kein 
Konsens möglich sein? Sie verweigern sich an dieser 
Stelle, meine Damen und Herren von der Koalition. 
Sie sind nicht bereit, Kompromisse einzugehen. Wer 
nicht bereit ist, Kompromisse einzugehen, erreicht 
gar nichts. 

(Beifall bei der SPD) 

Weil der Bundeskanzler offensichtlich keine Ver-
handlungsvollmacht von der F.D.P. bekam, war Ihre 
Koalition zu einem Konsens nicht bereit. Sie sind we-
gen Ihrer inneren Zerissenheit zu einem Konsens 
nicht einmal fähig. 

(Beifall bei der SPD) 

Fähig und einig sind Sie in der Koalition nur, wenn 
es darum geht, großspurig Steuersenkungen zu ver-
sprechen und nach den jewei ligen Wahlen beim 
Steuerzahler zu kassieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist die Kontinuität der Bundesregierung in der 
Steuerpolitik: Steuersenkungsversprechen und Steu-
erlügen als Mittel der Politik. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Beschäftigungspolitik war und ist Ihnen immer 
weniger wert  als die Absicht, die Wähler mit Steuer-
senkungen vor der Wahl zu täuschen, um hinterher 
die Steuern zu erhöhen. Nicht umsonst sind Steuerlü-
gen das Markenzeichen dieser Koalition und dieses 
Bundeskanzlers. 

(Beifall bei der SPD) 

Und jetzt ist zu lesen, daß Herr Schäuble überlegt, 
die gesamte Steuerreform auf das Jahr 1999 zu ver-
schieben. Unsere Bemühungen waren darauf gerich-
tet, eine Steuerreform schon zum 1. Januar 1998 
wirksam werden zu lassen und nicht bis zum Jahre 
1999 zu warten. Uns ging und geht es darum, Atten-
tismus zu vermeiden und die Wirkung der Steuerre-
form, nämlich Klarheit über die Rahmenbedingun-
gen, die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 
und niedrigere Steuersätze für die Wi rtschaft, für Ar- 
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beitnehmer und Fami lien, so früh wie möglich herzu-
stellen. 

Wir Sozialdemokraten haben darauf gesetzt, daß 
der Bundeskanzler ein Verhandlungsmandat für die 
Koalition bekommen würde. Dies war ein Irrtum. Wir 
sind davon ausgegangen, daß der Bundeskanzler die 
Zustimmung seiner Koalition für wirksame und sinn-
volle Maßnahmen bekommen würde. Wir haben al-
lerdings auch die Rolle des Fraktionsvorsitzenden 
Schäuble unterschätzt, der von Anfang an in mehre-
ren Interviews gesagt hat, daß für die Bezieher der 
kleinen Einkommen diesmal nichts drin sei. 

Die Tatsache, daß der Bundeskanzler bei dem letz-
ten Gespräch schon um 9.05 Uhr feststellte - „Lassen 
Sie uns heute feststellen, was festzustellen ist", sagte 
er-, daß aus seiner Sicht die Gespräche gescheitert 
seien, und die Tatsache, daß Sie die Presseerklärung 
über das Scheitern schon vorher geschrieben haben, 
beweisen, daß Sie keinen Konsens wollten, und zwar 
aus parteitaktischen Gründen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, eine Steuerreform, die 
nicht solide finanziert ist, ist keine Steuerreform. Ihr 
Gesetzentwurf macht unser Steuerrecht nicht einf a

-cher und nicht gerechter. Statt dessen reißen Sie in 
die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden 
neue, riesige Finanzlöcher. 

Sie sprechen immer von 30 Milliarden DM Netto-
entlastung. Tatsächlich aber fehlen nach Ihren eige-
nen Angaben im Jahre 1999 57 Mil liarden DM. Dazu 
kommt noch, Herr Minister, daß die bisherigen Steu-
ereinnahmen dieses Jahres erkennen lassen, daß 
nach der anstehenden Mai-Schätzung für die Jahre 
1997 bis 2001 schon für das laufende Jahr etwa 
20 Milliarden DM für Bund, Länder und Gemeinden 
fehlen werden. Diese Steuerausfälle werden in den 
folgenden Jahren sogar noch höher sein. 

Bei dieser dramatischen Haushaltslage sind 30 Mil-
liarden DM Nettoentlastung und damit 30 Milliarden 
DM höhere Schulden für Bund, Länder und Gemein-
den unverantwortlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen ganz genau, Herr Waigel, daß Ihr bayeri-
scher Parteifreund, Ministerpräsident Stoiber, das in 
keinem Fall mitmachen wird. 

Sie rechtfertigen die im Gesetzentwurf vorgese-
hene Nettoentlastung in Höhe von 30 Mil liarden DM 
mit dem sogenannten Selbstfinanzierungseffekt. In 
diesem Zusammenhang verweisen Sie, wie heute 
morgen, gern auf US-Erfahrungen unter Reagan. 

(Zuruf des Abg. Otto Schily (SPD)) 

- Herr Huber hat sich vorsichtshalber schon verflüch-
tigt. 

Noch vor einem Jahr waren Sie ganz anderer Mei-
nung. Mit Blick auf die Steuervorschläge Ihres Kolle-
gen Uldall stellten Sie damals kurz und knapp fest, 
daß eine genaue Analyse der brachialen Steuersen-
kungspolitik, mit der einst Reagan in den USA fiska-
lischen Schiffbruch erlitten habe, Uldall von vornher

-

ein hätte davon abhalten müssen, ausgerechnet in 
Deutschland einen neuen Aufguß der gescheiterten 
US-Steuerreform zu propagieren. 

Ich möchte dem Waigel '96 ausnahmsweise aus-
drücklich zustimmen und dem Waigel '97 sagen, daß 
seine Selbstfinanzierungsvorstellungen schon des - 
halb nicht aufgehen können, weil von der angekün-
digten Mehrwertsteuererhöhung mit einem Volu-
men von 15 bis 16 Milliarden DM dämpfende Effekte 
auf Konjunktur und Wachstum ausgehen, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

die einen möglichen Selbstfinanzierungseffekt wie-
der weitgehend zunichte machen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Bezeichnend ist allerdings, daß die Bundesregierung 
diese Mehrwertsteuererhöhung nicht in ihren Ge-
setzentwurf aufgenommen, sondern in einer Fußnote 
versteckt hat. 

Meine Damen und Herren, unter dem Deckmantel 
der Steuersystematik hat die Koalition offenbar nur 
Belastungen für Arbeitnehmer im Visier. Das zeigt 
insbesondere die Besteuerung der Lohnzuschläge. 
Sie wird in der Gesetzesbegründung neben der Sy-
stematik auch damit gerechtfertigt - man höre -, daß 
die Steuerfreistellung der Lohnzuschläge die Lohn-
abrechnungen durch den Arbeitgeber verkompli-
ziere und für den betroffenen Arbeitnehmer offenbar 
nicht mehr durchschaubar sei. Die Bundesregierung 
als Wahrer von Arbeitnehmerinteressen - einfach 
grotesk! 

(Beifall bei der SPD) 

Mit der vorgesehenen Besteuerung der Zuschläge 
sowie der drastischen Reduzierung der Kilometer-
pauschale wird Kohls Steuerpaket für viele Arbeit-
nehmer unter dem Strich keine Steuerentlastung, 
sondern ganz erhebliche Mehrbelastungen bringen. 

(Gisela Frick [F.D.P.]: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

Ausgerechnet die Leistungsträger, die Männer und 
Frauen, die jeden Tag ins Büro oder in die Fabrik ge-
hen, werden so nicht nur nichts von der Steuerreform 
haben, sondern sie müssen statt dessen sogar ganz 
kräftig draufzahlen. 

Das, was ich jetzt vortrage, orientiert sich an Ihren 
Zahlen sowie an der Auswertung von Fragen und 
Antworten. Ein verheirateter Chemiefacharbeiter mit 
zwei Kindern, einem Bruttolohn von 55 000 DM im 
Jahr plus Schichtzuschlägen von 9 000 DM im Jahr 
sowie einer Entfernung zum Arbeitsplatz von 30 Kilo-
metern müßte unter dem Strich jährlich 3 253 DM 
mehr Steuern und Sozialabgaben zahlen. Ein lediger 
Facharbeiter in der Druckindustrie mit einem Brutto-
lohn von 75 000 DM im Jahr plus Schichtzuschlägen 
von 10 000 DM im Jahr sowie einer Entfernung zum 
Arbeitsplatz von 40 Kilometern hätte sogar eine 
Mehrbelastung von 3 854 DM zu tragen. Dabei sind 
die Belastungen durch die Erhöhung der Mehrwert-
steuer bei einem Haushalt mit einem verheirateten 
Paar und zwei Kindern in Höhe von 300 bis 400 DM 
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im Jahr noch gar nicht mitberücksichtigt. Das sind 
immense Mehrbelastungen für Arbeitnehmer, die 
wichtige Leistungsträger unserer Gesellschaft sind. 

Hat denn dann Herr Stoiber nicht recht, wenn er in 
diesem Zusammenhang die Frage stellt, ob diese und 
andere Vorschläge mit dem Charakter einer Volks-
partei noch zu vereinbaren sind? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Insgesamt fällt die Bilanz der Gesetzentwürfe der 
Koalition zur Steuerreform daher vernichtend aus: 

Erstens. Es gibt keine zusätzlichen Wachstums- 
und Beschäftigungsperspektiven. 

Zweitens. Die Bezieher hoher Einkommen werden 
massiv begünstigt. 

Drittens. Ihr Konzept treibt die Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden in eine unverant-
wortliche Verschuldung. 

Wir Sozialdemokraten wollen zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit die Sozialabgaben schon zum 1. Ju li 

 dieses Jahres senken. Wir wollen eine Steuer- und 
Abgabenreform aus einem Guß. Wir haben ein Re-
formkonzept, das für mehr Arbeitsplätze sorgt, das 
sozial gerecht ist und das solide finanzierbar ist. 

(Beifall bei der SPD - Carl-Ludwig Thiele 
[F.D.P.]: Wo ist das Konzept denn?) 

Wir setzen dabei an zwei wirtschaftspolitisch ent-
scheidenden Punkten an. Durch jahrelange Real-
lohnverluste und durch die Rekordbelastung der Ar-
beitnehmer mit Steuern und Abgaben hat die Bun-
desregierung mit ihrer falschen Politik die Binnen-
konjunktur geschwächt. Die SPD wi ll  deshalb die 
Kaufkraft durch Steuersenkungen für Arbeitnehmer 
und Familien stärken. Nur wenn die Nachfrage 
steigt, werden die Unternehmen in neue Arbeits-
plätze investieren. Allererste Priorität haben deshalb 
für uns die Verbesserung des steuerlichen Grundfrei-
betrages, die spürbare Senkung des Eingangssteuer-
satzes auf unter 20 Prozent und die Verbesserung des 
Familienleistungsausgleichs durch eine Anhebung 
des Kindergeldes für das erste und zweite Kind um 
30 DM. 

Das bringt für eine Familie mit zwei Kindern jähr-
lich eine Entlastung von 1700 DM. Deswegen mer-
ken Sie sich, meine Damen und Herren von der Ko-
alition: Eine sozial gerechte Steuerreform ist die 
wachstumsfreundlichste Steuerreform. 

(Beifall bei der SPD) 

Die steigenden Sozialbeiträge verteuern die Arbeit 
und vernichten Arbeitsplätze. Deshalb wi ll  die SPD 
eine Senkung der Sozialabgaben im Rahmen einer 
ökologischen Steuerreform. Die Beitragssenkung 
entlastet Arbeitnehmer und Unternehmen, stärkt die 
Kaufkraft und verringert die Arbeitskosten. Wie 
lange wollen sich eigentlich die Volksparteien CDU 
und CSU von der Klientelpartei F.D.P. vorführen las-
sen? 

(Beifall bei der SPD) 

Solange sie das weiter machen, wird es in den zen-
tralen Fragen der Finanzpolitik im Vorfeld keinen 
Konsens geben können. 

Ich will es ganz deutlich sagen: Es sind nicht Klien-
telparteien, die für die Akzeptanz politischer Ent-
scheidungen in der Bevölkerung zu sorgen haben. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr wahr!) 

In einer Situation mit erheblichen strukturellen Ver-
änderungen in dieser Gesellschaft, die unausweich-
lich sind, ist es Aufgabe von Volksparteien, Innova-
tionen zu fördern, die Modernisierung voranzutrei-
ben und gleichzeitig die soziale Symmet rie zu wah-
ren. 

(Beifall bei der SPD - Gisela F rick [F.D.P..]: 
Dann machen Sie es doch!) 

Das, meine Damen und Herren von der Koalition, 
empfinden jedenfalls wir Sozialdemokraten als 
Volkspartei als unseren Auftrag. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat der 
Kollege Friedrich Merz. 

Friedrich Merz (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn deine Sache zu schlecht ist, rufe die Pa rtei 
zur Hilfe; ist die Pa rtei zu schlecht, rufe die 
Sache zur Hilfe; sind beide zu schlecht, dann ver-
wunde den Gegner. 

Dies ist ein Ausspruch des Schatzkanzlers in Irland 
im 18. Jahrhundert gewesen. Er scheint schon da-
mals den Kollegen Poß gekannt zu haben, sonst hätte 
er das nicht gesagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Das trifft auf Wai

-

gel zu!) 

Er fährt dann fo rt : 

Bist du im Unrecht, verwende allgemeine und 
mehrdeutige Ausdrücke und häufe Unterschei-
dungen und Unterteilungen ohne Ende. 

Herr Kollege Poß, was, glauben Sie, denken die 
vielen Zuschauer auf der Tribüne, die vielen Zu-
schauer am Fernsehen und vor allen Dingen diejeni-
gen, die die Bundesrepublik Deutschland etwas 
nüchtern und kritisch von außen betrachten, über 
diese Woche in Bonn? 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist eine gute Frage! - 

Zurufe von der SPD) 

Was, glauben Sie, denken diejenigen über die 
Bundesrepublik Deutschland, die nicht nur die 
Schreihälse dahinten hören, sondern die im Rahmen 
des internationalen Standortwettbewerbs in Deutsch-
land oder in einem anderen Land auf dieser Welt 

(Horst Kubatschka [SPD]: Den machen Sie 
doch nicht!) 
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Investitionsentscheidungen zu treffen, wi rtschaftli-
ches Wachstum und Arbeitsplätze zu ermöglichen 
haben? 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie verwechseln die SPD 

mit der Bundesregierung!) 

Meine Damen und Herren, für die internationalen In-
vestoren ist die Woche in Bonn nicht besonders at-
traktiv gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Carl-Ludwig Thiele 
[F.D.P.]: Leider wahr!) 

Ihr Beitrag, Herr Poß, hat dem leider auch nicht ent-
gegengewirkt. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Da sind wir auf 
Ihren gespannt!) 

Nun lassen Sie uns, auch wenn der nächste Wahl-
kampf offensichtlich seine Schatten vorauswirft, hier 
als Parlamentarier, als Verantwortungsträger in der 
Bundesrepublik Deutschland die Frage stellen, wel-
che Möglichkeiten wir haben, um den 4,5 oder 4,6 
Millionen Arbeitslosen in Deutschland - auch von de-
nen wird der eine oder andere heute morgen am 
Bildschirm sitzen und sich diese Debatte ansehen - 
eine Perspektive zu verschaffen, innerhalb der näch-
sten Monate in Deutschland wieder einen Arbeits-
platz zu finden. Meine Damen und Herren, die Aus-
führungen darüber, wer durch die Steuerreform hö-
her oder wer geringer belastet wird, hilft nicht weiter. 

Herr Kollege Poß, ich zitiere aus einer Zeitung, die 
wirklich nicht in dem Verdacht steht, ein offizielles 
Organ der Bundesregierung oder dieser Koalition zu 
sein. Haben Sie eigentlich den „Spiegel" dieser Wo-
che gelesen? Ist Ihnen eigentlich aufgefallen, daß 
schon auf seinem Titelblatt eine Reihe von Staaten 
dieser Welt - wenn ich es richtig in Erinnerung habe, 
waren das Großbritannien, die Niederlande und die 
Vereinigten Staaten von Amerika - zitiert worden 
sind: „Alle schaffen Arbeitsplätze"? Darunter war 
eine Deutschlandfahne abgebildet, unter der stand: 
„Wir nicht." Ist Ihnen das eigentlich aufgefallen, 
Herr Poß? 

(Joachim Poß [SPD]: Seit wann trägt diese 
Regierung Verantwortung? Wer regiert 

denn seit 1982?) 

- Herr Kollege Poß, auch dazu sage ich gleich noch 
etwas. 

Ich weiß nicht, ob es Ihnen aufgefallen ist, Herr 
Kollege Poß: Ich habe Ihrer Rede die ganze Zeit zu-
gehört. Jetzt lassen Sie uns doch wenigstens einmal 
den Versuch unternehmen, ein paar Argumente aus-
zutauschen, die dazu dienen können, die schwierige 
Lage unseres Landes ein klein wenig mit Hoffnung 
zu versehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Hören Sie doch mit dieser unerträglichen Herumkra-
keelerei auf! Das will doch in Deutschland keiner 
mehr hören. Die Menschen warten darauf, daß wir 
ihnen eine Perspektive geben. Wir sollten nicht in 

einen Wettlauf eintreten, wer hier im Parlament am 
lautesten schreien kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Bringen Sie doch 
einmal ein paar Argumente, und zitieren 

Sie nicht nur!)  

Nun lassen Sie uns doch bitte einmal die Gelegenheit 
nutzen, nach geeigneten Wegen zu suchen. 

Meine Damen und Herren, alle diese Staaten, die 
in der „Spiegel"-Titelgeschichte diese Woche zitiert 
worden sind - haben Sie das eigentlich gemerkt, 
oder haben Sie das heute morgen bewußt unerwähnt 
gelassen? -, haben die Angebotsbedingungen ihrer 
Volkswirtschaften verbessert. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Sehr 
richtig!) 

Ist Ihnen eigentlich aufgefallen, daß kein Indust rie-
land dieser Welt, das sich in den letzten Jahren den 
Reformerfordernissen gestellt hat, allein von der 
Nachfrageseite her die Lösung gesucht hat? Fällt Ih-
nen eigentlich auf, daß Sie mittlerweile die einzigen 
auf der Welt sind, die zwar auf ihren Parteitagen 
noch die Internationale und „Brüder, zur Sonne, zur 
Freiheit" singen, aber sonst provinziell eine reine 
Nachfragepolitik fordern? Fällt es Ihnen eigentlich 
nicht auf, daß Sie selbst in der sozialdemokratischen 
Internationale keinen mehr finden, der diesen ökono-
mischen Weg mit Ihnen gehen will? 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das ist unwahr! 
- Abg. Joachim Poß [SPD] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

- Nein, Herr Kollege Poß, ich möchte das jetzt im Zu-
sammenhang vortragen. 

(Lachen bei der SPD - Detlev von Larcher 
[SPD]: Das glaube ich! - Joachim Poß [SPD]: 
Es läuft der Export , und zwar glänzend, und 

nicht die Binnenkonjunktur!) 

Wir müssen in der Bundesrepublik Deutschland, 
wie in anderen Staaten auch, die Angebotsbedingun-
gen unserer Volkswirtschaft verbessern. Das bedeu-
tet, daß wir so wie die Holländer in der Lage sein 
müssen, die Lohnstückkosten zu senken - Ho lland 
hat sie gesenkt -, 

(Joachim Poß [SPD]: Im europäischen Ver

-

gleich haben wir die niedrigsten Lohnstück

-

kosten in diesem Jahr! Lesen Sie einmal das 
Gemeinschaftsgutachten!) 

daß wir so wie die Briten und Amerikaner in der 
Lage sein müssen, die Flexibilität der Arbeitsmärkte 
ein Stück zu erhöhen. Wir müssen wohl auch in der 
Lage sein, die Kosten der Arbeit zu senken. 

Herr Poß, es hilft natürlich überhaupt nicht weiter, 
so wie Sie den Vorschlag zu machen, jetzt die Sozial-
beiträge zu senken und dies alles mit einer ökologi-
schen Steuerreform zu finanzieren. Einem Arbeitneh-
mer ist es relativ egal, warum seine Abgaben so hoch 
sind. Auch einem Arbeitgeber, der in Deutschland in-
vestieren will, ist es relativ egal, warum die Abgaben 
so hoch sind. Wenn sich die Summe der Abgaben 
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nicht reduziert, dann wird es nicht zu neuen Investi-
tionen in Deutschland kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Sie drehen das 

aber auch so, wie Sie es wollen!) 

Deswegen verschließen wir uns nicht dem Weg, auch 
die Sozialbeiträge zu senken; aber eine reine Um-
finanzierung zwischen Steuern und Sozialbeiträgen 
hilft uns überhaupt nicht weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Lassen Sie mich mit einem Argument auseinander-
setzen, das uns - ich gebe zu, auch in den eigenen 
Reihen - einige Schwierigkeiten macht bei dem Be-
streben, die Steuersätze insgesamt senken zu wollen. 
Dem DGB ist eingefallen, zu der Steuerreform eine 
Stellungnahme abzugeben, die überschrieben war 
mit „Maßgeschneidert für Millionäre". 

(Zurufe von der SPD: Das stimmt auch! - So 
ist das!) 

Meine Damen und Herren, jeder weiß doch, daß 
unser Steuersystem in Deutschland eben keine 
strikte Trennung vornimmt zwischen den reinen Un-
ternehmenseinkünften und den Privateinkünften, 
sondern daß beide Bereiche zusammenwirken. Der 
überwiegende Teil der Unternehmen in Deutschland 
wird nach dem Einkommensteuergesetz besteuert, 
weil  - der Bundesfinanzminister hat darauf hinge-
wiesen - der große Teil der Unternehmen eben Per-
sonengesellschaften sind. We il  es hier einen Zusam-
menhang gibt, können wir nicht einseitig die Steuer-
sätze für Unternehmen senken und die Steuersätze 
für Privateinkommen davon unberührt lassen. Offen-
sichtlich kennen Sie diesen Zusammenhang. Aber 
Sie machen sich Parolen zu eigen, um die Steuerre-
form insgesamt zu einer reinen Gerechtigkeitsde-
batte verkommen zu lassen. 

Nein, meine Damen und Herren, wir müssen schon 
einmal etwas über den Zaun blicken und darauf ach-
ten, warum andere Staaten in der Lage gewesen 
sind, die Steuerbelastung ihrer Bet riebe und ihrer Ar-
beitsplätze zu senken. 

Herr Kollege Poß, Sie kommen ja wie ich aus Nord-
rhein-Westfalen. Ist Ihnen eigentlich völlig entgan-
gen, daß Ihr bzw. unser Landeswirtschaftsminister in 
Nordrhein-Westfalen in den letzten Monaten zuneh-
mend darüber klagt, daß Unternehmen ihren Sitz 
von Nordrhein-Westfalen zum Beispiel in die Nieder-
lande verlegen, we il  sie dort  auf bessere steuerliche 
Rahmenbedingungen stoßen? 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Ist Ihnen eigentlich entgangen, daß mittlerweile 
eine zweistellige Zahl von Unternehmen pro Monat 
die Bundesrepublik Deutschland verläßt, we il  sie in 
Holland bessere Bedingungen vorfinden als in Nord-
rhein-Westfalen? Entgeht Ihnen das alles? Wenn Ih-
nen das nicht entgeht, warum versuchen Sie nicht, 
darauf wenigstens in der Steuerpolitik eine Antwort 
zu geben? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie haben hier nun auch den Haushalt angespro-
chen. Richtig ist, daß wir in allen Gebietskörperschaf-
ten - bei Bund, Ländern und Gemeinden - große 
Schwierigkeiten mit dem Ausgleich unserer öffentli-
chen Kassen haben. Ist denn aber die rein fiskalische 
Betrachtung der öffentlichen Haushaltslage eine 
Antwort darauf, wie die Angebotsbedingungen für 
Arbeitsplätze in einer sich immer schneller verän-
dernden Welt gestaltet werden müssen? 

Ist das die einzige Antwort, die wir denjenigen ge-
ben können, die internationale Investitionsentschei-
dungen treffen? Glauben Sie, daß es irgend jeman-
den auf dieser Welt interessiert, wie wir unsere Haus-
halte in Deutschland ausgleichen, wenn er vor der 
Frage steht, ob er in Österreich, Holland, Großbritan-
nien, USA oder Deutschland investieren soll? Ist das 
die einzige Antwort, die wir darauf geben können? 

Wir werden uns hier wohl etwas mehr anstrengen 
müssen. Wenn Sie uns das schon nicht glauben, 
dann sage ich Ihnen folgendes: Ich habe beim Jah-
reswechsel noch einmal nachgelesen, wie das in an-
deren Staaten gemacht worden ist. Der amerikani-
sche Präsident Ronald Reagan, der mit der ersten 
großen Reform vor fast 20 Jahren angefangen hat, 
hat sich nicht etwa auf neuere Erkenntnisse dieser 
Zeit berufen, sondern auf einen Philosophen aus dem 
14. Jahrhundert, der einmal gesagt hat 

(Zurufe von der SPD) 

- nun hören Sie doch wenigstens einmal einen Au-
genblick zu -: Am Anfang einer Dynastie stehen 
niedrige Steuersätze und hohe Steuereinnahmen. 
Am Ende einer Dynastie stehen hohe Steuersätze 
und niedrige Steuereinnahmen. 

(Lachen und Zuruf von der SPD: Damit sind 
doch Sie gemeint!) 

- Ich habe mir gedacht, daß Sie jetzt mit dieser billi-
gen Antwort kommen und glauben, daß wir uns am 
Ende einer Dynastie befinden. Darauf ist zu antwor-
ten: Erst einmal gibt es in einer Demokratie keine 
Dynastie, und zweitens sollten Sie akzeptieren, daß 
es einen ökonomischen Zusammenhang zwischen 
niedrigen Steuersätzen und hohen Steuereinnahmen 
gibt. Offensichtlich sind Sie aber zu diesen Funda-
mentalerkenntnissen überhaupt nicht mehr in der 
Lage. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sage Ihnen ganz offen: Ich bin froh, daß die Ge-
spräche, die auf der Ebene der Spitzen der Regierung 
und der Opposition stattgefunden haben, in dieser 
Woche beendet worden sind. Es tut dem Land nicht 
gut, wenn hinter verschlossenen Türen an den Parla-
menten vorbei versucht wird, grundlegende Ent-
scheidungen zu treffen. Es hat sich jetzt ausgegipfelt. 

Jetzt können wir im Parlament ein ordnungsgemä-
ßes Verfahren beginnen. Wir tun das mit dem heuti-
gen Tag. Wir tun das verantwortungsbewußt und mit 
Lösungsvorschlägen, die ohne Zweifel verbesse-
rungsfähig sind. Niemand von uns bildet sich ein, die 
letzte Weisheit gefunden zu haben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Sie bestimmt!) 
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Aber wir tun das in der Verantwortung für die vielen 
Millionen, die in Deutschland Arbeit haben wollen 
und ihren Arbeitsplatz behalten wollen. Wir tun das 
vor allen Dingen in unserer parlamentarischen Ver-
antwortung und in der Hoffnung, daß Sie, Herr Kol-
lege Poß und andere, sich dieser Diskussion und Aus-
einandersetzung in den Gremien des Parlaments und 
auch hier im Deutschen Bundestag stellen. 

(Joachim Poß [SPD]: Was machen wir denn? 
- Detlev von Larcher [SPD]: Was soll das 
denn? Was machen wir denn im Finanzaus

-

schuß?) 

Deutschland hat in dieser schwierigen Lage, in der 
wir uns befinden, mehr verdient als eine kleinka-
rierte Auseinandersetzung um die Frage, ob die 
Stelle hinter dem Komma stimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir in der Bundesrepublik Deutschland brauchen 
jetzt trotz des beginnenden Bundestagswahlkampfes 
und angesichts einer sich drastisch verändernden 
ökonomischen Lage in einer globalisierten Welt ein 
paar Grundentscheidungen. Wenn Sie es mir nicht 
glauben, dann glauben Sie es doch wenigstens Öko-
nomen wie Professor Dornbusch vom MIT in den 
USA, der die Industrienationen vor die Alternative 
gestellt hat, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Wir hatten 
gerade eine Anhörung, Herr Merz!) 

entweder ein tatkräftiges Umbauprogramm anzuge-
hen oder ein allmähliches Abgleiten in steinzeitliche 
Zustände zu riskieren. 

Meine Damen und Herren, wir sind auch vor dem 
Hintergrund des beginnenden Bundestagswahl-
kampfes bereit, ein tatkräftiges Umbauprogramm zu 
beginnen. Die Steuerreform in den beiden Bereichen 
für 1998 und 1999 ist ein Teil davon. Wir sind zu die-
ser Auseinandersetzung bereit und fordern Sie auf, 
Ihre parlamentarische und auch Ihre staatsbürgerli-
che Verpflichtung wahrzunehmen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P. - Detlev von Larcher [SPD]: Leer

-

formeln statt Argumente! Kein einziges 
Argument!)  

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat der 
Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen, 
Joseph Fischer. 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Daß sich Deutschland in der K rise befindet, wird 
von niemandem mehr bestritten, in einer der schwer-
sten Krisen seit dem Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland, 

(Bundesminister Dr. Jürgen Rüttgers: Das ist 
doch Quatsch!) 

in einer Krise, die ein doppeltes Vorgehen notwendig 
macht: Es handelt sich um die Notwendigkeit, die in

-

nere Einheit herzustellen, die Lasten gerecht zu ver

-

teilen und die Entwicklung in Ostdeutschland voran-
zubringen, so daß wir wirklich von einer Vereinigung 
sprechen können. Es handelt sich um die Notwen-
digkeit, die strukturellen Anpassungen, die über 
Jahre hinweg verschlafen und ausgesessen wurden, 
an die Bedingungen einer sich rapide verändernden 
Weltwirtschaft vorzunehmen. 

Massenarbeitslosigkeit und Reformunfähigkeit 
kennzeichnen die gegenwärtige Situation. Die F.D.P. 
nickt dazu. Sie sind einer der Hauptverantwortlichen, 
denn Sie regieren dieses Land. Es ist nicht die Oppo-
sition, die dieses Land regiert. Bei aller Bedeutung, 
die Sie der Opposition zumessen, wollen wir das 
nicht vergessen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Rolf Kutz

-

mutz [PDS]) 

4,5 Millionen ausgewiesene - real über 6 Millionen; 
Tendenz: eher ansteigend - Arbeitslose sind die bit-
tere Realität. Ich frage Sie: Was geschieht in diesem 
Lande wirklich? Der Widerspruch zwischen Hand-
lungsnotwendigkeit - das hat diese Debatte heute 
morgen wieder auf beschämende Art  und Weise klar-
gemacht - und Handlungsunfähigkeit seitens der 
Verantwortlichen, seitens der Regierung und der Ko-
alition verstärkt sich. Sind Sie sich eigentlich darüber 
im klaren - das habe ich mich heute morgen ange-
sichts dieser Debatte und auch der Steuergespräche 
gefragt -, daß Sie dabei sind, eine substantielle, tief

- gehende Krise das Vertrauens in die Funktionsweise 
unseres demokratischen Systems auszulösen, wenn 
Sie weiter so vorgehen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Angesichts dieser deprimierenden Wirk lichkeit, 
die hier von niemandem mehr bestritten wird, haben 
wir in den letzten Wochen ein Stück aus dem Bonner 
Tollhaus mit dem Titel „Steuergespräche" erlebt. 
Wenn die Sache nicht so ernst wäre, könnte man 
über das, was da passiert ist, fast ins Lachen geraten. 
Es gab de facto eine große Koalition: Ein gewaltiger 
Berg kreißte, und am Ende kam nicht einmal mehr 
ein fiepsendes Mäuschen heraus. Das war die Reali-
tät dieser Steuergespräche - 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

trotz des Schocks auf Grund der Arbeitslosenzahlen 
im Januar, trotz der Strukturkrise, in der wir stecken, 
und trotz einer dramatisch wachsenden strukturellen 
Verwerfung und Massenarbeitslosigkeit. 

Heute erleben wir die Debatte über die Schuld-
frage. Ich fürchte, daß wir jetzt bis zur Bundestags-
wahl auf Hintze-Niveau die Debatte erleben werden, 
wer schuld daran ist, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland nichts vorangeht. Sie mögen die SPD in 
diesem Punkt kritisieren. Ich habe zwar nicht für die 
SPD zu sprechen, aber trotzdem frage ich - der Bun-
deskanzler ist nicht da - Herrn Schäuble: Glauben 
Sie denn allen Ernstes, daß eine Rechnung aufgehen 
kann, die die Steuerentlastung mit der Klientelpartei 
F.D.P. macht und die dann die aufgerissenen Löcher 
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durch Steuerbelastungen und Steuererhöhungen mit 
der Oppositionspartei SPD stopft? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Rolf Kutz

-

mutz [PDS]) 

Daß diese Rechnung nicht aufgehen konnte, war mir 
von Anfang an klar. 

Im Blick auf den Bundesfinanzminister muß man 
folgende Frage stellen: Wi ll  er eigentlich diese Steu-
erreform, für die er so lautstark kämpft? Wenn man 
nach dem Scheitern der Steuergespräche in die 
Union hineinhört, dann stellt man fest, daß viele hin-
ter vorgehaltener Hand sagen: Dem Theo ist das gar 
nicht so unrecht, denn er weiß ganz genau, daß die 
Steuersenkungen, die er vorträgt, nicht gegenfinan-
ziert sind. 

(Detlev von Larcher [SPD]: So ist das!) 

Er weiß ganz genau, daß er eine Deckungslücke von 
56 Milliarden DM nicht gegenfinanziert hat. Über 
den Vorwand „Die SPD ist schuld, daß die Steuerre-
form scheitert" landet er im Grunde genommen wie-
der da, wo er schon einmal im Zusammenhang mit 
dem Bareis-Gutachten und den darin formulierten 
Vorschlägen war: bei der Ablehnung eines von ihm 
in Auftrag gegebenen Gutachtens zur großen Steuer-
reform. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn man sich Ihre 
große Steuerreform anschaut und die langen Lita-
neien, die Herr Waigel hier vorträgt, anhört, dann 
stellt man fest, daß Ihre Vorschläge über den ent-
scheidenden Punkt nicht hinwegkommen und daher 
nichts nützen. 

Wenn man sich Ihre Steuerreform anschaut, dann 
stellt man fest, daß sie erstens sozial ungerecht ist. 
Sie haben vor allen Dingen bei den hohen Einkom-
men - teilweise auch bei den unteren - eine Entla-
stung vorgesehen, aber die hohe Belastung, die Tarif-
nähe zwischen altem und neuem Tarif besteht vor al-
lem im mittleren Bereich. Das Ganze wird erst zu ei-
nem Schuh unter dem Gesichtspunkt der sozialen 
Schieflage. 

Wenn Sie Ihre Gegenfinanzierungsvorschläge zum 
Decken des Haushaltslochs von 56 Mil liarden DM 
hinzunehmen, nämlich die Mehrwertsteuererhö-
hung, dann wird aus Ihrer Steuerentlastung, Herr 
Waigel, eine sozial ungerechte Steuerreform zu La-
sten von abhängig Beschäftigten, zu Lasten von un-
teren und mittleren Einkommen, die über die Mehr-
wertsteuererhöhung, über die Abschöpfung von 
Massenkaufkraft die Zeche bezahlen sollen, damit 
Spitzensteuersätze auf die Einkommen der F.D.P.-Kli-
entel und anderer gesenkt werden können. Das ist 
die Realität. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Dr. Hermann Otto Solms 

[F.D.P.]: Was sind denn Ihre Vorschläge?) 

Ich möchte von Ihnen, Herr Waigel, da Sie schon so 
schön mit Zahlen jongliert haben, heute einmal klipp 

und klar wissen, was Sie jetzt beabsichtigen, um 
diese 56 Milliarden DM gegenzufinanzieren. 

Sie sprechen von 82 Milliarden DM Steuerausfäl-
len durch die Reform. Sie sagen, Sie haben durch 
eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 38 
Milliarden DM gegenfinanziert. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: 
45 Milliarden  DM!)  

Damit fehlen 44 Milliarden DM. Hinzu kommt dann 
noch die Absenkung des Solidaritätszuschlags, so 
daß sich eine Lücke von insgesamt 56 Mil liarden DM 
ergibt. 

Ich sage Ihnen: Eine Steuerreform vorzulegen, bei 
der der entscheidende Punkt, nämlich die Aussage 
darüber, wie sie finanziert wird, offenbleibt, ist keine 
Steuerreform, sondern ein Prinzip Hoffnung. Wenn 
Sie sich zum Prinzip Hoffnung bekennen, dann rate 
ich den Bürgerinnen und Bürgern, dem kleinen 
Mann und der kleinen Frau, gut auf ihr Portemon-
naie achtzugeben, 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

denn dieses Prinzip Hoffnung heißt bei Ihnen in 
Wirklichkeit Steuererhöhung. Wo kommen die feh-
lenden 56 Milliarden DM her? Wer soll bezahlen? - 
Das sollten Sie hier und heute einmal klipp und klar 
sagen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Christa 

Luft [PDS]) 

In dem Gesetzentwurf, den Sie uns hier vorgelegt 
haben, ist das ja richtig süß. Der entscheidende 
Punkt kommt auf Seite 2 sozusagen verhuscht im 
Text vor. Da heißt es dann unter „B. Lösung": 

Spürbare Nettoentlastung von Steuerbürgern 
und Unternehmen bei der Einkommensbesteue-
rung im Umfang von bis zu 30 Mrd. DM und teil-
weise Gegenfinanzierung durch Umschichtung 
innerhalb des Steuerrechts 

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

und durch Verringerung des Anteils der lei-
stungsfeindlichen direkten Steuern an den Steu-
ereinnahmen zu Lasten der konsumabhängigen 
indirekten Steuern. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Mein lieber Herr Dr. Waigel, dann reden wir nicht 
mehr über Steuerentlastung, sondern über Steuerer-
höhungen. Dann kommen Sie hierher und sagen das 
auch dem deutschen Volk, daß Ihre Steuerreform an 
diesem Punkt auf Steuererhöhungen hinausläuft! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Christa 

Luft [PDS]) 

Nein, meine Damen und Herren, die Wahrheit ist: 
Wir reden hier in Wirklichkeit über Steuererhöhun-
gen, die vor allem bei den unteren und mittleren Ein-
kommen zu Buche schlagen werden. Das ist die 
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ganze Wahrheit Ihrer Steuerreform, und insofern soll-
ten Sie sich auch offen zu dem Umverteilungscharak-
ter dieses Werkes bekennen. 

Das hat nichts mit altertümlicher Klassenkampf-
rhetorik zu tun, sondern man muß nur eins und eins 
zusammenzählen - dabei kommt zwei heraus, näm-
lich Entlastung oben und Belastung unten, vor allem, 
wenn man Ihre Steuererhöhungsabsichten mit einbe-
zieht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Mich, Herr Waigel - 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel spricht 
mit der Abg. Gerda Hasselfeldt [CDU/ 

CSU]) 

Hallo! - 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Ja, ja! 
- Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN - Zuruf von der CDU/CSU: Er kann es 
nicht mehr hören! - Werner Schulz [Berlin] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Er zeigt die 

kalte Schulter!) 

Mich, Herr Waigel, würde heute klipp und klar 
Ihre Haltung zur Mehrwertsteuererhöhung interes-
sieren. Sie als Mitglied der Bundesregierung haben 
jederzeit Rederecht. Wollen Sie eine Mehrwertsteu-
ererhöhung? Wieviel Prozentpunkte soll diese betra-
gen? Wann soll sie gegebenenfalls kommen? 

Das ist das eine, damit diese Posse um die Mehr-
wertsteuer endlich beendet wird. 

Als zweites würde mich die Beantwortung folgen-
der Frage interessieren: Wollen Sie eine Erhöhung 
der Mineralölsteuer, um die jetzt aufreißenden 
neuen Löcher Ihres Haushaltes decken zu können? - 
Diesbezüglich hört man ja Unterschiedliches. Sie 
sprechen sich für die Erhöhung der Mineralölsteuer 
aus, Herr Stoiber spricht sich dagegen aus, der Bun-
deskanzler weist das zurück, nachdem er in der 
„Bild"-Zeitung mit einer mächtigen Schlagzeile kon-
frontiert wird, wonach er schon um das Dahinschwin-
den der Stimmen seiner Wählerinnen und Wähler 
fürchtet, obwohl ich sicher bin, daß ihr darüber ge-
sprochen habt und diese Absicht verfolgt. 

(V o r s i t z : Vizepräsidentin Michaela Geiger) 

Der Bundestag ist das geeignete Forum, in dem Sie 
Klarheit schaffen können, Herr Bundesfinanzmi-
nister. Wie sieht es mit einer Mineralölsteuererhö-
hung aus? - Kommen Sie ans Rednerpult, sagen Sie 
klar Ihre Haltung, schenken Sie uns hier reinen Wein 
oder meinetwegen auch reines Mineralöl ein, vor al-
len Dingen den Bürgerinnen und Bürgern! 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Machen Sie klar, welche Belastungen auf uns zu-
kommen, und verstecken Sie sich nicht weiter hinter 
irgendwelchen nebulösen Formulierungen! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Barbara 

Höll [PDS] und Dr. Christa Luft [PDS]) 

Wer was bezahlt, das ist die erste zentrale Frage, 
die erste Wahrheitsfrage, die man an dieses Reform-
werk richten muß. 

Die zweite wichtige Frage: Wann wird denn diese 
Steuerreform kommen? Der Termin ist keine Neben-
sächlichkeit. Ob sie 1998 oder 1999 kommt, scheint 
nur auf den ersten Blick eine Nebensächlichkeit zu 
sein; denn wir haben 1998 eine klitzekleine Kleinig-
keit zu erledigen: Das deutsche Volk, der deutsche 
Souverän, hat einen neuen Bundestag zu wählen. 
Mit diesem Steuerreformkonzept, unterstützt von 
Helmut Kohl und Theo Waigel, für die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer, für die Erhöhung der Mineralöl-
steuer, für eine höhere Belastung der unteren und 
mittleren Einkommen wird es ein schöner Wahl-
kampf. Da wird selbst Pfarrer Hintze mit seiner Rote-
Socken-Kampagne überfordert sein. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Ergo kommt man zu der Konsequenz, daß 1999 ja 
auch noch ein Jahr sei. Warum machen wir also die 
Erhöhung nicht 1999? Nun war die geniale Idee des 
Wirtschaftspolitikers Theo Waigel, es gebe einen 
Vorzieheffekt, wenn man die Unternehmensteuern 
vorher senke. Gestern lasen wir allerdings etwas an-
deres - so zumindest meldet es „Reuter": 

Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion, Wolfgang Schäuble, hat Änderungen am 
Zeitplan der Koalition für die Senkung von Steu-
ern und Sozialbeiträgen ins Gespräch gebracht. 
Ein Sprecher der Fraktion hat dies bestätigt. 

Schäuble möchte alles zusammen 1999 verwirkli-
chen, also nicht mehr den Unternehmensteil 1998 
vorziehen: 

Schäuble möchte insgesamt 1999 das ganze Re-
formwerk angehen. Schäuble begründet die Ver-
schiebung der Steuersenkung für Unternehmen 
damit, daß bei der Expertenanhörung zu dem Ge-
setz die Hoffnungen auf erhebliche Effekte für 
die Wirtschaft nicht bestätigt worden seien. 

Meine Damen und Herren, in dieser Meldung stek-
ken zwei Nachrichten: Erstens ist die Hoffnung auf 
eine positive Wirkung auf die Wirtschaft durch das 
Reformwerk Waigels nicht gegeben. Das ist eine sehr 
wichtige Tatsache, die Herr Schäuble hier ausspricht. 
Dazu würde mich auch Ihre Haltung hier interessie-
ren. Auch die Arbeitsplatzeffekte - das hat die Anhö-
rung ebenfalls gezeigt - sind minimal. Daher können 
wir auch nicht davon reden, daß dieses Reformwerk 
ein energischer Ansatz sei, die Massenarbeitslosig-
keit zu bekämpfen. 

(Abg. Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 
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- Herr Kollege Schäuble, Sie hätten vorhin Zeit ge-
habt, direkt auf die Opposition zu antworten. Das 
hätte ich erwartet. Deswegen lasse ich die Zwischen-
frage, obwohl ich sonst mit Ihnen gerne diskutiere, 
nicht zu. Ich bin mit der Debattenstruktur heute mor-
gen nicht einverstanden. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Fischer, ich hatte Sie noch gar nicht gefragt. 

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich habe trotzdem meine Meinung ge-
sagt. 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN und bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, das zweite ist der Ter-
min. Dieser Termin ist ein politischer Termin. Deswe-
gen rate ich den Bürgerinnen und Bürgern, sehr ge-
nau darauf zu achten, was tatsächlich geschieht. 
Wenn die Steuerreform das hält, was Theo Waigel 
verspricht, das hält, was Helmut Kohl verspricht, das 
hält, was die F.D.P. ihrer Klientel verspricht, dann for-
dere ich Sie auf, mit dieser Steuerreform in den Wahl-
kampf zu gehen. Das heißt aber, sie vorher per Ge-
setz in Kraft zu setzen. Das ist der entscheidende 
Punkt. Haben Sie den Mut dazu, die Termine nicht 
auf 1999 zu verschieben, sondern kämpfen Sie 
darum, sie 1998 durchzubekommen! Wenn es ein so 
großartiges Werk ist, dann muß das ja eine nachhal-
tige Unterstützung für Ihren Wahlkampf sein. Nur 
fürchte ich, es wird das Gegenteil werden. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD - Dr. 
Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Dann müßten 

Sie es doch unterstützen!) 

Die dritte Wahrheit ist die Nettoentlastung, Herr 
Waigel. Ich weiß nicht, warum Sie nicht ähnlichen 
Mut wie die Sachverständigen haben. Die Sachver-
ständigen haben auf der Pressekonferenz bei der 
Vorlage ihres Frühjahrsgutachtens darauf hingewie-
sen, daß die Spielräume für eine Nettoentlastung ge-
genwärtig minimal seien. Dieser Meinung sind wir 
nachdrücklich. Wir halten nichts davon, jetzt im Vor-
wahlkampf den Bürgerinnen und Bürgern - dazu ist 
die Lage zu verfahren, dazu ist der Karren schon zu 
sehr im Dreck - zu erklären: Wir können euch mit 
Steuergeschenken überhäufen, wenn ihr uns wählt. 
Wir sehen keinen Spielraum für eine Nettoentla-
stung. Die Kosten der deutschen Einheit - - 

(Zuruf des Abg. Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.]) 

- Herr Westerwelle, auf Ihren Zwischenruf habe ich 
gerade gewartet. Die ganze Zeit über wird verkün-
det, daß die nachfrageorientierte Politik falsch sei. 

Da wird die ganze Zeit von Ihrer Seite verkündet, 
daß die angebotsorientierte Politik richtig ist. Und 
nun der Solidaritätszuschlag! Jeder weiß um die Zu-
stände, um die dramatisch schlechte Lage Ost-
deutschlands. Auch das Frühjahrsgutachten macht 
wieder klar: Arbeitsplatzzuwächse, wenn es so etwas 
wie Aufschwung gibt, werden im wesentlichen um 

Ostdeutschland herumgehen. Und da sage ich Ihnen: 
Da kommen Sie ausgerechnet mit dem Soli-Zu-
schlag, und zwar nur aus einem Grund, weil die 
F.D.P. damit ein Wahlversprechen eingegangen ist, 
das Sie im übrigen aber schon gebrochen haben. Die 
Senkung des Soli-Zuschlags oder gar seine Abschaf-
fung - das weiß der Bundesfinanzminister, das weiß 
der Bundeskanzler, das weiß Herr Schäuble, das 
weiß jeder in der Unions-Fraktion - ist schlichtweg 
ökonomischer Unsinn. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Das heißt, die Leute für dumm zu verkaufen, wenn 
man das hier verkündet. 

Nein, meine Damen und Herren, Deutschland 
steckt in einem gewaltigen Reformstau, in einem Re-
formstau, den diese Regierung jahrelang ausgeses-
sen hat. Die Probleme bei der Rentenreform sind 
doch nicht über Nacht und erst jetzt entstanden, die 
sind seit 20 Jahren zu sehen. Das Konzept, das der 
Bundesarbeitsminister vorgelegt und die Koalition 
beschlossen hat, wird - das prophezeie ich Ihnen - 
knapp den Wahltag überdauern. Die Grundlagen, 
von denen Sie ausgehen, werden nicht belastbar 
sein, werden nicht tragen. Sie werden einen dramati-
schen Einbruch auf der Beitragszahlerinnen- und 
Beitragszahlerseite haben. 

Schauen Sie sich doch die oft zitierte Entwicklung 
in anderen Ländern an! Überall do rt  erleben Sie, daß 
vor allen Dingen Teilzeitarbeitsplätze und nicht ver-
sicherungspflichtige Arbeitsplätze die Antwort auf 
den Abbau von Vollzeitarbeitsplätzen sind. Das 
heißt, was wir befürchten, ist, daß wir - wenn es mit 
diesen Illusionen so weitergeht - am Ende bei einer 
Grundrente knapp über Sozialhilfeniveau nach Bie-
denkopf landen werden, nur weil Sie sich nicht 
trauen, der eigenen Bevölkerung endlich reinen 
Wein einzuschenken 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

und solidarische Vorschläge für eine neue Rentenfi-
nanzierungsstruktur zu machen und dann auch tat-
sächlich vorzulegen, die die kommenden zwei Gene-
rationen trägt. Sie wissen nur zu gut, daß Sie dann in 
einen Konflikt mit vielen Interessen kommen, den 
Sie nicht haben wollen. 

Biedenkopfs Position unterstütze ich zwar nicht, 
aber vom Ergebnis her wird er leider recht behalten. 
Ich betone: leider. Eine beitragsfinanzierte Grund-
rente wird am Ende Ihrer rentenpolitischen Illusionen 
stehen. 

Beim Energierecht ist halbherzig, was Sie anpak-
ken. 

Dann zum deutschen Bankensystem! Ja, warum 
greifen Sie nicht endlich eine fundamentale Banken

-

reform an? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 
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Was muß denn noch passieren? Thyssen und Krupp-
Henschel, war das nicht Signal genug? Diese Regie-
rung hätte schon längst handeln können. 

Und dann immer wieder der Hinweis auf Holland! 
Es erbost mich nachgerade. Holland hatte der Bun-
deskanzler mit dem Bündnis für Arbeit im Bundes-
kanzleramt. Und es war doch niemand anderes als 
Herr Kohl und Herr Schäuble, die den Gewerkschaf-
ten in der Frage der Lohnfortzahlung den Stuhl vor 
die Tür gestellt haben. Wir könnten doch heute 
schon wesentlich weiter sein, wenn Staatsklugheit 
und Vernunft regiert hätten und nicht Parteitaktik 
nach einer gewonnenen Landtagswahl, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Widerspruch bei der 

CDU/CSU) 

Wozu eine große Steuerreform, die wir für geboten 
und notwendig halten? Sinn und Zweck müssen 
nicht Steuergeschenke sein, sondern wir brauchen 
endlich Steuergerechtigkeit durch Steuervereinfa-
chung. Schluß muß sein mit Schlupflöchern, die es er-
möglichen, daß man hier in Deutschland verdientes 
Geld, das wir allen gönnen, legal um die Steuer her-
umführt, ohne daß es zu einer entsprechenden Be-
steuerung kommt. 

Wir sind nachdrücklich dafür: Es muß Schluß damit 
sein, daß sich Reiche armrechnen können. Was nützt 
uns ein 53 Prozent hoher Spitzensteuersatz, der bei 
einem klug angelegten Vermögen dazu führt, daß 
sich am Ende jemand armrechnen kann. Auch damit 
muß Schluß sein, und wir müssen den Steuerdschun-
gel lichten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Zurufe 

von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich werde Ihnen gleich unsere Vorschläge machen, 
meine Damen und Herren. Gedulden Sie sich noch 
eine Sekunde. 

Wir wollen die gleiche Besteuerung aller Einkom-
mensarten. Wir wollen die Verbreiterung der Bemes-
sensgrundlage der zu versteuernden Einkommen, 
um mit Streichen von Steuersubventionen Schlupflö-
cher zu beseitigen. Wir wollen durch diese Reform 
die Zukunftsfähigkeit für die kommenden Generatio-
nen - das größte Problem - durch die Förderung des 
Lebens mit Kindern erreichen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir wollen soziale Gerechtigkeit durch Entlastung 
der unteren und mittleren Einkommen und erst dann 
- erst dann - eine Anpassung der nominalen an die 
realen Steuertarife nach Maßgabe auch einer auf-
kommensneutralen Finanzierung. Das ist es, was wir 
uns unter einer großen Steuerreform vorstellen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dazu machen wir Ihnen unsere Vorschläge. 

Unter Aufbietung aller Kräfte - es wird nicht ein-
fach werden, es bedüfte in der Tat eines Konsenses - 
halten wir es für möglich, auf der Grundlage der Ver

-

breiterung der Bemessungsgrundlage eine aufkom-
mensneutrale Gegenfinanzierung zu machen, das 
Existenzminimum auf 15 000 für Ledige, auf 30 000 
für Verheiratete anzuheben, wenn wir wirklich die 
Bemessensgrundlage entsprechend verbreitern, das 
heißt aber auch, wesentlich weitergehen als das, was 
der Bundesfinanzminister vorgelegt hat. Wir müssen 
also wesentlich über das hinausgehen, was der Bun-
desfinanzminister vorgelegt hat. 

Wir halten ein einheitliches Kindergeld von 
300 DM, eine Steuerfreistellung der Vorsorgeleistun-
gen, eine Senkung des Eingangssteuersatzes auf 
18,5 Prozent und des Spitzensteuersatzes auf 45 Pro-
zent und einen einheitlichen Körperschaftsteuersatz 
- ich betone: einen einheitlichen - von 35 Prozent für 
möglich. 

Die Lohnersatzleistungen möchte ich noch geson-
dert erwähnen. Ich glaube, kein Arbeitnehmer und 
keine Arbeitnehmerin hätte etwas gegen das steuer-
systematische Argument, daß die Lohnersatzleistun-
gen wie alle anderen Einkommensarten besteuert 
werden sollen. Aber wogegen sie und auch ich ent-
schieden etwas haben, ist, daß diese steuersystemati-
sche Reform, über Nacht kommend, dann zu Real-
lohnkürzungen führen könnte. Wenn es eine ent-
sprechende Erhöhung der Bruttoentgelte gibt - das 
gilt für Lohnersatzleistungen genauso wie für die Zu-
schläge -, so daß am Ende netto - das interessiert die 
Menschen - dasselbe in der Lohntüte drinbleibt, 
dann, behaupte ich, werden Sie bei den lohnabhän-
gig Beschäftigten, bei all denen, die diese Leistungen 
beziehen, volle Zustimmung ernten. Nur, was ich 
nicht nachvollziehen kann und wogegen ich ener-
gisch bin, ist, daß Sie hier Reallohnkürzungen mit 
steuersystematischen Argumenten betreiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Lassen Sie mich zusammenfassen: Der entschei-
dende Punkt, um den es hier geht, der Kampf gegen 
die Massenarbeitslosigkeit, bedarf noch eines zwei-
ten Ansatzes. Wir müssen runter mit den Kosten der 
Arbeit. Steuergerechtigkeit durch Steuervereinfa-
chung ist die erste große finanzpolitische Reform. Die 
zweite, parallel damit vorzunehmende große finanz-
politische Reform ist eine Senkung der Arbeitskosten 
durch eine Senkung der Lohnnebenkosten. Wenn 
Sie da nicht wieder unse riös werden wollen, müssen 
Sie den Menschen sagen, daß wir die Senkung der 
Lohnnebenkosten gegenfinanzieren müssen. Wir 
müssen die Lohnnebenkosten aus Gründen der Kon-
kurrenzfähigkeit senken, damit Arbeit wieder ren-
tierlich wird und in diesem Land wieder nachgefragt 
wird. Das ist die beste Investitionsvoraussetzung, die 
wir schaffen können. Ich halte nichts von einer Mehr-
wertsteuererhöhung, weil sie keine neuen Märkte 
öffnen und keine neuen Arbeitsplätze schaffen, son-
dern nur Massenkaufkraft abschöpfen wird. Wir kön-
nen die Senkung der Lohnnebenkosten nur gegen

-

finanzieren, indem wir endlich eine Öko- bzw. eine 
Energiesteuer einführen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 
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Aber dazu sage ich in Richtung aller hier: Eine Erhö-
hung der Mineralölsteuer ist kein Einstieg in die 
Ökosteuer; auch das muß klar sein. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, deswegen lassen Sie 
uns doch endlich die beiden großen Reformwerke 
anpacken, damit Deutschland aus der tiefen K rise 
herauskommt: Steuergerechtigkeit durch Steuerver-
einfachung im Einkommensteuerrecht und Einfüh-
rung einer Ökosteuer zur Öffnung neuer Märkte, zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze und zur Gegenfinan-
zierung der dringend notwendigen Senkung der 
Lohnnebenkosten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Vorsitzende der F.D.P.-Fraktion, Dr. Her-
mann Otto Solms. 

Dr. Hermann O tto Solms (F.D.P.): Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich kann der Aussage 
des Kollegen Fischer nicht zustimmen, daß es gut sei, 
daß die Steuergespräche ohne Ergebnis zu Ende ge-
gangen seien. Ich bin darüber enttäuscht. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Ich hatte ernsthaft gehofft, daß die Vorlagen eine ge-
meinsame Grundlage für eine Steuerreform sein wür-
den. Dies ist nun vorerst gescheitert. Ich glaube 
nicht, daß die Menschen in Deutschland dafür Ver-
ständnis haben. Ich glaube vielmehr, daß die gegen-
seitigen Vorwürfe und Schuldzuweisungen nieman-
dem helfen. 

Der Kollege Fischer hat hier lautstark, wie immer, 
seine und die Vorstellungen seiner Freunde vorgetra-
gen. Wir hatten einige ermutigende Signale vernom-
men. Allerdings ist zwei Tage später die Hälfte schon 
wieder zurückgenommen worden. 

Ich möchte mich gerne mit zwei Argumenten be-
fassen, erstens mit der Behauptung, wir seien eine 
Klientelpartei, und mit der Frage, wer begünstigt 
wird. Wir haben bei den Steuerreformvorschlägen 
ohne Ansehen der Betroffenen die Subventionen im 
Steuerrecht zur Streichung vorgeschlagen, und zwar 
für alle: für Arbeitnehmer, für Unternehmer, für freie 
Berufe, für alle, die diese Vorteile genutzt haben. Das 
ist eben genau das Gegenteil von Klientelpolitik. Das 
bedeutet mehr Steuergerechtigkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Aber Sie haben, genauso wie die SPD, sehr schnell, 
obwohl Sie Herrn Bareis und seinem Gutachten im-
mer zugestimmt haben, die Dinge, die Ihre K lientel 
betreffen, nämlich die Zuschläge für Sonntags-, Fei-
ertags- und Nachtarbeit, die Kilometerpauschale und 
die Neuregelung der Besteuerung der Altersein-
künfte, in Frage gestellt und abgelehnt. 

(Christine Scheel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Stimmt überhaupt nicht!) 

Das ist Klientelpolitik im reinsten Sinne. 

(Beifall bei der F.D.P. - Zuruf von der SPD: 
Was ist mit dem 34?) 

- Der § 34 ist zur Streichung im Konzept vorgeschla-
gen. Sie müssen nur in den Steuergesetzentwurf hin-
einschauen. 

Ich will das ganz nüchtern zum Vergleich vorstel-
len. Die Steuerreform, die wir vorgeschlagen haben, 
soll mehr Arbeitsplätze schaffen, soll Steuerentla-
stungen bringen, soll mehr Steuergerechtigkeit brin-
gen und das Steuerrecht auch ein wenig vereinfa-
chen. Diese Zielsetzungen werden mit dem vorgeleg-
ten Steuerreformentwurf verfolgt und, wenn sie um-
gesetzt werden, auch erfüllt. Es nützt nichts, darum 
herumzureden. 

Wenn Herr Fischer meint, eine Steuersenkung 
wäre ein Steuergeschenk, so zeigt das eine völlig fal-
sche Grundauffassung über das, was Steuern sind. 
Denn Steuern sind das Geld der Arbeitnehmer und 
der Unternehmer und nicht das Geld des Staates. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wenn wir Steuern senken, belassen wir mehr von 
dem hart  verdienten Einkommen, das die Menschen 
verdient haben, in deren Händen und in deren Po rte-
monnaie. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist kein Steuergeschenk. Der Staat muß sich mit 
seinen Ausgaben eben bescheiden und darf den 
Steuerzahler nicht so stark belasten, daß die Lei-
stungskraft sinkt und in Deutschland nicht mehr aus-
reichend investiert wird. 

Meine Damen und Herren, heute gibt es in der 
Presse zwei sehr interessante A rtikel, und zwar in 
der „FAZ" und im „Handelsblatt". In der „FAZ" fin-
det sich ein Gespräch mit Herrn Lafontaine, dem Vor-
sitzenden der SPD, der do rt  sagt, seine Argumente 
seien hinreichend bekannt, er brauche nicht mehr in 
den Deutschen Bundestag zu kommen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Eine interessante Auffassung über die Rolle, die er in 
diesem demokratischen System spielt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hat die Flucht 
ergriffen, weil er keine Argumente mehr 
hat! - Unruhe bei der SPD - Detlev von Lar

-

cher [SPD]: Ach, Herr Sohns, das ist unqua

-

lifiziert!) 

- Sie können das nachlesen, er hat es genauso ge-
sagt. 

Im „Handelsblatt" gibt es einen Artikel von Herrn 
Spöri - hochinteressant, ich könnte ihn als meine 
Rede vorlesen. Ich stimme mit allem überein, was er 
dort  sagt. Ich will  nur ein kleines Zitat bringen: 
Grundorientierung müsse dabei sein, daß man nicht 
nur auf Nachfrage und Verteilungseffekte schiele, 
sondern die Verbesserung der Standortqualität 
gleichrangig sehe. 
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Damit sind wir sofort bei dem Thema Angebots- 
und Nachfragepolitik. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Was ist denn 
daran falsch?) 

Diese Koalition hat ja nie eine reine, eine pure Ange-
botspolitik gemacht. Das war immer ein Mix. Aber 
eine Nachfragesteigerung ohne Verbesserung der 
Angebotsbedingungen führt doch offensichtlich ins 
Leere und belastet nur die öffentlichen Haushalte, 
schlußendlich also wieder die Steuerzahler. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

An anderer Stelle sagt Herr Spöri, andererseits sei 
mit einer Nettoentlastung von unter 10 Mil liarden 
DM kein nennenswerter ökonomischer Anschub zu 
erreichen. Recht hat der Mann, meine Damen und 
Herren. Mit einer Steuerreform muß jedenfalls nach 
unserer Auffassung eine deutliche Steuersenkung 
verbunden sein, sonst erreichen Sie keine Akzeptanz 
in der Bevölkerung. Sie müssen sich doch nur die 
Lohnzettel der Arbeitnehmer anschauen, um zu se-
hen, wie weit Brutto- und Nettolohn auseinander-
klaffen. Dann sehen Sie doch die Probleme. 

(Unruhe bei der SPD) 

Die Arbeitnehmer erwarten eben von uns Steuerent-
lastung und Kostenentlastung, das heißt Beitragsent-
lastung, und nur beides zusammen macht Sinn. Eine 
reine Umverteilungspolitik, wie sie hier insbesondere 
von der SPD vorgeschlagen und von Herrn Fischer 
soeben bestätigt worden ist, führt nicht zu den notwen-
digen Anstößen zu mehr Wachstum und schließlich 
auch zu mehr Investitionen und Beschäftigung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das alles - darauf hat Kollege Merz ja hingewiesen 
- wird in dem „Spiegel"-Artikel dieser Woche ja aus-
gezeichnet dargestellt. Er zeigt nämlich, wie in ande-
ren Ländern verfahren wird. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Kennen Sie die Debatte 
über die Arbeitslosenzahlen in Großbritan

-

nien? 10 Prozent!) 

Er meint, daß wir nur den sozialdemokratischen Mi-
nisterpräsidenten in anderen Ländern folgen müß-
ten. Wenn wir die gleiche Politik machen würden, 
würden wir auch die gleichen Ergebnisse erzielen. 

Wir wollen ja diese Politik machen, nur werden wir 
da, wo der Bundesrat mitzureden hat, daran gehin-
dert. Das ist unser Problem. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich will  nur ein Zitat aus dem „Spiegel"-Artikel 
bringen: 

Radikal haben die Regierenden in den USA, in 
England, den Niederlanden, aber auch in Däne-
mark, Schweden und Neuseeland in den vergan-
genen Jahren ihre Steuer- und Sozialsysteme mo-
dernisiert. Nun ernten sie die Früchte. Als hätte 
sich eine gigantische Jobmaschine in Bet rieb ge-
setzt, sinken anderorts die Arbeitslosenquoten, 
nach OECD-Statistik auf 5,3 Prozent in den USA, 

auf 6,4 Prozent in Holland, auf 7,3 Prozent in 
Großbritannien. Wir verharren hier bei knapp un-
ter 10 Prozent. 

Und das ist der Unterschied, weil diese die Refor-
men rechtzeitig und entschlossen eingeleitet haben, 
und zwar die Reformen, die wir hier im letzten Jahr 
ausgiebig diskutiert haben. Ich erinnere an die ver-
schiedenen Programme für Wachstum und Beschäfti-
gung, an die Reform des Gesundheitssystems, an die 
Reform des Arbeitsförderungsgesetzes, an die jetzt 
eingeleitete Steuerreform, an die geplante Reform 
der Rentenversicherung und vieles andere mehr. 

Diese Politik ist genau die, die wir betreiben müs-
sen, um zu mehr Arbeitsplätzen zu kommen. Ich 
sage Ihnen: Eine Politik, die mehr Arbeitsplätze be-
wirkt, ist die sozialste Politik, die wir überhaupt be-
treiben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ich will noch auf eine 
Äußerung von Herrn Lafontaine in der heutigen 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung" zurückkommen. 
Er sagt: „Ich gehe an die Reform nicht nur steuersy-
stematisch heran, auch die ökonomischen und sozia-
len Wirkungen müssen berücksichtigt werden. " Ja, 
neppig, meine Damen und Herren. Worum geht es 
denn? Es geht doch um die sozialen und ökonomi-
schen Wirkungen, es geht um die Wirkungen auf 
den Arbeitsmarkt. Dafür machen wir die Reform. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Dr. Solms, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Poß? 

Dr. Hermann O tto Solms (F.D.P.): Bitte schön. 

Joachim Poß (SPD): Herr Kollege Solms, Sie waren 
lange Jahre Mitglied im Finanzausschuß des Deut-
schen Bundestages und haben do rt  auch manche Än-
derung des Steuerrechts bewirkt. Von daher kann es 
sein, daß Sie die Arbeit dieses Ausschusses noch wei-
ter intensiv verfolgen. Wir hatten am letzten Donners-
tag eine Anhörung, in der sich verschiedene Sachver-
ständige zu den Beschäftigungswirkungen, und zwar 
nicht nur zum ersten Schritt, sondern zu den Gesamt-
wirkungen Ihrer Steuerreformpläne, geäußert haben. 
Haben Sie diese Ergebnisse, die quasi - jedenfalls 
kurzfristig - auf einen Beschäftigungseffekt Null hin-
auslaufen, denn überhaupt zur Kenntnis genommen? 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Meine Damen 
und Herren, ich habe zur Kenntnis genommen, was 
beispielsweise das Frühjahrsgutachten der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute, und 
zwar aller sechs gemeinsam, zum Ausdruck bringt. 
Ich zitiere gerne: 

Mit einer Senkung der Steuersätze bei gleichzei-
tiger Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 
verfolgt die Bundesregierung eine Strategie, die 
auch in anderen Ländern schon umgesetzt 
wurde. Bei dieser Strategie bestehen gute Chan-
cen, 
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- merken Sie sich: gute Chancen - 

die  Leistungsanreize zu verbessern und die steu-
erliche Ungleichbehandlung zwischen den ver-
schiedenen ökonomischen Aktivitäten zu verrin-
gern, so daß die Allokation der Ressourcen durch 
das Steuersystem weniger verzerrt wird. Die 
Steuerreformpläne sind insgesamt gesehen posi-
tiv zu beurteilen. 

(Beifall bei der F.D.P. - Zurufe von der 
F.D.P.: So ist es!) 

Die Institute sind der Meinung, daß wegen der Ver-
besserung der Leistungsanreize generell positive 
Wirkungen auf den Arbeitsmarkt zu erwarten sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich finde, das ist eine ausgezeichnete Äußerung der 
sechs Institute. Ich kann sie durch ein Zitat des Vor-
sitzenden des Sachverständigenrates, Professor Pef-
fekoven, ergänzen. Ich zitiere: „Würde das jetzt vor-
liegende Reformmodell verwirklicht, kann mit mehr 
Investitionen, mehr Wachstum und mehr Beschäfti-
gung gerechnet werden. " 

(Zurufe von der F.D.P.: Hört! Hört!) 

Genau darum geht es uns, um nichts anderes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir wollen mit der Steuerreform mehr Arbeitsplätze 
und weniger Sozialkosten haben, weil mehr Men-
schen durch eigene Arbeit und eigene Leistungen ih-
ren Lebensunterhalt verdienen können. Das ist unser 
Ziel, und ich glaube, das ist ein soziales und gerech-
tes Ziel. Ich glaube auch, daß die meisten Sachver-
ständigen in der Sozialdemokratischen Pa rtei im 
Grunde genommen gar nicht viel anders denken. 
Herr Poß, da Sie an den Gesprächen nicht teilneh-
men konnten - Herr Fischer zu seinem Bedauern ja 
leider auch nicht -, darf ich nur sagen: Ich hatte, als 
ich die kategorische Ablehnung der Tarifreform 
durch den Parteivorsitzenden der SPD hörte, das Ge-
fühl, daß die anderen mit Bauchgrimmen danebensa-
ßen 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Hören Sie 
schon Bauchgrimmen?) 

und das schlucken mußten. Der Bundesfinanzmini-
ster hat vorhin die vielfältigen Zitate angeführt, die 
die Meinung von Kollegen - von Ihnen persönlich ja 
auch -, von Herrn Scharping, von Herrn Schleußer 
und von Herrn Voscherau belegen, die sehr wohl der 
Meinung sind, daß wir die Tarifreform auf den Ge-
samttarif und nicht nur auf den Eingangssteuersatz 
anlegen müssen. Das ist ja auch bei allen Sachver-
ständigen völlig unbest ritten. 

(Joachim Poß [SPD]: Er hat meine Frage 
nicht beantwortet!) 

Deswegen will  ich noch ein paar Bemerkungen 
zum Tarif machen. Wir schlagen einen Eingangssteu-
ersatz von 15 Prozent - das ist eine deutliche Absen-
kung gegenüber heute - und einen Spitzensteuer-
satz von 39 Prozent vor, und zwar auch das nicht aus 
Willkür oder aus dem Wunsch, bestimmte Gruppen  

zu begünstigen, sondern im Interesse der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit. Auch die Vereinigten 
Staaten haben einen Spitzensteuersatz von präzise 
39,6 Prozent, und in Großbritannien liegt er bei 
40 Prozent. Sie sehen also, daß wir hier nicht außer-
halb der Welt sind. 

Die Diskussion über die sogenannten p rivaten Ein-
künfte ärgert micht schon seit langem. Es gibt neben 
den gewerblichen Einkünften sechs weitere Ein-
kunftsarten, die sehr wohl auch etwas mit den Ar-
beitsplätzen zu tun haben. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sehr richtig!) 

Die Besteuerung der Einkünfte aus freiberuflicher 
Tätigkeit belasten eben die Freiberufler. Bei Freibe-
ruflern sind rund 2 Millionen Menschen beschäftigt. 
Die Abgaben der Land- und Forstwirtschaft belasten 
die in diesem Bereich Tätigen; das betrifft auch über 
1 Million Menschen. Die Steuern auf die Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung betreffen die Inve-
storen, die die Voraussetzungen für den Wohnungs-
bau schaffen. Wenn Sie sie stärker zur Kasse bitten 
wollen, werden weniger Wohnungen gebaut werden. 
Der Zusammenhang ist sehr eng. Das trifft auch für 
die anderen Einkunftsarten zu. Zu glauben, man 
müsse sich nur auf die gewerblichen Einkünfte kon-
zentrieren, ist von daher schon ein Grundfehler. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Der krasseste Fehler aber wäre, zu meinen - mir ist 
der Atem stehengeblieben, als Herr Lafontaine es ge-
sagt hat -, die Körperschaftsteuer für thesaurierte 
Gewinne könne auf 35 Prozent gesenkt werden, aber 
alles andere müsse so bleiben. Wissen Sie denn, was 
das bedeutet? Nahezu 90 Prozent aller Unternehmen 
in Deutschland sind Personengesellschaften. Das 
hieße, daß die international agierenden Großunter-
nehmen wie Daimler-Benz oder Siemens, die heute 
schon auf Grund ihrer Internationalität Steuergestal-
tungsspielräume haben, die die kleinen nicht haben, 
zusätzlich begünstigt würden, während die kleinen 
die Zeche bezahlen müßten. Das ist völlig undenk-
bar. Fragen Sie einmal das Handwerk, was es dazu 
sagt! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wenn die Steuersätze - dieser Zusammenhang ist 
einfach zwingend - bei den Körperschaften auf inter-
nationalem Niveau liegen sollen - mit 35 Prozent lie-
gen wir in etwa do rt  -, dann ergeben sich die Steuer- 
und Spitzensätze der anderen Tarifbereiche auf 
Grund der Verfassungsrechtsprechung genauso wie 
auf Grund der ökonomischen Auswirkungen völlig 
automatisch. Sie müssen dann auch den Grenzsteu-
ersatz für gewerbliche Einkünfte aus Personengesell-
schaften herabsetzen, damit es keine Wettbewerbs-
verzerrungen innerhalb des Unternehmensektors 
gibt, und können den Spitzensteuersatz für andere 
Einkünfte nicht weit darüber festsetzen. Die Sprei-
zungsmöglichkeit ist verfassungsrechtlich begrenzt. 
Sie liegt heute bei 6 Prozent. Das scheint mir die äu-
ßerste Grenze für eine solche Spreizung zu sein. Dar-
über kann man diskutieren, aber der Spielraum ist 
nicht viel größer. Mir liegen auch eine Reihe von 
Zitaten von Herrn Ministerpräsident Schröder und 
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anderen aus den Reihen von Sozialdemokraten vor, 
die das bestätigen. 

Wenn solche Fakten vorliegen, an denen man nicht 
vorbeikommt, muß man doch irgendwann bereit 
sein, die Diskussion auf der Basis harter Fakten zu 
führen, statt Scheingefechte auszulösen, die dann 
nur noch zu Neidkampagnen führen, den Standort 
Deutschland weiter belasten, keinen Anschub errei-
chen, keine Investitionen anziehen und dazu führen, 
daß die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt weiter in 
die bisherige Richtung geht; genau das wollen wir 
umkehren. 

Zum Abschluß: Die F.D.P. tritt für diese Steuerre-
form ein; sie hält sie für gerecht und ausgewogen. 
Sie ist der Meinung, daß sie mit einer Nettosteuer-
senkung und -entlastung verbunden sein muß. Ich 
meine, daß sich die öffentlichen Haushalte aller Ge-
bietskörperschaften auf allen Gebieten auf diese Si-
tuation einstellen müssen. Denn das ist die zentrale 
Voraussetzung dafür, daß wir mehr Investitionen und 
Arbeitsplätze bekommen. Das führt dann automa-
tisch wieder zu höheren Steuereinnahmen und wird 
die Haushalte aller Gebietskörperschaften entlasten. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Aber warum erst 
1999, Herr Sohns?) 

Ich sehe bis heute zu dieser Strategie keine Alterna-
tive. 

Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Gregor Gysi. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Dr. Solms, Sie sind natür-
lich eine Antwort in Ihrem langen Vortrag schuldig 
geblieben, den Sie ja mit einer bestimmten Logik 
aufzubauen versucht haben. Das ist die Antwort auf 
die Frage, wie die Differenz von 56 Mil liarden DM 
bezahlt werden soll. Sie ist gestellt worden. Ich finde, 
die Regierungskoalition darf nicht darum herumkom-
men, diese Frage heute der Bevölkerung zu beant-
worten, damit die Menschen wissen, welche Bela-
stung letztlich auf sie zukommt. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Aber das Entscheidende bei jeder Steuerreform be-
steht natürlich in den Zielen dieser Steuerreform. 
Hier gibt es unterschiedliche Ansätze, die einmal 
deutlich ausgesprochen werden müssen. In Anbe-
tracht der Realitäten in unserer Gesellschaft muß das 
erste Ziel einer Steuerreform in der Bekämpfung von 
Armut bestehen, was nur funktionieren wird, wenn 
Reichtum begrenzt wird. Wer nicht bereit ist, Reich-
tum zu begrenzen, kann auch nicht wirksam Armut 
bekämpfen, weil alles nur einmal verteilt werden 
kann. 

(Beifall bei der PDS) 

Wenn ich mir Ihre Steuerreform und Ihre gesamte 
Politik ansehe, dann ist für mich ganz offenkundig, 
daß an einen Abbau von Armut überhaupt nicht zu 
denken ist. Im Gegenteil, es gibt schon wieder neue 
Vorschläge, die Sozialhilfe weiter zu kürzen. Sie wol-
len Lohnersatzleistungen besteuern und andere 
Maßnahmen gerade in diesem Bereich durchführen, 
die zu einer Vergrößerung der Armut führen würden. 
Auf der anderen Seite haben Sie per 1. Januar 1997 
die Vermögensteuer abgeschafft, und Sie wollen den 
Spitzensteuersatz ganz erheblich senken - alles Maß-
nahmen, um Reichtum weiter zu befördern. Das 
heißt, während wir Armut bekämpfen wollen und 
deshalb - nicht aus irgendwelchen ideologischen 
Gründen - Reichtum begrenzen müssen und wollen, 
wollen Sie umgekehrt die Armut erweitern und dafür 
den Reichtum fließen lassen. 

Ein zweites Ziel einer Steuerreform muß in der 
Herstellung sozialer Gerechtigkeit bestehen. Wir ha-
ben in dieser Bundesrepublik Deutschland inzwi-
schen soziale Unterschiede, die jeder Vorstellung von 
sozialer Gerechtigkeit hohnsprechen. Die Differen-
zen in den Einkommen nehmen immer stärker zu, 
die Spitzengehälter wachsen, und die Steuerentla-
stung, die Sie bei Ihrer Reform allein für die Bundes-
tagsabgeordneten vorsehen, wird niemand von uns 
draußen in der Bevölkerung erklären können. So se-
hen die Realitäten Ihrer Vorstellungen aus. 

(Beifall bei der PDS) 

Es ist übrigens auch grob ungerecht, wenn Sie den 
Spitzensteuersatz bei einem Jahreseinkommen von 
90 000 DM ansetzen wollen und damit so tun, als ob 
das die Spitzenverdiener in dieser Gesellschaft seien, 
obwohl es in Wirklichkeit Hunderttausende gibt, die 
weit darüber verdienen und einen höheren Prozent-
satz durchaus verkraften könnten. 

(Beifall bei der PDS - Gisela F rick [F.D.P.]: 
Das tun sie doch auch!) 

- Sie zahlen natürlich beim gleichen Prozentsatz 
mehr, wenn sie mehr verdienen. Aber sie haben den 
gleichen Prozentsatz, und das ist nicht gerechtfertigt. 

Ein drittes Ziel muß darin bestehen, die Einnah-
men des Staates zu sichern; denn der Staat hat nun 
einmal eine soziale, eine kulturelle und eine ökologi-
sche Ausgleichsfunktion. Sie sorgen dafür, daß der 
Staat immer ärmer wird, um das dann als Argument 
zu benutzen, zum Beispiel die Leistungen in den 
neuen Bundesländern zu kürzen und Armut nicht be-
kämpfen zu können. Deshalb sage ich Ihnen, daß das 
eine völlig verfehlte Politik ist. 

(Beifall bei der PDS) 

Das vierte und ganz entscheidende Ziel in unserer 
Zeit müßte darin bestehen, Arbeitslosigkeit zu be-
kämpfen. Das haben Sie auch alle erklärt. Aber es 
gibt keinen einzigen Vorschlag in diesem Steuerre-
formwerk, durch den Arbeitslosigkeit wirklich wirk-
sam bekämpft würde. Ich setze mich mit zwei Thesen 
von Ihnen auseinander. Das eine ist: Sie sagen im-
mer, der Reichtum müsse wachsen und die Unter-
nehmensteuern müßten gesenkt werden, damit mehr 
investiert werde und dadurch Arbeitsplätze geschaf- 
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fen würden. Aber Sie können doch nicht bestreiten, 
daß das eine Politik ist, die Sie seit über 14 Jahren be-
treiben und die bisher nicht zum Abbau von Arbeits-
losigkeit, sondern nur zur Zunahme von Massenar-
beitslosigkeit geführt hat. 

(Beifall bei der PDS) 

War das nicht schon Ihr Argument beim Sparpaket 
im Jahre 1996? Welcher Arbeitsplatz ist durch dieses 
Sparpaket entstanden? Kein einziger. War das nicht 
Ihr Argument bei der Abschaffung der Vermögen-
steuer per 1. Januar 1997? Gibt es dadurch irgend-
welche nennenswerten Investitionen der Vermögen-
den, die diese Vermögensteuer sparen? Kein einziger 
Arbeitsplatz ist dadurch geschaffen worden. Das ist 
eine offenkundig verfehlte Politik. 

(Beifall bei der PDS) 

Dann haben Sie immer noch ein zweites Argu-
ment, nämlich daß die Steuerlast in Deutschland be-
sonders hoch sei, gerade für Unternehmen, und in 
anderen Ländern viel günstiger sei. Dadurch wür-
den dort auch viel günstigere Ergebnisse bei der 
Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit erzielt. 
Nun haben aber die Bundesregierung und das Bun-
desfinanzministerium auf eine Kleine Anfrage der 
PDS-Gruppe eine interessante Antwort zur Steuer-
quote in ausgewählten EU-Mitgliedsländern gege-
ben. Danach stellt sich folgendes heraus: 1995 lag 
die Steuerquote in Deutschland bei 23,7 Prozent, in 
den Niederlanden bei 25,6 Prozent, in Großbritan-
nien bei 29,0 Prozent, in Irland bei 30,3 Prozent, in 
Belgien bei 30,5 Prozent und in Dänemark bei 50,1 
Prozent. Wir hatten die niedrigste Steuerquote, la-
gen aber bei der Arbeitslosigkeit auf Platz 3. Das ist 
die Realität. 

(Beifall bei der PDS) 

Deshalb besteht der von Ihnen ständig behauptete 
Zusammenhang überhaupt nicht. 

Wenn Sie wirklich Massenarbeitslosigkeit be-
kämpfen wollen, müssen Sie ganz andere Reformen 
angehen. Nicht nur, daß wir dann als Staat Geld 
brauchen, um eine Anschubfinanzierung im Rahmen 
eines öffentlichen Beschäftigungssektors durchzu-
führen. Sie müssen die Kaufkraft stärken. 

Sie, Herr Dr. Solms, sagen, Sie würden beide Sei-
ten sehen, Sie würden ein Mix von Angebots- und 
Nachfrageseite machen. Da frage ich Sie: Wann in 
den letzten Jahren ist je die Kaufkraft erhöht worden, 
außer bei den ganz Reichen und bei den ganz Ver-
mögenden? Bei allen anderen Schichten der Bevöl-
kerung ist die Kaufkraft nur reduziert worden, mit 
eklatanten Auswirkungen auf Dienstleistung und 
Einzelhandel und damit auf Arbeitsplätze. So sieht es 
aus. 

(Beifall bei der PDS) 

Sie wissen ganz genau: Wenn die Kaufkraft von 
uns beiden erhöht wird, kaufen wir doch nicht mehr; 
wir sparen höchstens mehr. Wenn Sie den sozial 
Schwächeren etwas mehr Geld geben, kaufen sie  

auch mehr. Nur so können Sie in der Gesellschaft die 
Kaufkraft effektiv erhöhen. 

(Beifall bei der PDS - Dr. Hermann Otto 
Solms [F.D.P.]: Investieren!) 

- Aber hören Sie mal: Es wird doch nur investiert, 
wenn es einen Markt gibt. Wenn die Nachfrage stän-
dig zurückgeht, wird auch nicht investiert. Das, was 
Sie hier ständig verbreiten, ist doch eine absurde 
Vorstellung. 

(Beifall bei der PDS - Ing rid Matthäus

-

Maier [SPD]: Autos kaufen keine Autos!) 

Wir bräuchten andere Reformen. Hier wird immer 
von Lohnnebenkosten geredet. Glauben Sie denn 
wirklich, Sie kriegen das mit „einem Prozentpunkt 
runter oder einem halben Prozentpunkt hoch" in den 
Griff? Wir brauchen ein anderes System, ein anderes 
Denken auf diesem Gebiet. 

Seit ewigen Zeiten schlagen wir vor, die Arbeitge-
beranteile bei der Einzahlung in die Versicherungs-
systeme nicht länger in erster Linie nach der Brutto-
lohnsumme und nach der Zahl der Beschäftigten zu 
berechnen, sondern nach dem Gewinn, das heißt: 
nach dem Bet riebsergebnis, und die Unternehmen 
damit flexibler zu machen. Zudem würden dann 
nicht mehr die Unternehmen besonders bestraft, die 
arbeitsintensiv produzieren, sondern jene, die mit ho-
her Technologie bei wenig Beschäftigten hohe Ge-
winne machen. Sie müssen zur Solidarität stärker bei 
diesen Kassen herangezogen werden. Das wäre ein-
mal eine Reform. 

(Beifall bei der PDS) 

Nicht nur „ein Prozentpünktchen hoch oder runter" - 
das bringt hier gar nichts. 

Ein weiteres Ziel einer solchen Steuerreform müßte 
darin bestehen, kleine und mittelständische Unter-
nehmen zu entlasten, große Konzerne mit hohen Ge-
winnen aber anders zur Kasse zu bitten, als das heute 
der Fall ist, insbesondere übrigens Banken und Ver-
sicherungen. Nichts sieht Ihre Reform diesbezüglich 
vor. 

Sie beklagen hier, daß die Alleininhaber von Fir-
men, also Handwerker und Gewerbetreibende, 
heute viel benachteiligter sind. Das aber ist doch das 
Ergebnis Ihrer Politik. Sie hätten das seit Jahren kor-
rigieren können -das wird auch seit Jahren gefordert 
-, aber Sie waren nie dazu bereit. Sie, gerade die 
F.D.P., nennen sich immer Mittelstandspartei. Diese 
Klientel aber vergessen Sie bei den Ansätzen Ihrer 
Politik am meisten. Das gilt bis heute. 

(Beifall bei der PDS) 

Ein weiteres Ziel einer solchen Politik müßte natür-
lich auch in der Vereinfachung bestehen. Eine Ver-
einfachung aber erreichen Sie nicht, indem Sie ein 
paar Vorschriften streichen und dafür andere einfü-
gen. Eine Vereinfachung erreichen Sie nur, wenn Sie 
über die gesamte Steuersystematik nachdenken, dar-
über, ob nicht vieles vereinheitlicht werden könnte, 
ob es wirklich so viele verschiedene Steuern geben 
muß und anderes mehr. Aber es gibt keine Vor-
schläge in dieser Richtung. 
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Nun sage ich noch etwas zum Spitzensteuersatz. Ich 
bin ganz entschieden dagegen, den Spitzensteuersatz 
zu senken, zumindest für Einkommen ab 120 000 DM, 
also bei denen, die richtig Geld verdienen. Ich kann die 
Logik der Argumentation weder von Ihnen, von der 
Koalition, noch von Ihnen, Kollege Fischer, verstehen. 

Ich finde es ziemlich abenteuerlich, zu erklären: 
Weil sie alle Schlupflöcher suchen und nicht bereit 
sind, Steuern zu zahlen, müssen wir die Steuersätze 
senken, das heißt: ihnen entgegenkommen. 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nein! Gregor!) 

- Zu Ihrem Argument komme ich noch. So aber hat 
es die Koalition formuliert. - Ich kann nur sagen: Wer 
Kriminellen erklärt, daß man ihnen schrittweise ent-
gegenkommt, bis sie bereit sind, freiwillig ihre Steu-
ern zu zahlen, der kann die Steuern gleich abschaf-
fen, der wird das nämlich nie erreichen. 

(Beifall bei der PDS - Widerspruch bei der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Aber selbstverständlich. Wenn Sie die Entnahme 
von Waren im Kaufhaus dulden, dann haben Sie kei-
nen Diebstahl mehr. Das ist eine ganz einfache Va-
riante. 

Jetzt sage ich Ihnen folgendes: Wenn Sie mehr 
Geld haben wollen, dann reduzieren Sie doch legale 
Abschreibungen bei der Steuer. Sie müssen aber 
nicht den Steuersatz senken. Genau dadurch bekä-
men Sie mehr Geld in die Kassen und könnten sozial, 
kulturell und ökologisch ausgleichend wirken - 
wenn Sie das vorhätten. 

(Beifall bei der PDS) 

Lassen Sie mich noch etwas zum Zeitpunkt sagen. 
Es ist nicht wahr, Herr Fischer, daß vorgeschlagen 
wird, erst 1999 das Gesetz zu verabschieden. Nein, 
nein, das Gesetz will  die Koalition schon im Jahre 
1998 machen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Irrtum!) 

Mit dem Gesetz will sie natürlich in den Wahlkampf 
gehen. Aber sie will  auch, daß die Leute die Wirkung 
noch nicht kennen. Deshalb soll das Gesetz erst am 
1. Januar 1999 in Kraft treten. 

(Beifall bei Abgeordneten der PDS) 

Sie will  erst nach der Wahl die Steuerbelastungen 
beschließen. Das geht nämlich ganz schnell, zum 
Beispiel bei der Mehrwertsteuer. Das kann sie sich 
1998 natürlich nicht leisten. Deshalb wi ll  sie bis 1999 
warten. Eine andere vernünftige Erklärung gibt es 
dafür nicht, Herr Schäuble, und Sie haben auch noch 
keine andere Begründung dafür genannt. 

Wir haben eine Tradition der Steuerlügen seit 
1990. Sie sind in den Wahlkampf 1990 gezogen und 
haben gesagt: Es wird wegen der Einheit keine Steu-
ererhöhungen geben. Die kamen dann ganz dicke. 
Dann haben Sie vor den Landtagswahlen im März 
1996 ein Gesetz zur Senkung des Solidaritätszuschla-
ges beschlossen, haben damit die Wahlen gewonnen  

und haben nach den Wahlen dieses Gesetz zurück-
genommen. Sie haben nicht einmal Hemmungen, 
geltendes Recht zu verändern, wenn Wahlen vorbei 
sind, um das zu korrigieren, mit dem Sie vorher eine 
Wahl gewonnen haben. 

(Bartholomäus Kalb [CDU/CSU]: Nennen 
Sie bitte die Drucksachennummer dieses 

Gesetzes!) 

Deshalb sage ich Ihnen: Hören Sie auf mit dieser 
Tradition! Was Sie hier vorlegen, solange Sie nicht er-
klären, wovon Sie die 56 Milliarden DM bezahlen 
wollen, ist nichts anderes als die Fortsetzung der 
Politik der Steuerlüge. 

(Beifall bei der PDS - Dr. Guido Wester

-

welle [F.D.P.]: Das war schon einmal bes

-

ser!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Fraktionsvorsitzende der SPD, Rudolf Schar-
ping. 

Rudolf Scharping (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Politik in dieser 
Lage hat nur eine einzige Aufgabe, nämlich die Si-
tuation unseres Landes zu verbessern. 

(Gisela Frick [F.D.P.]: Richtig!) 

Das, was Sie vorschlagen, wird die Lage unseres 
Landes nicht verbessern. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist eine unselige Fortsetzung dessen, was Sie ge-
macht haben. 

Sie haben unser Land in die höchste Arbeitslosig-
keit, in die höchste Verschuldung und zugleich in die 
höchste Steuerbelastung geführt. Wenn der Finanz-
minister wie heute erneut das Wo rt  von der symme-
trischen Finanzpolitik in den Mund nimmt, dann 
läuft es mir und den Menschen in Deutschland im-
mer stärker kalt den Rücken herunter. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn die Kombination enormer wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten mit einer tiefen sozialen Unsicher-
heit - zum Teil einer Spaltung unseres Landes - hat-
ten wir in dieser Form noch nie. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer die 
Lage des Landes verbessern wi ll, der muß wirtschaft-
liche Belebung ermöglichen, der muß soziale Gerech-
tigkeit und sozialen Zusammenhalt stärken, der muß 
beides auf eine finanziell solide Weise erreichen. Al-
len drei Zielen wird Ihr Vorhaben nicht gerecht. Es 
stärkt weder die wirtschaftliche Belebung, noch ist es 
gerecht, und schon gar nicht ist es finanziell solide. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben im Laufe der öffentlichen Debatte und 
auch der parlamentarischen Beratungen eine Reihe 
von Vorschlägen gemacht. Sie beziehen sich zu-
nächst auf die Frage der wi rtschaftlichen Belebung. 
Wenn die Wirtschaft in Deutschland sichere und ver-
läßliche Rahmenbedingungen haben will - sie 
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braucht sie dringend -, dann muß mit diesem chaoti-
schen Hin und Her der Finanz-, der Wirtschafts- und 
der Haushaltspolitik ein Ende gemacht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Es muß ein Ende damit gemacht werden, daß Sie vor 
jeder Bundestagswahl Steuersenkungen verspre-
chen und nach jeder Bundestagswahl die Steuern er-
höhen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es muß ein Ende damit gemacht werden, daß Sie Ab-
schreibungsbedingungen mal verbessern und mal 
verschlechtern. Es muß ein Ende damit gemacht wer-
den, daß Sie durch Ihre Finanz-, Haushalts- und 
Wirtschaftspolitik ständig Verunsicherung in die 
Wirtschaft tragen, anstatt Sicherheit für Investitio-
nen, Arbeitsplätze und Ausbildungsplätze zu schaf-
fen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich schlage Ihnen erneut vor, in einem ersten 
Schritt zum 1. Juli 1997 die Lohnnebenkosten um 
zirka 30 Milliarden DM zu senken. Ich schlage Ihnen 
erneut vor, dafür gesetzlich präzise zu regeln, daß die 
Auffüllbeträge für die Renten in Ostdeutschland, die 
Beträge für die Fremdrenten und die Beträge zur Be-
seitigung des SED-Unrechtes aus der Beitragsfinan-
zierung in der Rentenversicherung herausgenommen 
werden und die Rentenversicherung damit um zirka 
15 Milliarden DM entlastet wird. Ich schlage Ihnen 
vor, daß diese Finanzierung in einem fairen, gemein-
samen Lastenausgleich in Deutschland geregelt wird 
und nicht mehr zu Lasten der Arbeitsplätze, was 
nicht akzeptabel ist. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Joseph 
Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Ich schlage Ihnen erneut vor, in der Arbeitslosen-
versicherung schon zum 1. Juli dieses Jahres Teile 
des Bereichs Fortbildung und Umschulung, der eine 
große Gemeinschaftsaufgabe für die zukünftige Qua-
lifikation der Arbeitnehmer, für die zukünftige Erhal-
tung von Arbeitsplätzen ist, gemeinsam und fair zu 
finanzieren und nicht mehr allein aus den Beitrags-
groschen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
sowie ihrer Arbeitgeber. 

Wenn Sie wollen, daß in Mittelstand und Hand-
werk, daß in den deutschen Unternehmen Arbeits-
plätze entstehen, Ausbildungsplätze reklamie rt  und 
geschaffen werden können, dann müssen Sie diesen 
Schritt jetzt tun und endlich korrigieren, was Sie den 
Beitragszahlern nach 1990 aus Feigheit vor dem 
Steuerzahler zum Schaden unserer Arbeitsplätze und 
zum Schaden der wirtschaftlichen Entwicklung auf-
gebürdet haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Ich schlage Ihnen erneut vor, so rasch wie möglich 
eine gesetzgeberische Entscheidung zu treffen, die 
die Arbeitsmarktpolitik flexibel gestaltet und lokal 
verankert, sie der Mitbestimmung und Mitwirkung 
der Gemeinden und der Tarifpartner, also der Ge

-

werkschaften und der Unternehmen, öffnet und eine 
Möglichkeit schafft, daß die Gemeinden nicht mehr 
der Lastesel Ihrer Politik bleiben, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

nicht mehr alles mit der Sozialhilfe bezahlen müssen, 
nicht mehr alles an Leistungen, an Qualität für die 
Bürger kürzen müssen, sondern mit einer aktiven 
und flexiblen Arbeitsmarktpolitik vor Ort gemeinsam 
Verantwortung wahrnehmen können; denn vor Ort 
ist noch möglich, was Sie in der Bundespolitik ver-
weigern: gemeinsam Verantwortung wahrzuneh-
men. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ich schlage Ihnen erneut vor, noch in diesem Jahr 
Entscheidungen zu treffen, mit denen die umfangrei-
che staatliche Bürokratie abgebaut werden kann. 
Ein großer Teil der Lasten, die den Bürgern und den 
Unternehmen zugemutet werden und dem wirt-
schaftlichen Fortschritt schaden, ergibt sich aus der 
überbordenden Bürokratie, deren Anwachsen wir 
seit 14 Jahren beklagen müssen. 

Ich schlage Ihnen erneut vor, das öffentliche 
Dienstrecht so zu modernisieren, daß die Motivation 
und die Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter do rt  auf-
genommen und weiterentwickelt werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe noch nie erlebt, daß eine Bundesregie-
rung nach mittlerweile gut 14 Jahren Amtszeit ange-
sichts der erschreckenden, belastenden, schwierigen 
Ergebnisse ihrer Politik am Ende zwei Linien ver-
folgt. Zum einen sagt sie: Weiter so. Zum anderen 
sagt sie: Für die Folgen sind die Menschen in 
Deutschland, ist im Zweifelsfall die Opposition, sind 
alle anderen verantwortlich. Dabei ist das Vorgehen 
dieser Regierung organisierte Verantwortungsver-
weigerung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ich schlage Ihnen erneut vor, daß Sie den Bundes-
innenminister endlich davon überzeugen, daß das 
Dienstrecht, daß die Bürokratie, daß vieles andere 
verändert werden müssen, damit der öffentliche 
Dienst das sein kann, was er nach dem Willen seiner 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sein wi ll, nämlich 
ein effizienter, leistungsstarker Pa rtner der Bürgerin-
nen und Bürger. 

Meine Damen und Herren, es gibt viel zu tun. Die 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für Lohnne-
benkosten, für eine flexible Arbeitsmarktpolitik und 
für die Bürokratie 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das ist eine 
Steuerdebatte, Herr Scharping!) 
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wäre eine gute Ergänzung dessen, was wir heute 
hier besprechen. Die Frage ist: Wie sehen die steuer-
lichen Rahmenbedingungen aus? 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Jetzt kommt das 
Konzept!) 

Da will ich Ihnen einiges im Zusammenhang mit 
Ihrem Gesetzentwurf sagen. Der Kollege Fischer hat 
schon darauf hingewiesen. Wenn Schule werden soll, 
daß Fraktionen Gesetzentwürfe dieser Machart ein-
bringen, mit dem Hinweis, daß im Rechnungsjahr 
nach ihren eigenen Entwürfen zusätzliche finanzielle 
Löcher in Höhe von 57,1 Milliarden DM entstehen, 
wobei die Finanzierung mit einem Satz beschrieben 
wird, der in seiner allgemeinen Düsternis und Un-
klarheit jede Interpretation zuläßt, nämlich „teilweise 
Gegenfinanzierung durch Umschichtung innerhalb 
des Steuerrechts", frage ich Sie: Wie kommen Sie 
sich eigentlich vor? Sie schlagen Dutzende von Para-
graphen vor. Aber da, wo es um die spannende Frage 
geht „Wer zahlt am Ende?", sagen Sie: teilweise Ge-
genfinanzierung durch Umschichtung innerhalb des 
Steuerrechts. 

Den Anteil der direkten Steuern an den Steuerein-
nahmen wollen Sie zu Lasten der konsumabhängi-
gen offenkundig vermindern. Sagen Sie den Bürge-
rinnen und Bürgern doch wenigstens ehrlich, was Sie 
ja intern zu erkennen gegeben haben: Sie wollen die 
Mehrwertsteuer erhöhen, damit die Senkung der 
Spitzensteuersätze bezahlt werden kann. Das wer-
den wir nicht mitmachen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne
-

ten der PDS) 

Schon bei der ersten Beratung Ihres Gesetzentwur-
fes zur Unternehmensteuerreform habe ich auf den 
objektiven, nicht zu bestreitenden Zielkonflikt hinge-
wiesen zwischen der Attraktion des Wirtschafts-
standortes Deutschland für ausländische Investoren 
auf der einen Seite - sie ziehen diesbezüglich die 
Konsequenz, sie müsse gesteigert werden, indem 
man die Steuersätze auf ausgeschüttete Gewinne 
deutlich herunterfährt - und den Investitionsbedin-
gungen für die kontinuierlich investierende, also ins-
besondere die mittelständische Wirtschaft in 
Deutschland auf der anderen Seite. 

In diesem Zusammenhang haben Sie, Herr Kollege 
Sohns, aus dem Gutachten zitiert, das ich hier vor mir 
liegen habe. Weil wir ja in der Lage sein sollten, 
wenigstens ein bißchen auf Argumente, auch wenn 
sie nur Scheinargumente sind, einzugehen, frage ich 
Sie, warum Sie nicht erwähnt haben, daß da auch 
folgendes steht: 

Tatsächlich dürften sich die effektiven Grenz-
steuersätze der Investitionen in vielen Fällen so-
gar erhöhen .. . 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Tatsächlich!) 

Da aber bei der weitgehend aufkommensneutra-
len Unternehmensteuerreform vor allem die Un-
ternehmen, die nicht oder wenig investieren, ent-
lastet werden, 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Genau!) 

während die Belastung derjenigen, die viel inve-
stieren, steigt, 

(Joachim Poß [SPD]: Das hat er nicht 
zitiert!) 

ist nicht zu erwarten, daß durch diese Maßnah-
men die Investitionsneigung größer wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Vielmehr dürfte es zu Vorzieheffekten kommen, 
also zu vermehrten Investitionen, bevor die 
neuen Regelungen greifen. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Nach diesen Vorzieheffekten wird es wohl eine 
Dämpfung der Investitionstätigkeit geben. 

Ich beschreibe das zunächst als einen objektiven 
Zielkonflikt. Denn es kann ja niemand bestreiten, 
daß Deutschland seine Attraktion für ausländische 
Investoren erhöhen könnte und müßte. Ich füge aber 
hinzu: Der Weg, den Sie gehen, nämlich diese At-
traktion zu erkaufen durch eine Verschlechterung 
der Investitionsbedingungen in Deutschland, zu La-
sten der kontinuierlichen Modernisierung des Pro-
duktionsstockes, zu Lasten der kontinuierlichen Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit von schon vor-
handenen Arbeitsplätzen, zu Lasten des Mittelstan-
des usw., rechtfertigt das Ziel der Verbesserung der 
Investitionsbedingungen für Ausländer in keiner 
Weise. Sie beschädigen die wirtschaftlichen Interes-
sen in Deutschland. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Mich hat sehr verblüfft, daß es nicht möglich ist, 
auf der Grundlage dieses Jahresgutachtens in ver-
nünftigen Gesprächen - hier sind sie offenkundig 
eher möglich als dort  - zu solchen Zielkonflikten et-
was zu sagen. Das war ja auch der Grund für den 
Vorschlag der Sozialdemokratie - ich wiederhole 
ihn hier; es bleibt auch dabei -: Die Steuersätze für 
thesaurierte Gewinne der Unternehmen werden bei 
35 Prozent festgeschrieben, mit all den Folgen, die 
das für andere hat. 

Jetzt wi ll  ich Ihnen etwas zu den anderen Steuer-
sätzen sagen, insbesondere zu dem Eingangssteuer-
satz, der ja in Ihrem Paket ebenfalls eine große Rolle 
spielt. Sie sagen immer, es entlaste die unteren Ein-
kommen, es erhöhe die Verteilungsgerechtigkeit der 
ist, wie auch immer politisch schöner -, wenn der 
Eingangssteuersatz sinkt. Sie verschwigen den 
Bürgerinnen und Bürgern, daß mit der Absenkung 
der Eingangssteuersätze und der Erhöhung des 
Grundfreibetrages alle Steuerzahler gleichmäßig ent-
lastet werden. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Genau! - 
Gisela  Frick [F.D.P.]: Ja, das ist doch auch 

im System richtig!) 

- Wenn Sie jetzt zugeben, verehrte Frau Kollegin, 
daß das im System angelegt ist, dann muß ich Sie fra-
gen, warum Sie diese gleichmäßige Entlastung aller 
Steuerzahler noch unbedingt um eine Senkung des 
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Spitzensteuersatzes ergänzen wollen, die den Staat 
mehr als 20 Milliarden DM kosten wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Wenn Sie darauf antworten, das sei wegen der be-
sonderen Unternehmenskultur in Deutschland - dem 
hohen Anteil von Personengesellschaften - unbe-
dingt notwendig, dann, so füge ich hinzu, lassen Sie 
uns doch gemeinsam einen Weg beschreiten, den 
alle anderen Wettbewerberländer gegangen sind, 
nämlich auch die Bedingungen für in Personenge-
sellschaften erzielte und wiederinvestierte - thesau-
rierte - Gewinne zu verbessern. 

Dieses Problem können wir im Interesse von Hand-
werk und Mittelstand lösen. Aber Sie dürfen eine sol-
che Operation doch nicht dem Verdacht aussetzen 
bzw. tatsächlich dafür sorgen, daß am Ende nur eine 
unzulässige und wirtschaftlich schädliche Bereiche-
rung von Spitzenverdienern steht, nicht aber die 
Stärkung der Unternehmen selbst. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ich habe in den letzten Tagen darüber - ich spre-
che damit keine Vertraulichkeiten aus - mit vielen 
Unternehmern in Deutschland diskutiert. Die verste-
hen diese Argumentationen. 

Sie hier haben in der Frage der Vermögensteuer 
und in der Frage der Spitzensteuersätze eine dogma-
tische Position. 

(Detlev von Larcher [SPD]: So ist das!  - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Eine ideologi

-

sche!) 

Sie sind zu pragmatischen Schritten gar nicht in der 
Lage. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben in den Steuerverhandlungen - es waren 
ja gar keine Verhandlungen, sondern ein Meinungs-
austausch - folgende Voraussetzung aufgestellt, die 
mich - das muß ich Ihnen ehrlich sagen - nicht mehr 
sonderlich gewundert hat - denn das Ergebnis war ja 
klar und das war die Ursache meiner Skepsis -: Sie 
haben Unterwerfung erwartet, anstatt Kooperation 
zu ermöglichen. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn jemand schreibt, Voraussetzung für Gespräche 
sei - das ist hier schon gesagt worden -, daß man 
diese auf der Grundlage der vorgelegten Entwürfe 
führe, dann forde rt  das doch wohl Unterwerfung. 

(Dr. Hermann Otto Solms [F.D.P.]: Ihr habt 
keine Grundlage gehabt!) 

Nun muß ich zu diesem Thema noch etwas sagen; 
ich komme dann gleich zu den anderen Themen be-
züglich der Steuern zurück. Wir, Oskar Lafontaine 
und ich, hatten Ihnen im Januar 1996 geschrieben, 
wir seien bereit, alle Entscheidungen mit Ihnen ge-
meinsam zu treffen, was die Bekämpfung der Ar-

beitslosigkeit angeht. Das hat der Bundeskanzler 
hier im Februar 1996 freundlich mit einer allgemei-
nen Bemerkung beantwortet. Danach hat er dies zu 
den Akten gelegt. Die Gewerkschaften waren zu Ge-
sprächen bereit. Der Vorsitzende des DGB ist im Rah-
men einer Pressekonferenz sogar soweit gegangen, 
die Absenkung sozialer Leistungen anzukündigen. 
Sie haben diese Chance zum Bündnis für Arbeit zer-
schlagen. 

Sie haben jetzt die Chance zerstört, nicht für ra-
schere Entscheidungen, aber rasch für Orientierung 
zu sorgen. Der Attentismus, der möglicherweise dar-
aus entsteht, geht voll zu Ihren Lasten. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn wenn Sie noch nicht einmal in der Lage sind, 
objektive Zielkonflikte sachkundig zu erörtern und 
dann nach einem guten Weg zu suchen, um beiden 
Zielen gerecht zu werden, dann ist das sehr erstaun-
lich. 

Sie bleiben ja sogar hinter dem zurück, was christ-
demokratische Finanzminister zu dem Thema sagen. 
Ich komme nachher noch auf die Finanzierungslö-
cher zurück. Wenn ich mir aber vorstelle, was Fi-
nanzminister Mayer-Vorfelder schon vor langer Zeit 
als Lösung dieses Zielkonfliktes festgehalten hat, 
dann frage ich mich: Warum bringen Sie es denn 
nicht fertig, darüber sachkundig zu sprechen und die 
dort  genannten Möglichkeiten zu eröffnen? 

Wenn Ihre Politik aber dazu führt, daß wirtschaftli-
che Rahmenbedingungen noch weiter verunsichert 
und verunklart, Investitionen in Deutschland verteu-
ert werden und damit die Wettbewerbsfähigkeit von 
Arbeitsplätzen und die Chance, Ausbildungsplätze 
zu schaffen, vernichtet wird, und wenn Ihre Politik 
dazu führt, daß die soziale Kluft in Deutschland tiefer 
wird, dann können Sie nicht erwarten, daß man das 
mitmacht - jedenfalls nicht von der Sozialdemokra-
tie. 

Wir wollen erreichen - ich schlage auch das erneut 
vor -, zum 1. Januar 1998 alles Erforderliche zu tun, 
damit die Kaufkraft in Deutschland verbessert wird. 
Das bedeutet, den Fami lien zu helfen, die Rentnerin-
nen und Rentner nicht zu bestrafen und die Arbeit-
nehmer nicht zur Kasse zu bitten, die mit ihrer Ar-
beitsleistung im Grunde erst dafür sorgen, daß die 
Unternehmen Gewinne machen können, und die mit 
ihrer Kaufkraft für die Nachfrage in Deutschland sor-
gen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Meine Damen und Herren, ich muß Sie leider doch 
noch einmal darauf hinweisen, daß nach einer Unter-
suchung des Statistischen Bundesamtes - nicht von 
mir, nicht von der SPD - die Steuerbelastung nach 
Einkommensgruppen in der Kategorie der beson-
deren Großverdiener, nämlich derjenigen, die über 
10 Millionen DM verdienen, im Jahre 1989 33,2 Pro-
zent betrug. Wenn man die seit der deutschen Ein-
heit hinzukommenden Möglichkeiten der legalen 
Steuerverkürzung hinzufügt, muß man davon ausge- 
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hen, daß wir eine sehr große Zahl von Menschen ha-
ben, die außerordentlich hohe Einkommen mit außer-
ordentlich niedriger Steuerleistung verbinden. 

Ich stelle mit Blick auf das, was die Kirchen, die 
Gewerkschaften und viele andere sagen, fest: Dieser 
Zustand muß geändert werden. Er wird aber durch 
Ihre Politik nicht geändert. Sie lassen ihn so. Sie mas-
kieren ihn nur besser. Der erste Schritt zu dieser 
Maskerade war die Abschaffung der Besteuerung 
privater Vermögen zugunsten derjenigen, die diese 
Art  der Begünstigung nun wirklich nicht mehr benö-
tigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu dem Aspekt im Zusammenhang mit der Frage 
verläßlicher wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
einer Steuerreform, die die Wirtschaftskraft in 
Deutschland stärkt und Nachfrage stimuliert, sage 
ich Ihnen: Hier müssen sich wi rtschaftliche Erwägun-
gen und Erwägungen hinsichtlich der sozialen Ge-
rechtigkeit auf eine kluge und zukunftsträchtige 
Weise verbinden. 

Drittens der finanzielle Aspekt. Was bedeutet Ihre 
sogenannte Steuerreform für den Zustand des Staa-
tes und seiner Kasse, für seine Fähigkeit, eigene Bei-
träge zu einer vernünftigen Entwicklung zu leisten 
und die Lage der Menschen in Deutschland zu ver-
bessern? Ich möchte einmal erleben, was passiert, 
wenn irgendein Mitglied der Sozialdemokratie sagen 
würde: Paßt einmal auf, ich habe einen guten Vor-
schlag; er kostet 60 Mil liarden DM, die Finanzierung 
erfolgt später. Ich möchte das einmal erleben. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Eine ähnliche Situation hatten wir schon einmal: 
Ende des Jahres 1995 hat der SPD-Parteivorsitzende 
davon gesprochen, man müsse in bestimmten Situa-
tionen konjunkturell bedingte Defizite in Kauf neh-
men und seine Kraft darauf konzentrieren, struktu-
rell, also durch langfristig gewachsene Fehlentwick-
lungen, bedingte Defizite abzubauen. Daraufhin ha-
ben Sie Polemik - „da haben wir es wieder: Keynes, 
altes Denken, die typische Verschuldungspolitik der 
Sozialdemokratie" - ins Land hinausgeschleudert. 
Wenn diese Vorwürfe gestimmt hätten, 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Die stim

-

men doch!) 

dann müßte ich sagen: Auf den vielen Seiten Ihres 
Gesetzentwurfs überbieten Sie alles, was Sie den So-
zialdemokraten bisher in polemischer Weise unter-
stellt haben. Ihr Vorgehen ist unsolide und unse riös. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Werner 
Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Lieber Herr Kollege Waigel, da Sie heute so viel zi-
tiert haben, möchte ich Ihnen sagen: Sie haben das 
Bareis-Gutachten in den Papierkorb geworfen. Ich 
kann nicht bestreiten, daß Sie sich jetzt vor den Pa-
pierkorb gekniet haben und einiges wieder heraus-
geholt haben. Das kann ich nicht bestreiten. Aber 
das Beste, was Sie jetzt machen könnten, wäre, den 

Entwurf Ihres Steuerreformgesetzes 1999 in den Pa-
pierkorb zu schmeißen. Das wäre wirk lich das beste. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Nach Ihren Vorschlägen und nach Ihrer mittelfristi-
gen Finanzplanung haben wir folgenden Zustand: 
Die Verschuldung der Bundesrepublik Deutschland, 
das Defizit des Bundeshaushaltes, ist am 31. März 
schon bei rund 40 Milliarden DM angekommen. Al-
lein für dieses Jahr! Sie hatten in Ihrem Haushalt - er 
ist auch noch nicht so lange verabschiedet - gerade 
einmal 53 Milliarden DM für das ganze Jahr einge-
plant. 

Sie verweigern jede Auskunft darüber, wie Sie mit 
dieser Lücke umgehen wollen. Sie sagen uns dage-
gen, daß die mittelfristige Finanzplanung für das 
Jahr 1999 ein Defizit von 50 Mil liarden DM ausweist. 
Hinzu kommen das Defizit der Gebietskörperschaf-
ten und das zusätzliche Defizit auf Grund Ihres Ge-
setzentwurfes. Es ist unverantwo rtlich, ein staatliches 
Defizit von weit über 100 Milliarden DM einzupla-
nen. Das ist unverantwortlich. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Wir sind nicht bereit, diese neuerliche Belastung 
der öffentlichen Haushalte, diese neuerliche Ruine 
einer Finanzpolitik, und vor allen Dingen den neuer-
lichen Betrug an den künftigen Generationen mitzu-
machen, die alles das bezahlen müssen, was Sie 
heute durch Ihre fehlerhafte Finanzpolitik verschul-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Ihre Politik wenigstens dazu dienen würde, 
die Situation hinsichtlich der Arbeitsplätze, Infra-
struktur, Ausbildung und Bildung zu verbessern, 
dann könnte man ja beginnen, darüber zu streiten. 
Aber die öffentliche Kasse zu ruinieren, um einer re-
lativ kleinen Bevölkerungsgruppe, der ich Leistung 
attestiere und deren Leistungsvergütung ich akzep-
tiere, Steuersenkungen zugute kommen zu lassen, ist 
unvertretbar. 

Vor diesem Hintergrund erinnere ich Sie an  eines: 
Seien Sie bitte sorgfältig mit dem, was die Idee des 
sozialen Ausgleichs und des sozialen Friedens in 
Deutschland angeht. Sie haben diese Idee in der Ver-
gangenheit schon extrem stark belastet und beschä-
digt. Sie sind dabei, das erneut zu tun. So, wie Karl 
Schiller früher einmal recht hatte mit dem Hinweis 
darauf, man solle die Tassen im Schrank lassen und 
müsse nicht jede Belastungsgrenze erproben, sagen 
wir Ihnen: Hören Sie endlich auf, jede denkbare Be-
lastungsgrenze des sozialen Friedens erproben zu 
wollen! Es könnte sein, daß uns allen das Ergebnis 
dessen um die Ohren f liegt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten  des  BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Nun habe ich interessiert gesehen, daß Kollege 
Schäuble Wert darauf legt, nach mir sprechen zu 
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können. Da geht es immer etwas hin und her; das ist 
auch in Ordnung. Aber ich habe einen Wunsch, 
wenn ich ihn äußern darf 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Ich 
wollte ja nach Lafontaine sprechen, aber 
der kam nicht! So war es verabredet! - 
Hans  Michelbach [CDU/CSU]: Er hat die 
Flucht ergriffen! - Weiterer Zuruf von der 

CDU/CSU: Der hat sich verweigert!) 

- Verehrter Herr Kollege Schäuble, jetzt passen Sie 
auf! Sie haben da eine etwas schwierige Position. 

Ich habe die Bitte, daß Sie uns die Frage beantwor-
ten: Wie finanzieren Sie ganz konkret die Lücke zwi-
schen 30 und 57 Milliarden DM? Ich habe die Bitte, 
daß Sie uns einmal ganz konkret sagen, was Sie 
wirklich wollen - Inkrafttreten des gesamten Paketes 
zum 1. Januar 1999 oder die Teilung, wie sie jetzt vor-
gesehen ist. Ich bitte darum, daß Sie uns einmal ganz 
konkret sagen, wie Sie es rechtfertigen, daß der le-
dige oder verheiratete Facharbeiter mit mittlerem 
Einkommen um 3000 bis 4000 DM belastet wird, 

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Brutto 
oder netto?) 

während andere sehr stark entlastet werden. 

Es war schon eine ziemliche Zumutung, hier am 
22. April 1997 einen Gesetzentwurf einzubringen 
und dann zu erwarten, daß das Parlament in einer er-
sten Lesung darüber verantwortungsbewußt disku-
tiert, und es war mehr als ein technisches Detail, daß 
wir der Fristverkürzung zugestimmt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Hans 
Michelbach [CDU/CSU]: Wenn man will, 

geht es!) 

Die SPD war bereit und wird auch bereit bleiben - 
das biete ich Ihnen ausdrücklich an -, alles ihr Mögli-
che zur Beschleunigung des Verfahrens beizutragen. 

Ich verbinde das mit einer Gegenfrage danach, ob 
Sie denn wenigstens in den parlamentarischen Bera-
tungen bereit sind, auf das einzugehen, was wir Ih-
nen seit mehreren Wochen öffentlich wie in Gesprä-
chen 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: In Gesprächen?) 

wie in parlamentarischen Beratungen an Vorschlä-
gen machen. Ich bin diesbezüglich sehr gespannt; 
denn wenn Sie sagen, mit dem Ende dieser Gesprä-
che sei kein Zeitverlust verbunden, dann interessiert 
mich eine andere Frage noch viel mehr, nämlich ob 
die Koalition jetzt wenigstens in den parlamentari-
schen Beratungen bereit ist, das zu tun, was für 
Deutschland dringend notwendig ist: seine wirt-
schaftliche Kraft zu stärken, den sozialen Frieden 
neu zu befestigen und das alles auf eine finanziell so-
lide und zuverlässige Weise umzusetzen - für die 
Bürgerinnen und Bürger, für die Wi rtschaft, für die 
Arbeits- und die Ausbildungsplätze. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei 

der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, Dr. 
Wolfgang Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege Scharping, nur damit es da nicht noch 
Legenden gibt: Gestern ist gesagt worden, von Ihrer 
Seite würden in der Debatte Herr Lafontaine, Herr 
Scharping und Herr Poß reden. Herr Lafontaine ist 
heute nicht gekommen. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Er hat die 
Flucht ergriffen! - Gegenruf von der SPD: 

Er konnte heute nicht kommen!) 

Deswegen haben wir unsere Rednerreihenfolge auch 
ein bißchen umgestellt. Ich sage es nur, damit Sie da 
nicht etwas hineininterpretieren; es interessiert im 
übrigen außerhalb dieses Saales kaum jemanden. 

Aus Gründen, über die man lange reden kann, die 
aber auch kaum noch interessieren, ist es nicht ge-
lungen, in Gesprächen der Partei- und Fraktionsvor-
sitzenden vor Beginn der parlamentarischen Bera-
tungen eine Einigung über Grundfragen zu erzielen. 
Eine solche Einigung hätte natürlich den Vorteil ge-
habt, daß diejenigen, die auf die Steuerreform drin-
gend warten, früher gewußt hätten, wohin es geht, 
weil wir ja die Zustimmung des Bundesrates brau-
chen. Wir haben es nicht zustande gebracht. Hin-
sichtlich der Gründe kann man die Schuld hin und 
her schieben, was am Ende aber an 4,5 Millionen Ar-
beitslosen nichts ändert. 

Ich bleibe dabei - das ist mein erster Punkt, und 
das haben wir immer gesagt -: Es wird keine Verzö-
gerung geben. Wir haben im Januar die Grundzüge 
unserer Steuerreform nach intensiven Vorarbeiten 
der Öffentlichkeit vorgestellt. In unserer Steuerre-
formkommission waren übrigens die Finanzminister 
der Länder Baden-Württemberg, Baye rn  und Sach-
sen, die Kollegen Mayer-Vorfelder, Huber und 
Milbradt, vertreten. Sie haben intensiv mitgewirkt 
und all diese Ergebnisse mitgetragen. 

Herr Kollege Scharping, eines sollten Sie, glaube 
ich, wirklich nicht machen. Man kann über viele Ein-
zelfragen unterschiedlicher Meinung sein. Aber die-
sen Gesetzentwurf, der die Ergebnisse unserer Kom-
mission drei Monate später mit Punkt und Komma 
umsetzt, so zu behandeln, daß Sie sagen, man solle 
ihn am besten gleich in den Papierkorb werfen, ist 
dem Anliegen, der Bedeutung und der Qualität die-
ses Gesetzentwurfes, aber auch dem Urteil der ge-
samten fachorientierten Öffentlichkeit überhaupt 
nicht angemessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn auch Ihnen an einer seriösen Beratung und an 
einem Austausch von Argumenten liegt, dann kön-
nen Sie diese Konzeption so nicht würdigen; das hat 
keinen Sinn. 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Was haben 
Sie mit dem Bareis-Gutachten gemacht?) 
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- Herr Kollege Meyer, ich habe es Ihnen schon vor 
Monaten von diesem Pult aus gesagt: Wir alle mitein-
ander, auch Sie, haben im Jahr 1994 auf die Vor-
schläge der Bareis-Kommission zunächst einmal ein 
wenig erschreckt reagiert und gesagt, so weitge-
hende Änderungen würden wir möglicherweise poli-
tisch nicht zustande bringen. Lassen Sie es uns des-
halb aufgeben, in den alten Schützengräben zu ver-
harren, derweil die Arbeitslosigkeit nicht sinkt. 

(Zuruf von der SPD) 

- Entschuldigung, das habe ich Ihnen vor Monaten 
hier schon gesagt. 

Inzwischen haben wir alle miteinander begriffen, 
daß man die Schwierigkeiten unseres Arbeitsmarktes 
und die tiefgreifenden Veränderungen doch nicht so 
einfach mit Schuldzuweisungen lösen kann. Die Welt 
verändert sich, die Globalisierung bringt veränderte 
Rahmenbedingungen, in jeder Woche wande rt  eine 
zweistellige Zahl von Bet rieben aus Deutschland ab 
und nimmt die Arbeitsplätze mit. Die Investitionen 
und Arbeitsplätze kommen nicht hierher, wenn wir 
die Rahmenbedingungen nicht verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das haben wir alle miteinander begriffen; ich 
glaube, Sie haben es in Wahrheit auch begriffen. Ich 
habe hier eine Dokumentation dessen, was Sozialde-
mokraten alles zur Steuerreform gesagt haben. So-
weit sie sich zur Sache äußern, sind sie alle viel näher 
bei den Vorschlägen dieses Gesetzentwurfes als bei 
ihrer eigenen offiziellen Propaganda. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen sind wir im Januar letzten Jahres, Herr 
Kollege Meyer, zu dem Ergebnis gekommen - es wa-
ren die Bundesregierung, die Wirtschaft, die Ge-
werkschaften, und selbst die SPD hat damals so gere-
det, woran Herr Scharping eben erinnert hat -, daß 
man doch einen grundlegenderen Reformansatz be-
nötige, weil wir sonst die Erstarrung auf dem Arbeits-
markt und in der wirtschaftlichen Entwicklung sowie 
unsere geringer werdende Wettbewerbsfähigkeit 
nicht verändern könnten. Dann haben wir uns auf 
den Weg gemacht. Jetzt setzen wir das alles um. 

Nun können Sie uns sagen, das hätten wir schon 
vor zwei Jahren machen können. Aber Sie können 
uns doch, wenn Sie halbwegs seriös argumentieren 
wollen, nicht vorwerfen - vor einem halben Jahr hiel-
ten Sie uns ja vor, daß wir es nicht getan hätten - , 

daß wir nichts machten, und zugleich mit Ihrer Mehr-
heit im Bundesrat verhindern, daß es zustande 
kommt. Das ist unseriös und macht keinen Sinn. Au-
ßerdem ist es unverantwo rtlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ehe ich zu den tragenden Punkten unserer Kon-
zeption in ein paar Grundzügen zu sprechen komme 
- es ist ja alles vom Bundesfinanzminister, dem Kolle-
gen Friedrich Merz und dem Kollegen Sohns in ihren 
hervorragenden Redebeiträgen dargelegt worden -, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Oh!) 

möchte ich auf das eingehen, was inzwischen aus 
den vielen Beiträgen von Sozialdemokraten zu so-
zialdemokratischer Alternative geronnen ist. Herr 
Scharping, Sie haben heute auch nichts anderes als 
das vorgetragen - das hat mir für Sie ein bißchen leid 
getan -, was Herr Lafontaine am 22. April dem Bun-
deskanzler geschrieben hat. 

Ich habe die Vorschläge der SPD bei mir. Sie sind 
erstens bereit, zum 1. Juli 1997 die Sozialversiche-
rungsbeiträge dadurch zu senken, daß die Ver-
brauchsteuern entsprechend erhöht werden. Sie sind 
zweitens bereit, den Eingangssteuersatz und den 
steuerlichen Grundfreibetrag zu senken, das Kinder-
geld zu erhöhen und den Körperschaftsteuersatz für 
nicht ausgeschüttete Gewinne von 45 auf 35 Prozent 
zu senken. Das ist Ihre Alternative. Ich sage Ihnen: 
Diese Alternative reicht auch im Ansatz nicht zur Lö-
sung der Probleme unserer wirtschaftlichen Wettbe-
werbsfähigkeit und der zu hohen Arbeitslosigkeit 
aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich möchte Ihnen gern sagen, warum nicht. Eine 
Senkung der Sozialversicherungsbeiträge lediglich 
durch Erhöhung des verbrauchsteuerfinanzierten 
Bundeszuschusses - das ist die Wahrheit, anders 
geht es nicht - löst das Problem der  Ausgabendyna-
mik in den Sozialversicherungen nicht. Wir haben in 
der gesetzlichen Krankenversicherung und in der 
Rentenversicherung eine Ausgabendynamik, die 
viele Ursachen hat; in der Krankenversicherung me-
dizinische Fortschritte etc. etc. Aber die wichtigste ist 
- die kann man nicht bestreiten; sie ist übrigens eine 
höchst erfreuliche -, daß wir eine steigende Lebens-
erwartung haben. Die meisten Menschen leben im 
Durchschnitt länger als früher. Die Menschen sind 
heute doppelt so lange in Rente wie noch vor einer 
Generation. 

Es geht nicht darum, daß die Renten sinken. Sie 
sollen gerade nicht sinken, sie sollen sicher bleiben. 
Nur können sie in den nächsten Jahren und Jahr-
zehnten nicht mehr in dem Tempo steigen wie in den 
zurückliegenden Jahrzehnten, sondern der Anstieg 
muß langsamer erfolgen. Wenn wir diese Ausgaben

-

dynamik nicht durch eine Strukturreform in den ge-
setzlichen Sozialversicherungen - in der Krankenver-
sicherung wie in der Rentenversicherung - bremsen, 
wird jede Verbrauchsteuererhöhung zur Senkung 
des Sozialversicherungsbeitrages in zwei Jahren 
schon wieder ohne Wirkung sein. Dann haben Sie 
zwar die Verbrauchsteuer erhöht, aber die Beiträge 
sind schon wieder gestiegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Sie fragen nach dem Inkrafttreten. Darüber können 
wir jetzt reden. Unsere Antwort in den Gesprächen 
war und ist auch jetzt - ich wi ll  auf Ihre Fragen ein-
gehen -: Wir sind dazu bereit. Aber wir sind nicht 
dazu bereit, den Zusammenhang von Strukturreform 
und Umfinanzierung aufzulösen. Nur auf der Grund-
lage einer Strukturreform macht auch eine Beitrags-
satzsenkung durch Umfinanzierung Sinn. 

Wir sind bereit, das in einem Gesetz so schnell wie 
irgend möglich zu verabschieden. Wir haben Sie ja 
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gefragt: Machen Sie mit? Die Antwort war auswei-
chend. Sie war auch kein definitives Nein, Gott sei 
Dank nicht; aber es war auch kein Ja. Wir sind bereit, 
den Gesetzentwurf zur Rentenreform gemeinsam 
oder als Koalition so rechtzeitig vorzulegen, daß wir 
noch vor der Sommerpause die erste Lesung machen 
können, daß wir das Gesetz in diesem Jahr verab-
schieden können. Im Rahmen dieses Gesetzes kön-
nen wir dann gemeinsam oder notfalls auch ohne Sie 
auf der Grundlage einer Strukturreform einen weite-
ren Schritt zur dauerhaften Beitragssenkung durch-
setzen. Aber das eine reicht ohne das andere nicht 
aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Bundesfinanzminister hat schon von begrenz-
ten Haushaltsspielräumen gesprochen. Das ist ja gar 
keine Frage. Auch da sollten wir die Öffentlichkeit 
nicht durch zu viel Getöse zu täuschen versuchen. 
Das gelingt uns ja auch gar nicht mehr; die Leute er-
kennen ja, daß manches nicht mehr geht. 

Natürlich ist die gegebene Finanzsituation aller öf-
fentlichen Haushalte angespannt, übrigens auch die 
der gesetzlichen Sozialversicherungen. Alle zusam-
men bilden übrigens die berühmte Staatsquote. Die 
Staatsquote von rund 50 Prozent setzt sich ja aus den 
öffentlichen Haushalten von Bund, Ländern und Ge-
meinden und den gesetzlichen Sozialversicherungen 
zusammen. Sie ist zu hoch. Das sagen alle Sachver-
ständigen, das haben Wi rtschaft und Gewerkschaf-
ten schon vor einem Jahr gemeinsam mit der Bun-
desregierung gesagt. Sie muß sinken. Sie kann aber 
nur sinken, wenn die Ausgaben langsamer anstei-
gen. Durch Umfinanzierung sinkt sie nicht. 

Bei der gegebenen angespannten Finanzsituation 
muß man natürlich zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden darüber reden, welche Verringerungen von 
Steuereinnahmen in welchem Zeitraum möglich 
sind. Wir haben in den Gesprächen, im Kanzleramt, 
auch in der nordrhein-westfälischen Landesvertre-
tung und im Finanzministerium, gesagt, wir sind ja 
bereit, darüber zu reden, was zu welchem Zeitpunkt 
für die Haushalte von Bund, Ländern und Gemein-
den an Einnahmeverkürzungen möglich ist und was 
nicht. Ihre Position aber war null. 

Ich sage Ihnen: Ohne eine Steuerentlastung kann 
die Steuerreform keinen Beitrag zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit leisten. Deswegen müssen wir uns 
über eine Steuerentlastung verständigen. Das ist 
auch richtig. 

Wir haben gesagt, wir können die Steuerentla-
stung auch vorziehen. Ursprünglich haben wir ja ge-
sagt: Alles 1999 in einem Schritt mit einer Nettoentla-
stung von 30 Milliarden DM. 

Das halte ich auch heute noch für möglich und für 
richtig. Wenn wir ein gesamtwirtschaftliches Wachs-
tum von real jeweils 2,5 Prozent in den Jahren 1997 
und 1998 und von nominal jeweils 4,5 Prozent in den 
Jahren 1997 und 1998 haben, dann können wir für 
die Haushalte von Bund und Ländern bei einer ent-
sprechenden Verstärkung der Dynamik von Wi rt

-schaft, Wachstum und Beschäftigung 1999 eine Net-
toentlastung von 30 Milliarden DM schaffen. Das 
halte ich für ehrgeizig, aber für notwendig, um die 
Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern und die Arbeits-
losigkeit zu bekämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Soll die Steuerreform früher in Kraft gesetzt wer-
den, wird das Volumen wahrscheinlich nur geringer 
sein können. Deswegen hängen Inkrafttreten und 
Volumen notwendigerweise ein wenig zusammen. 
Aber in jedem Fall ist der Spielraum begrenzt; denn 
auch eine Nettoentlastung von 30 Milliarden DM ist 
wenig im Vergleich zu den Problemen, die wir in der 
Wirtschaft und auf dem Arbeitsmarkt haben. 

Da wir nur einen begrenzten Spielraum für Steuer-
entlastungen haben, ist unserer Meinung nach Ihr 
Ansatz falsch, jetzt den Grundfreibetrag und das Kin-
dergeld zu erhöhen. Das ist zwar familienpolitisch 
wünschenswert; aber Theo Waigel hat gesagt: Im 
Moment ist es wichtiger, daß Vater und Mutter einen 
Arbeitsplatz haben, als daß das Kindergeld erhöht 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen doch die Frage beantworten: Was hat 
Vorrang? Die Mittel sind immer knapp. Deswegen 
muß man Prioritäten setzen. Wir, CDU/CSU und 
F.D.P, die Koalition und die Regierung, haben uns 
dafür entschieden, der Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit in dieser Lage den Vorrang zu geben. Das ist das 
Prinzip unserer Steuerreform. 

(Widerspruch bei der SPD) 

- Sie haben bisher niemanden gefunden - - 

(Detlev von Larcher [SPD]: Doch! Im 
Finanzausschuß! Da war den ganzen Tag 

Anhörung!) 

- Dazu sage ich gleich etwas. Herr Kollege von Lar-
cher, Sie äußern sich heute, jedenfalls bei meiner 
Rede, ganz anders als bisher. Lassen Sie mich versu-
chen, ein Argument nach dem anderen darzulegen. 

Sie haben wirklich niemanden gefunden - im übri-
gen auch in Ihren eigenen Reihen nicht -, 

(Zuruf von der F.D.P.: Außer Oskar!) 

der meint, daß die Erhöhung von Grundfreibetrag 
und Kindergeld im Vergleich zu einer Änderung der 
Steuerstruktur der bessere Weg sei, um die Arbeitslo-
sigkeit zu bekämpfen. Das vertreten Sie selber nicht 
im Ernst. 

(Joachim Poß [SPD]: Das DIW sagt das!) 

- Ach was. Herr Kollege Poß, wir haben doch das 
Gemeinschaftsgutachten aller Forschungsinstitute. 
Auch ich habe es da. Sie haben natürlich nur einen 
Teil vorgelesen. 

(Zuruf von der SPD: Man kann nicht das 
Ganze vorlesen!) 

- Man kann das Ganze nicht vorlesen. Sie haben es 
selektiv vorgelesen. 
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Sie können nicht bestreiten, daß es in dem Ge-
meinschaftsgutachten heißt, unsere Konzeption der 
Steuerreform sei ein richtiger Beitrag zur Lösung der 
Probleme von Wirtschaft und Arbeitsmarkt. Das kön-
nen Sie nicht bestreiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt kommt der entscheidende Punkt - Sie haben 
ihn absichtsvoll verwischt; andere waren vielleicht 
nicht so genau informiert; wenn man zuviel Zeitung 
liest, dann weiß man halt nicht a lles so genau, Herr 
Kollege Fischer, aber das führt uns zu der Diskus-
sion -: Die Anhörung beschäftigte sich mit dem Teil 
der Steuerreform, der nach dem vorgezogenen Ge-
setz 1998 in Kraft treten soll. 

(Widerspruch des Abgeordneten Joachim 
Poß [SPD]) 

- Aber, Herr Kollege Poß, ganz gewiß. 

(Joachim Poß [SPD]: Die Gesamtwirkung 
wurde beurteilt!) 

- Die Gesamtwirkung wurde durch das Frühjahrs-
gutachten aller wirtschaftswissenschaftlichen For-
schungsinstitute beurteilt. In der Anhörung - Sie ha-
ben hier in der Debatte genauso argumentiert - ha-
ben Sie die Argumente gegen einen aufkommens-
neutralen Schritt in der Unternehmensbesteuerung 
gehört. Es wurde gesagt, daß eine aufkommensneu-
trale Veränderung in der Unternehmensbesteuerung 
kurzfristig nicht dieselben Wirkungen wie eine große 
Steuerreform hat. Deswegen brauchen wir eine Net-
toentlastung. Über die Nettoentlastung besteht ja 
überhaupt kein Streit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Dr. Schäuble, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten von Larcher? 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Detlev von Larcher (SPD): Herr Kollege Schäuble, 
wären Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß sich 
die Anhörung thematisch auf das erste Gesetz bezog, 
daß wir aber die Sachverständigen nach dem ersten 
Schritt und nach dem Gesamtzusammenhang gefragt 
haben und daß sie darauf auch geantwortet haben? 
Sie können im Protokoll der Anhörung nachlesen, 
daß die übereinstimmende Meinung lautete, es gebe 
minimale Auswirkungen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

- Nein, wir werden das im Finanzausschuß noch vor-
legen; das werden wir noch schriftlich bekommen. 

Die Sachverständigen sagten, es gebe nur gering-
fügige Auswirkungen, und zwar wenn überhaupt, 
dann nur langfristig und nicht kurzfristig. Ich spreche 
von Sachverständigen und nicht von Lobbyverbän-
den wie dem DIHT. Damit sind Sie ja nachher im 
Ausschuß gekommen. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege 
von Larcher, ich bin bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß Sie das aus der Anhörung berichten. Aber ich 
füge noch zwei Bemerkungen hinzu. 

Erstens. Es zeigt sich, daß es gut ist, daß die Aus-
schüsse des Bundestages Anhörungen immer zu den 
Gesetzen machen, die ihnen schon überwiesen sind. 
Zu diesem Gesetzentwurf konnten sie noch keine 
Anhörung durchführen, denn er wird ihnen heute 
erst am Schluß dieser Beratung überwiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zweitens. Ich kann nicht an den Sitzungen des Fi-
nanzausschusses teilnehmen, aber ich kann Ihnen 
aus dem Gemeinschaftsgutachten aller wirtschafts-
wissenschaftlichen Forschungsinstitute im Frühjahr 
1997 so lange, wie immer Sie wollen, vorlesen. Es ist 
vom 17. April 1997. 

Darin steht - der Satz ist schon vorgelesen worden -: 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Alle Sätze vorle

-

sen!) 

Mit der Senkung der Steuersätze bei gleichzeiti-
ger Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 
verfolgt die Bundesregierung eine Strategie, die 
auch in anderen Ländern schon umgesetzt 
wurde. Bei dieser Strategie bestehen gute Chan-
cen, die Leistungsanreize zu verbessern und die 
steuerliche Ungleichbehandlung zwischen den 
verschiedenen ökonomischen Aktivitäten zu ver-
ringern, so daß die Allokation der Ressourcen 
durch das Steuersystem weniger verzerrt wird. 

Dann geht es weiter, und es wird in der Tat gesagt: 

Kurzfristig hat es nicht so viel Wirkung. 

Das ist übrigens etwas, was wir Ihnen immer zu er-
klären versucht haben. Der Gesetzgeber kann in der 
sozialen Marktwirtschaft kurzfristig gar nicht soviel 
verbessern. Aber was er kann, ist, Rahmenbedingun-
gen so zu gestalten, daß wir langfristig die Chancen 
für mehr Wachstum und mehr Arbeitsplätze verbes-
sern. Darum geht es. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen, Herr Kollege Scharping, endet die Pas-
sage, aus der Sie Teile selektiv vorgelesen haben, da-
mit: 

Der aufkommensneutrale Umbau des Steuersy-
stems im Unternehmensbereich hin zu niedrige-
ren Steuersätzen und weniger großzügigen Ab-
schreibungsbedingungen begünstigt die weniger 
kapitalintensiven Wirtschaftszweige, also insbe-
sondere die Dienstleistungen, so daß diese durch 
die Steuerreform zusätzliche Impulse erhalten. 

Meine Damen und Herren, darüber haben wir 
noch gar nicht diskutiert. In Wahrheit ist es doch so: 
Wenn uns der Arbeitsmarkt vorrangig beschäftigt 
und wir wissen, daß uns - nicht wegen angeblicher 
Fehler der Koalition, sondern wegen der Verände-
rungen in der Weltwirtschaft und in der technologi-
schen Entwicklung - durch die Rationalisierung in 
der industriellen Produktion immer mehr Arbeits- 
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plätze verlorengehen, müssen wir doch alles daran-
setzen, daß wir im Dienstleistungsbereich zusätzli-
che Arbeitsplätze bekommen. Das zeigt, daß auch 
von daher unser Steuerreformansatz richtig ist, um 
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen sage ich Ihnen: Ich weiß schon, warum 
Sie die Debatte zur Sache weder im Kanzleramt noch 
hier im Bundestag bisher wirk lich geführt haben. 

(Lachen bei der SPD) 

- Das zeigen alle Äußerungen, die Sie selbst getan 
haben. - Sie selbst wissen, daß die meisten von Ihnen 
die Konzeption, das Kindergeld zu erhöhen - dieses 
übrigens aufkommensneutral zu finanzieren, indem 
man die Unternehmensteuer weiter erhöht; denn Ihr 
Vorschlag läuft auf eine Erhöhung der Unterneh-
mensbesteuerung hinaus -, im E rnst selbst nicht ver-
treten können. Das ist die Wahrheit. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Nein!) 

Deswegen sollten wir die Debatte lassen. Sie wissen 
doch, Sie haben alle das Gegenteil gesagt. 

Es ist daher vielleicht auch richtig, daß wir den Ver-
such, vorab zwischen den Parteien eine Einigung zu 
erzielen, aufgegeben haben und sagen, daß wir jetzt 
diskutieren. Die Gespräche sind ja nicht beendet; 
heute ist die erste Lesung in der Öffentlichkeit. Jeder 
steht unter einem Argumentationszwang. 

Ich will  Ihnen noch etwas sagen. Ich habe das ge-
nau verfolgt: Seit zweieinhalb Jahren bemühen wir 
uns ja, die Gewerbekapitalsteuer abzuschaffen, weil 
sie eine der Steuern ist, die ursächlich dafür sind, daß 
wir in Deutschland zuwenig Investitionen und damit 
zuviel Arbeitsplatzverluste haben. 

Heute mußte der Bundesrat zum erstenmal über 
die Gewerbekapitalsteuer abstimmen. Bisher sind 
wir damit ja nie in den Bundesrat gekommen, weil 
wir eine Grundgesetzänderung damit verbinden 
müssen. Damit sind wir immer schon hier geschei-
tert. 

Jetzt haben wir gesagt: Wir möchten einmal sehen, 
wie es ist, wenn die Herren nicht mehr nur als Partei-
politiker reden und Interviews geben, sondern ver-
antwortlich Position beziehen müssen. Sie haben den 
Wegfall dieser Steuer zwar heute abgelehnt - wir 
werden den Vermittlungsausschuß anrufen müssen, 
und das wird auch geschehen -, aber ich habe ge-
stern mit großem Interesse eine Agenturmeldung ge-
lesen, wonach Herr Voscherau angekündigt hat, er 
werde einen Kompromißvorschlag vorlegen, mit dem 
man kurzfristig die Gewerbekapitalsteuer abschaffen 
könnte. 

(Joachim Poß [SPD]: Hat er heute gemacht!) 

- Das ist ja wunderbar. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Überrascht Sie 
das?) 

- Das überrascht mich gar nicht. Herr von Larcher, 
ich schicke Ihnen die gesammelten Protokolle der 
Sitzungen des Deutschen Bundestages. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Lesen Sie unse

-

ren Antrag!) 

Sie haben schon mit dem Argument Vermögensteuer, 
Herr Lafontaine mit dem Argument, man dürfe nicht 
Abschreibungssätze in Zusammenhang mit der 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer bringen, ar-
gumentiert. Sie haben bisher jede Ausrede wie die 
Maus ein Loch gesucht, um die Gewerbekapital-
steuer zu blockieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Nein! Sie müssen 

nur unseren Antrag lesen!) 

Deswegen sage ich Ihnen: Wir setzen darauf, daß 
wir im Rahmen der von der Verfassung vorgesehe-
nen parlamentarischen Beratung die Verantwortung 
eines jeden einfordern, und zwar unter der Kontrolle 
und Beobachtung der Öffentlichkeit. 

Wir werden im übrigen do rt , wo wir selbst handeln 
können, Schritt für Schritt vorangehen. Es ist ja nicht 
so, daß in diesem Lande durch die Blockadestrategie 
der SPD im Bundesrat Stillstand herrscht. Wir haben 
im vergangenen Jahr eine Menge der Punkte, die 
schon zwischen Regierung, Wi rtschaft und Gewerk-
schaften im Januar verabredet waren, Schritt für 
Schritt umgesetzt. Wir sind bei der Gesundheitsre-
form im ersten Anlauf an der Mehrheit im Bundesrat 
gescheitert. Wir haben sie geändert, und sie wird 
jetzt, notfalls auch gegen einen Einspruch des Bun-
desrats, durchgesetzt. Wir werden die Rentenstruk-
turreform und anschließend eine Beitragssenkung 
durch Umfinanzierung zustande bringen - lieber im 
Konsens mit Ihnen, notfalls auch ohne Sie. 

(Joachim Poß [SPD]: Konsens da, wo ich das 
gern hätte!) 

- Verzeihen Sie, Herr Kollege Poß, die Verfassung 
schreibt genau vor, wofür die Zustimmung des Bun-
desrats notwendig ist und wofür nicht. Herr Lafontaine 
hat im übrigen - Sie waren nicht dabei, deswegen ist 
es gut, daß wir hier darüber diskutieren - am Mittwoch 
auf die Frage der Koalition „Machen Sie die Renten-
reform gemeinsam?" gesagt: „Die können Sie auch 
allein machen, die braucht nicht die Zustimmung. " 

(Zuruf des Abg. Detlev von Larcher [SPD]) 

- Entschuldigung, das war die Antwort von Herrn La-
fontaine, das ist Ihr Parteivorsitzender. Deswegen 
sage ich Ihnen: Wir möchten es lieber im Konsens 
machen, lieber mit Ihnen zusammen, aber wenn Sie 
es im Konsens nicht machen, weil Sie es blockieren 
wollen, sind wir bereit und in der Lage, es notfalls 
auch allein zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sage Ihnen noch einmal: Wir wollen alles daran 
setzen, daß jetzt endlich die Gewerbekapitalsteuer 
abgeschafft wird. Ich glaube nach den Äußerungen 
von Herrn Voscherau und anderen, daß dazu ein 
Kompromiß im Vermittlungsausschuß auch möglich 
werden wird. 
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Ich sage Ihnen auch auf Ihre Frage: Wir sind bereit, 
darüber zu reden, was man von der Steuerreform auf 
1998 vorziehen kann. Ich habe ja nicht gesagt, daß 
wir das nicht wollen, sondern ich habe gesagt: Wenn 
Sie uns 1998 blockieren, dann lassen Sie es uns zu-
sammenfügen, dann lassen Sie uns die Auseinander-
setzung über ein Gesetz. Wenn Sie sagen, es bestehe 
eine Verständigungschance, man könne einen 
Schritt - einen größeren oder einen anderen, wie 
auch immer -, der Wirtschaft und Arbeitsmarkt hilft, 
vorziehen auf 1998: Herzlich gerne, das Gesetz ist 
nicht zurückgezogen, das können wir jederzeit ma-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Schäuble, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Scharping? 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Ja, Frau Präsi-
dentin. 

Rudolf Scharping (SPD): Herr Kollege Schäuble, 
ich will  den Streit über die Vergangenheit nicht wei-
terführen, sonst müßte ich Ihnen sagen, daß wir uns 
immer für die Abschaffung der Gewerbekapital-
steuer 

(Lautes Lachen bei der CDU/CSU - Hans 
Michelbach [CDU/CSU]: Das ist ja der Witz 
des Jahrhunderts! Sagen Sie mal, wo leben 
Sie denn? Das gibt es nicht! - Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

- unter umstrittenen Bedingungen, die nicht erfüllt 
wurden - ausgesprochen haben. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Schlimmer 
geht's nicht!) 

Darf ich Sie fragen, ob Sie bereit sind, sich wenig-
stens zu der Frage zu äußern, die der von mir be-
grüßte Gesetzentwurf des Kollegen Voscherau ja 
ausdrücklich beinhaltet, daß nämlich die Erhebung 
der Gewerbeertragsteuer grundgesetzlich so garan-
tiert wird, daß man in Artikel 28 festschreibt, daß es 
sie gibt. Der Punkt war umstritten. 

Entschuldigung, wenn ich das zur Erläuterung sa-
gen darf, aber dann wird auch das Gelächter etwas 
deutlicher: In Ihrer Koalition besteht ein Streit dar-
über, daß der eine Teil die Abschaffung der Gewer-
besteuer insgesamt erreichen will und andere offen-
kundig dem nicht so zustimmen. 

Ich frage, ob Sie bereit sind, sich auf diese Überle-
gung einzustellen und die grundgesetzliche Garantie 
für die Existenz der Gewerbeertragsteuer mitzutra-
gen. Dann können wir die Gewerbekapitalsteuer so-
fort abschaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was ist mit der 
privaten Vermögensteuer?) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, es kann ja manchmal sein, daß 
man selbst am Freitag einer Sitzungswoche einen 

Millimeter vorankommt. Lassen Sie uns doch mal 
gucken, ob es geht! 

(Zuruf von der SPD) 

-Ich rede im Moment zu den Kollegen der Koalition. 

Wir hatten schon andere Debatten über die Frage 
der Gewerbekapitalsteuer. Ich habe da schon ganz 
andere Begründungen gehört. Aber gut, nun zu Ihrer 
Frage, Herr Kollege Scharping: Bis heute - ich kenne 
nur die Ankündigung des Gesetzentwurfes von 
Herrn Voscherau aus der Agenturmeldung von ge-
stern - war mir die Diskussion in der Form bekannt, 
daß viele befürchten, daß bei einer Abschaffung der 
Gewerbekapitalsteuer die Gewerbeertragsteuer ver-
fassungsmäßig nicht mehr zu halten sei, weil eine 
reine Gewerbeertragsteuer keine Substanzsteuer sei. 
Deswegen habe der Wunsch bestanden, durch eine 
verfassungsrechtliche Regelung sicherzustellen, daß 
die Gewerbeertragsteuer auch in Zukunft erhoben 
werden kann. Darüber haben wir uns unterhalten. Es 
besteht in der Koalition Bereitschaft, diese zu sichern. 
Wenn das die Bedingung für die Abschaffung der 
Gewerbekapitalsteuer ist, können wir ihre Abschaf-
fung jetzt gleich vereinbaren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es interessiert außerhalb dieses Saales fast nie-
mand mehr die Art , wie wir uns manche alten Dinge 
hin und her schieben. Deswegen begrüße ich Ihre 
Frage und antworte darauf: Bisher hatten Sie nach 
unserem Eindruck die Notwendigkeit Ihrer Zustim-
mung für eine Grundgesetzänderung dazu benutzt, 
mit wechselnden Begründungen zu verhindern, daß 
ein Gesetz zur Abschaffung der Gewerbekapital-
steuer zustande kommt. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Wenn sich das als 
falsch herausgestellt hat, können wir ja 

anfangen!) 

- Einverstanden. Das ist ja wunderbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Damit haben wir eine gute Chance, Herr Bundesfi-
nanzminister, den verehrten Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern in Deutschland, die sich um ihren Ar-
beitsplatz sorgen oder nicht wissen, ob sie einen be-
kommen, zu verkünden: Es besteht eine bessere 
Chance als in den letzten zwei Monaten, daß die ar-
beitsplatzfeindliche Gewerbekapitalsteuer in den 
nächsten Wochen abgeschafft wird. Das ist ein gutes 
Ergebnis dieser Debatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Dr. Schäuble, es liegen Wünsche für eine Zwi-
schenfrage vom Abgeordneten Glos und vom Abge-
ordneten Scharping vor. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege 
Glos. 

Michael Glos (CDU/CSU): Herr Kollege Schäuble, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß der 
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Bundesrat vorhin wiederum die Abschaffung der Ge-
werbekapitalsteuer abgelehnt hat? Die Abstimmung 
ist inzwischen vorbei. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das hat er ja 
schon gesagt! - Horst Kubatschka [SPD]: 

Herr Vogel hat auch mitgestimmt!) 

- Das ist leider in dem Chaos hier an mir vorbeige-
gangen. Jedenfalls geht es immer darum, was man 
da, wo man direkt handelt, erreichen kann. Wenn es 
heute möglich gewesen wäre, wäre das ein positives 
Signal für die Wirtschaft gewesen. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege 
Glos, ich bedanke mich für Ihren Hinweis. Ich nehme 
es gerne zur Kenntnis. Ich bin der Meinung, daß wir 
bei diesem Stand der Gespräche, der sich jetzt aus 
der Zwischenfrage von Herrn Scharping und aus der 
öffentlichen Ankündigung von Herrn Voscherau ge-
stern erschließt - was er heute im Bundesrat gesagt 
hat, konnte ich nicht zur Kenntnis nehmen, weil ich 
aufmerksam an dieser Debatte teilgenommen habe - , 

sofort den Vermittlungsausschuß anrufen sollten, um 
möglichst innerhalb der nächsten zwei bis drei Wo-
chen die Gewerbekapitalsteuer abschaffen zu kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Rudolf Scharping (SPD): Herr Kollege Schäuble, 
da ich den vom Kollegen Voscherau angekündigten 
Gesetzentwurf kenne und ihn für einen klugen Vor-
schlag halte, frage ich noch einmal: Kann ich Ihren 
Sätzen entnehmen, daß Sie einer Absicherung der 
Gewerbeertragsteuer in A rtikel 28 des Grundgeset-
zes zustimmen? 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Was ist mit der 
F.D.P.? Die wollen das nicht!) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Herr Kollege 
Scharping, ich habe bewußt präzise geantwortet. Ich 
verstehe schon, daß Sie einen zusätzlichen Akzent 
hineinbringen wollen. Damit überfordern Sie mich 
im Moment. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das war eine 
unserer Bedingungen!) 

- Ihre Bedingungen waren unterschiedlichster A rt . 
Ich möchte den Gesetzentwurf sehen. Außerdem 
müssen wir das im Vermittlungsausschuß machen. 
Meine Privatmeinung nützt Ihnen nur wenig. Wir 
müssen vernünftig miteinander umgehen. 

Es besteht die Sorge, daß die Gewerbeertragsteuer 
bei einer Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer 
nicht mehr erhoben werden könne, weil sie dann 
keine verfassungsrechtliche Grundlage mehr habe. 
Auf Ihre Anfrage, ob wir bereit wären, das abzusi-
chern, kann ich Ihnen versichern, daß wir dazu bereit 
sind; das kann ich sogar für die ganze Koalition er-
klären. Wenn Sie allerdings fragen, ob wir bei dieser 
Gelegenheit eine Ewigkeitsgarantie für die Gewer-
beertragsteuer geben können, kann ich nur sagen: 
Lassen Sie uns darüber vernünftig ein paar Argu-
mente austauschen. 

Im übrigen möchte ich, wenn wir uns dieser Frage 
nähern - dazu gebe ich Ihnen heute aber keine ver-
bindliche Antwort -, auch gerne wissen: Wie ist ei-
gentlich in der Europäischen Union der Stand der 
Harmonisierung von Ertragsteuern? Denn ich bin 
noch immer der Meinung, außer Luxemburg hat nie-
mand eine besondere Gewerbeertragsteuer. Ich 
glaube, wir brauchen eine Kommunalfinanzreform. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das haben wir 
doch gesagt!) 

- Ja, gut, wir können nicht alles an einem Tag ma-
chen. Auch Rom ist nicht an einem Tag erbaut wor-
den. Wenn Sie jetzt Ihre Blockadeposition aufgeben, 
sehe ich auch eine verbesserte Chance, daß wir bald 
zu einer Gemeindefinanzreform kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dann lassen Sie uns zunächst über die Gemeinde-
finanzreform und erst später darüber reden, ob wir 
eine Ewigkeitsgarantie für die Gewerbeertragsteuer 
geben können. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Ach, guck an!) 

Aber die Zusage, daß die Abschaffung der Gewerbe-
kapitalsteuer nicht die verfassungsrechtlichen 
Grundlagen für die Gewerbeertragsteuer beseitigt, 
gebe ich Ihnen für die Koalition. Deswegen sollten 
wir dabei bleiben, daß wir jetzt die Botschaft aussen-
den: Die Gewerbekapitalsteuer wird abgeschafft. 

Das könnte ein gemeinsames Interesse von uns al-
len sein. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Unsere Gespräche sind in dieser Woche zu Ende ge-
gangen. Der Gesetzentwurf wird heute, drei Monate 
nach der ersten Vorstellung, gelesen. Herr Bundesfi-
nanzminister, Ihnen, aber auch den Mitarbeitern Ih-
res Hauses sollten wir Dank und Respekt dafür über-
mitteln, daß in so kurzer Zeit ein Gesetzentwurf er-
stellt werden konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber von vielen Bürgern ist die Botschaft verstanden 
worden: Die bekommen nichts zustande. Wir hatten 
ein wenig die Sorge, daß Sie sogar das Gefühl von 
Stillstand vermitteln wollten. Wenn jetzt die Botschaft 
ausgesendet wird, es gibt keinen Stillstand, die Ge-
werbekapitalsteuer wird abgeschafft, die gesetzliche 
Krankenversicherung ist reformiert, die Rentenre-
form kommt, so oder so, und auch in der Steuerre-
form werden wir, wenn wir spätestens im Bundesrat 
verantwortlich darüber reden, ein Stück vorankom-
men, dann besteht eine bessere Chance. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es wird doch niemand ein Interesse daran haben, 
daß wir etwa die gute konjunkturelle Entwicklung in 
diesem Land, die wir gerade im Frühjahrsgutachten 
der Forschungsinstitute diagnostiziert bekommen 
haben, aufs Spiel setzen. 

(Lachen bei der SPD) 
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- Herr von Larcher, Sie sollten wirk lich nicht lachen. 
Sie sollten bei viereinhalb Millionen Arbeitslosen 
den Verdacht vermeiden, Sie würden sich freuen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Detlev von Larcher [SPD]: Ach, hören Sie 
doch auf! Sie machen aus einer Mücke 
einen Elefanten! Da darf ich doch lachen!) 

- Mir ist das Lachen im Zusammenhang mit den 
strukturellen Verwerfungen auf unserem Arbeits-
markt lange vergangen, und ich hoffe, Ihnen auch. 

Deswegen freut mich die Botschaft, daß es mit der 
wirtschaftlichen Entwicklung in unserem Lande wie-
der aufwärtsgeht und daß wir bessere Chancen ha-
ben, die Arbeitslosigkeit zurückzuführen. Darauf 
kommt es an. Dazu brauchen wir neben der Abschaf-
fung der Substanzsteuern, die wir neben der Reform 
unserer sozialen Sicherungssysteme und neben einer 
Beitragssenkung in der Sozialversicherung hoffent-
lich bald erreichen, auch eine Strukturreform unseres 
Einkommen- und Ertragsteuersystems, wie es der 
Bundesfinanzminister heute hier vorgetragen und 
eingebracht hat. Das alleine löst zwar nicht die Pro-
bleme, aber ohne eine Steuerreform sind die Chan-
cen für weniger Arbeitslosigkeit geringer. Deswegen 
muß sie zustande kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen dabei auch daran denken, daß wir die 
Standortvorteile, die wir in Deutschland haben - wir 
haben nicht nur Standortvorteile -, erhalten. Deswe-
gen geht es nicht, die begrenzten Mittel nur auf das 
Kindergeld zu konzentrieren. Auch der Ansatz, nur 
den Thesaurierungssatz bei der Körperschaftsteuer 
zu senken und dadurch die mittelständische Struktur 
unserer Wirtschaft durch eine nicht mehr neutrale 
Besteuerung zu zerschlagen, geht nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie bei der Körperschaftsteuer akzeptiert ha-
ben - das hat offenbar sogar Herr Lafontaine akzep-
tiert-, daß wir auf die Rahmenbedingungen in den 
anderen europäischen Ländern Rücksicht nehmen 
müssen, wissen Sie, daß wir einen Thesaurierungs-
satz von 35 Prozent brauchen. 

Übrigens muß man dann den Ausschüttungssatz 
senken; glauben Sie mir. Jeder, der etwas von der 
Körperschaftsteuer versteht, weiß das. Ich war dabei, 
als die sozialliberale Regierung damals den Gesetz-
entwurf für die Körperschaftsteuerreform gemacht 
hat. Ich war nicht nur Mitglied im Finanzausschuß, 
sondern auch im Unterausschuß für die Körper-
schaftsteuerreform. Bei unserem modernen System, 
das die Doppelbesteuerung durch die Anrechnung 
vermeidet, muß man, wenn man um Investitionen in-
ternational wettbewerbsfähig werden und bleiben 
will, den Ausschüttungssatz entsprechend senken. 

Noch wichtiger aber ist: Unsere Wi rtschaft hat eine 
viel breitere mittelständische Struktur als beispiels-
weise die unseres Nachbarn Frankreich. Wir wären 
sehr töricht, wenn wir durch ein Steuerrecht, das ein-
seitig die Kapitalgesellschaften begünstigt und die 
Personengesellschaften benachteiligt, diese mittel

-

ständische Struktur zerschlagen würden. Das wollen 
wir nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen müssen wir, wenn wir darüber reden 
wollen, wie man via Steuerrecht Beiträge zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit leisten kann, nicht 
nur den Thesaurierungssatz bei der Körperschaft-
steuer senken, sondern ebenso den Steuersatz für 
Einkünfte aus Gewerbebetrieben. Wenn Sie den 
Steuersatz für Einkünfte aus Gewerbebetrieben sen-
ken, dann können Sie den Steuersatz für andere Ein-
kunftsarten nicht bei 53 Prozent lassen. Ansonsten 
schaffen Sie nämlich genau die Schlupflöcher, über 
die Sie selber wieder geklagt haben. Das geht nicht; 
und das wissen auch Sie. 

Deswegen haben Sie, Herr Scharping, auch ge-
sagt, ob der Spitzensteuersatz 40 oder 38 Prozent be-
trüge, sei Ihnen letzten Endes egal. Einigen wir uns 
auf die Mitte! Einigen wir uns auf 39 Prozent! Dann 
haben wir doch eine ganz gute Reform. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Rudolf  Scharping [SPD]: Wenn man bei 
euch differenzie rt  argumentiert, wird es 

immer mißbraucht!) 

- Nein, 40 bis 38 Prozent. 

(Rudolf Scharping (SPD): Nennen Sie uns 
doch die Voraussetzung gleich dazu!) 

Wir haben Ihnen immer gesagt - der Bundeskanz-
ler hat es am Montag noch einmal Herrn Lafontaine 
geschrieben -: Wir können über alle Einzelfragen re-
den, wenn das Prinzip klar ist. Es muß eine wirk liche, 
nachhaltige Senkung aller Steuersätze geben. Unser 
Steuerrecht, das Körperschaftsteuer- und Einkom-
mensteuerrecht, muß wettbewerbsfähig sein, damit 
wir mehr Investitionen und mehr Arbeitsplätze be-
kommen. Dann können wir über die Einzelfragen re-
den. Diese Debatte haben Sie aber bisher verweigert. 

Was ich hier versuche, ist, Sie dafür zu gewinnen, 
daß Sie sich dieser Debatte nicht mehr verweigern. 
Bei der Gewerbekapitalsteuer ist mir das ja schon ge-
lungen. Deswegen sage ich Ihnen: Wenn wir auf die-
sem Weg weitergehen, dann haben wir eine Chance, 
daß die Arbeitslosigkeit in Deutschland sinkt. Das ist 
unsere gemeinsame Verantwortung. 

Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt die Frau Abgeordnete Dr. Barbara Höll, PDS. 

Dr. Barbara Höll (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Waigel und Herr Schäuble 
haben heute wieder viel versprochen. Nichts werden 
sie einhalten können. Sie werden insbesondere die 
Erwartungen der Einkommensteuerpflichtigen nicht 
erfüllen. Nach Umfragen sind Sie schon jetzt mächtig 
im Minusbereich. Über die Hälfte der Bevölkerung 
erwartet nicht mehr, daß sie nach einer Reform mehr 
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im Portemonnaie haben werden, sondern bedeutend 
weniger. 

Herr Waigel, ich glaube, manchmal tut es ganz 
gut, wenn man sich ab und zu ein paar Standard-
werke zu Gemüte führt. Ich möchte einmal etwas zi-
tieren: 

Nach st. Rspr, des BVerfG forde rt  der im allgemei-
nen Gleichheitssatz (A rt . 3 I GG) verankerte 
Grundsatz der Steuergerechtigkeit, daß die Steu-
erlasten auf die Steuerpflichtigen im Verhältnis 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit verteilt 
werden; dies gelte insbesondere im Einkommen-
steuerrecht, das auf die Leistungsfähigkeit des 
einzelnen Steuerpflichtigen hin angelegt sei. 

Nun fragt sich: Haben Sie das überhaupt noch in 
Ihrem Kopf? Ansonsten hätte ein solches Steuerkon-
zept, wie Sie es mit Ihrem Gesetz vorlegen, nicht das 
Licht der Öffentlichkeit erblicken dürfen. 

(Beifall bei der PDS) 

So, wie Sie das machen, täuschen Sie auch noch die 
Öffentlichkeit. Sie verkünden einen Eingangssteuer-
satz von 15 Prozent und verschweigen wohlweislich, 
daß bereits ab 18 000 DM der Steuersatz auf 22,5 Pro-
zent springt. Damit haben wir hier keinen linear-pro-
gressiven Tarifverlauf. 

Auf meine Frage am Mittwoch, warum dies so sei, 
wurde mir geantwortet: Jeder Prozentpunkt kostet 
8 Milliarden DM mehr Geld. - Gut, es kostet mehr 
Geld. Aber ich habe diese Begründung bei der Sen-
kung des Spitzensteuersatzes von 53 auf 39 Prozent 
noch nie gehört. 

(Beifall bei der PDS) 

Noch nie ist hierbei die Frage der Finanzierbarkeit 
aufgetaucht. Das entlarvt ziemlich eindeutig, wohin 
Sie marschieren wollen. 

Das gleiche gilt für die Tatsache, daß jemand schon 
ab 90 000 DM Einkommen Spitzenverdiener ist. Es ist 
egal, ob jemand 1 Million DM, 10 Mi llionen DM oder 
140 000 DM verdient. Das kann es doch wohl nicht sein. 

Aus diesem Grunde - das möchte ich hier noch sa-
gen - wird die PDS ein durchgerechnetes Konzept 
vorlegen, in dem das Entscheidende, nämlich die 
durchschnittliche Steuerbelastung, klar wird, mit ei-
nem Eingangssteuersatz von 19 Prozent, aber einem 
steuerfreien Existenzminimum von 17 000 DM pro 
Jahr. 

Ich sage Ihnen - Sie werden das kaum glauben -: 
Selbst bei Beibehaltung des Spitzensteuersatzes von 
53 Prozent haben wir bei unserem Konzept auch bei 
einem Jahreseinkommen von 150 000 DM noch im-
mer eine Entlastung der direkten Besteuerung um 
3000 DM gegenüber dem heutigen Zustand. Es ist 
also kein Konzept, das nur bei den höheren Einkom-
men greift. Es hat allerdings den Ansatz einer ande-
ren Verteilung, um die unteren Einkommen zu entla-
sten; denn da ist die wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit geringer. 

Herr Schäuble hat die Globalisierung angespro-
chen. Das möchte ich aufgreifen und auf ein Problem 

der Globalisierung, nämlich das der Harmonisierung 
des Steuerrechtes im europäischen Rahmen, einge-
hen. Man hätte erwartet - es gibt eine entsprechende 
EU-Richtlinie von 1988 -, daß die Bundesregierung 
endlich ein modernes Konzept, ein individualisiertes 
Steuerrecht, vorstellt. Das hieße, jeder Steuerpflich-
tige würde einzeln veranlagt. Das würde die Aufhe-
bung einer Privilegierung im deutschen Steuerrecht 
bedeuten, nämlich die Frage des Ehegattensplit-
tings. 

Der Trauschein privilegiert gegenüber Menschen, 
die ohne Trauschein zusammenleben. Auch Verhei-
ratete mit Kindern werden benachteiligt. Es werden 
ferner Menschen, die alleine leben, benachteiligt. Es 
gibt auch eine Reihe von Menschen, die Sie aus-
schließen, indem Sie ihnen das Heiratsrecht verwei-
gern. Ich will  dieses Recht nicht unbedingt. Wenn 
Schwule und Lesben heiraten wollten, könnten sie 
dies ja nicht einmal tun. 

Eine solche Form des Ehegattensplittings gibt es 
nur noch in Irland. Dieser Vergleich spricht doch 
schon für sich, wenn Sie dies wie das aus familien-
politischer Sicht rückständigste Land in Europa  re-
geln. 

Wir wollen das ändern. Wir wollen eine Individua-
lisierung. Das heißt natürlich auch, man braucht ei-
nen Ausgleich. Bündnis 90/Die Grünen haben eine 
Unterhaltsvariante vorgeschlagen. Das ist aber keine 
konsequente Form. Wir sind dafür, mit der Strei-
chung des Ehegattensplittings anzufangen und auch 
im Sozialrecht endlich zu einer modernen Ausgestal-
tung zu kommen, in dem jede Person das Recht auf 
einen eigenen Anspruch hat, das heißt Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, ohne daß der Ehe-
gatte diese Leistungen wieder zurückerstatten muß. 

Damit kann man einerseits tatsächlich Geld ein-
nehmen. Andererseits steht man sich bis zu einem 
mittleren Familieneinkommen von 75 000 DM nach 
unserer Variante noch immer besser als bei dem, was 
heute gilt. Jede Person sollte einen Anspruch auf Un-
terstützungsleistungen haben, unabhängig davon, 
ob sie erwerbstätig ist oder nicht. Dies ist gegen-
wärtig aus äußerst verschiedenen Gründen möglich, 
zum Beispiel auch auf Grund der Massenarbeitslosig-
keit, die Herr Waigel am Mittwoch einfach zur Seite 
geschoben hat. 

Wir treten für eine Erhöhung des Kindergeldes, für 
eine tatsächliche Familienförderung ein. Hier kann 
der Maßstab für uns im Gegensatz zu den Vorschlä-
gen der anderen Oppositionsparteien nur zumindest 
der Sozialhilferegelsatz für Kinder sein. Wir dürfen 
uns nichts vormachen: Solange das Kindergeld nicht 
mindestens 350 DM beträgt, werden die Kinder und 
Jugendlichen, die von Sozialhilfe leben müssen - sie 
können ja nichts dafür -, von jeglicher Kindergelder-
höhung nichts haben. Das Geld für eine Kindergeld-
erhöhung ist da. Sie brauchten nur wirklich konse-
quent zu streichen. Sie könnten Ihr System umgestal-
ten und tatsächlich mit solchen einfachen Dingen 
wie Kampf gegen Steuerhinterziehung beginnen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der PDS) 
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Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bevor ich der 
nächsten Rednerin das Wort  erteile, möchte ich dem 
Parlamentarischen Staatssekretär Kolb gratulieren: 
Er ist Vater eines Sohnes geworden. 

(Beifall) 

Jetzt hat das Wort  die Abgeordnete Professor Gi-
sela Frick, F.D.P.-Fraktion. 

Gisela Frick (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich erkläre für die F.D.P. natürlich, 
daß wir den Reformentwurf 1999 unterstützen und 
uns gern auf das beschleunigte parlamentarische 
Verfahren eingelassen hätten. 

Ich erkläre gleichzeitig aber auch, daß es der F.D.P. 
lieber gewesen wäre, wir hätten im Vorfeld dieses 
parlamentarischen Verfahrens in Gesprächen mit der 
SPD Eckpunkte vorgeben können, die ein entspre-
chendes Signal gesetzt hätten. Das wäre ein ganz 
entscheidender Vorteil gewesen: ein sehr frühzeiti-
ges Signal an die Wirtschaft, daß wir in unserem 
Lande überhaupt noch reformfähig sind und eine Lö-
sung für die Beschäftigungsprobleme finden können. 
Dieses Signal ist durch den Abbruch der Gespräche 
leider ausgeblieben. 

Wir hätten mit Ihnen gern Vereinbarungen auf 
dem Weg hin zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
getroffen, die uns in der zweiten Runde des parla-
mentarischen Verfahrens, insbesondere im Bundes-
rat und im Vermittlungsausschuß, die Arbeit erleich-
tert hätten. Leider haben Sie da nicht mitgemacht. 
Leider müssen wir jetzt den normalen parlamentari-
schen Weg einhalten. 

Unsere Konzeption wird von den Gutachtern - im 
Gegensatz zu Ihrer Darstellung - im wesentlichen 
unterstützt. Es stimmt gar nicht, daß sie in der ent-
sprechenden Anhörung des Finanzausschusses ab-
gelehnt worden ist. Das einzige, was stimmt, ist, daß 
keine unmittelbaren, sofort feststellbaren Beschäfti-
gungseffekte nachzuweisen sind. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Mogelpackung!) 

Ein einziger Sachverständiger hat das gesagt. 

Im großen und ganzen haben alle Sachverständi-
gen in der Anhörung gesagt: Die Konzeption ist rich-
tig; sie geht in die richtige Richtung. Sie sollte noch 
weitergehen, haben wir im Gegenteil immer wieder 
gehört, wir seien noch zuwenig mutig an die ganze 
Geschichte herangegangen. Das ist uns vorgeworfen 
worden, aber keineswegs, daß das der falsche Weg 
sei. 

Daß wir von unserer angebotsbestimmten Politik 
auf Ihre nachfragebestimmte Politik umsteigen soll-
ten, hat uns kein einziger empfohlen - wenn wir die 
Gewerkschaften mal ausschließen, die sich dieser 
Meinung eher angeschlossen haben. Das dürfen Sie 
hier nicht falsch darstellen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ein gewisses Problem für die Gespräche war natür-
lich auch der Vorwurf - das kam eben bei Ihnen, 
Herr Scharping, zum Ausdruck -, wir hätten eine Un

-

terwerfung verlangt, indem wir eine Diskussion auf 
der Grundlage unserer Entwürfe vorgeschlagen hät-
ten. Ja, die waren eben da. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Sie von der Oppo

-

sition haben ja nichts vorgelegt!) 

Was war denn bei Ihnen vorhanden? Wir warten ja 
auf eine Gegenkonzeption. 

Da muß man auch mal die Grünen loben, die tat-
sächlich eine Gegenkonzeption vorgelegt haben, die 
in sich schlüssig ist. Sie von der SPD haben allenfalls 
kleine Bruchstücke in die Diskussion geworfen, zu-
dem vor jedem Gespräch andere Bruchstücke. Sie 
haben Junktims hergestellt, die inhaltlich und sach-
lich überhaupt nichts miteinander zu tun hatten, und 
die Hürden dadurch immer höher gesetzt. Das kann 
kein Ausgangspunkt für Gespräche sein. 

Uwe Vorkötter schreibt in einem Leitartikel für die 
„Stuttgarter Zeitung", das Konzept der Koalition 
habe den Vorteil gehabt, daß es überhaupt da gewe-
sen sei. Die SPD habe kein Konzept gehabt. Mögli-
cherweise habe sie heimlich eines oder sogar meh-
rere gehabt. Aber sie habe öffentlich keinen Ge-
brauch davon gemacht. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: So ist es!) 

Das ist eine wunderschöne Kommentierung zu Ihrer 
Haltung. 

Welches hätte man als Grundlage für die Gesprä-
che und für eine mögliche Einigung im Vorfeld neh-
men können, wenn nicht unser Konzept? 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Unser Konzept ist in sich schlüssig. Es ist, wie gesagt, 
von der Wissenschaft im großen und ganzen als ein 
Schritt in die richtige Richtung beurteilt worden. Es 
sind eher noch mutigere Schritte verlangt worden. 

Ich brauche auf das, was der Kollege Schäuble zu 
Ihren einzelnen Punkten gesagt hat, überhaupt nicht 
einzugehen. Ich stelle nur fest, daß wir uns in der 
heutigen Debatte - ich weiß nicht, ob es daran liegt, 
daß Ministerpräsident Lafontaine im Moment wohl 
noch im Bundesrat festgehalten wird oder aus ande-
ren Gründen nicht hier sein kann - schon wieder ein 
ganzes Stück nähergekommen sind, als der Abbruch 
der Gespräche das vermuten ließ. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Insofern hoffe ich, daß wir uns in dem weiteren parla-
mentarischen Verfahren, auf das Sie sich Gott sei 
Dank eingelassen haben, sehr viel näherkommen. 
Daher wollen wir, was nachher das Verfahren im Ver-
mittlungsausschuß angeht, die Hoffnung nicht aufge-
ben. Zwar finde ich es nicht gut, daß ein Projekt wie 
diese große Steuerreform letztendlich im Vermitt-
lungsverfahren endet, 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das war immer so! 
Es war noch nie anders!) 

aber es ist nun leider nicht anders zu machen. Es ist 
ja auch der vom Grundgesetz vorgesehene Weg. 
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Gisela Frick 
Insofern noch einmal meine Aufforderung an Sie: 

Bitte machen Sie mit! Wagen Sie noch mehr als die 
ersten Ansätze, die wir bei der Debatte hier heute 
feststellen konnten! Dann bekommen wir vielleicht 
doch noch etwas hin. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Matthäus-Maier, SPD. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Daß es bei den 
Spitzengesprächen nicht zu einer grundsätzlichen Ei-
nigung gekommen ist, bedauern wir außerordentlich. 
Wir bleiben bis heute der Ansicht, wir hätten uns 
über mindestens fünf Punkte einigen können - fünf 
Punkte, die ganz sicher der Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit gedient hätten: erstens die dringend not-
wendige Senkung der Lohnnebenkosten schon zum 
1. Juli dieses Jahres, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

zweitens die Absenkung des Eingangssteuersatzes 
bei der Lohn- und Einkommensteuer zum 1. Januar 
1998, drittens die Verbesserung des steuerlichen Exi-
stenzminimums durch Erhöhung des Grundfreibetra-
ges, viertens die Senkung der Steuersätze für die Be-
triebe und fünftens das Stopfen von Steuerschlupflö-
chern und den Abbau von Steuervergünstigungen. 

(Beifall bei der SPD - Hans Michelbach 
[CDU/CSU]: Sechstens: Steuererhöhungen!) 

Mit diesen Maßnahmen hätten wir sowohl die Un-
ternehmen von Kosten entlastet - also: Angebotsseite 
- als auch eine Verbesserung der Massenkaufkraft - 
also:  Nachfrageseite - herbeigeführt. Es wäre gut ge-
wesen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 

Wir bedauern, daß der Bundeskanzler die Sitzung 
dieses letzten Spitzengesprächs sinngemäß mit dem 
Satz eröffnete: „Festzustellen ist, daß ich nach dem 
jetzigen Stand keine Möglichkeit einer Einigung 
sehe." 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Verantwortungs

-

los!) 

Deswegen ginge man in das normale Verfahren und 
träfe sich im Vermittlungsausschuß wieder. 

Sowohl in dieser Sitzung - wir erinnern uns gut - 
als auch später haben Sie nicht den Versuch unter-
nommen, zu einer gemeinsamen Lösung zu kommen, 
sondern waren nur bestrebt, Sozialdemokraten zu 
entzweien. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Ul rich 
Heinrich [F.D.P.]: Dazu haben Sie selber 
beigetragen! Das habt ihr selber geleistet!) 

Wenn Sie nur einen Teil der Energie, mit der Sie uns 
Sozialdemokraten zu entzweien versuchen, darauf 
verwenden würden, mit uns gemeinsam zu einer 
schnellen Lösung dieser Probleme und insbesondere 

zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu kommen, 
dann ginge es in diesem Lande besser voran. 

(Beifall bei der SPD) 

Landauf, landab hören wir von Ihnen das Lied von 
der Blockade. Wissen Sie, ich habe in der Finanzpoli-
tik hier im Bundestag über die Jahre hinweg gelernt: 
Wenn wir bereit sind, mit Ihnen über die Probleme zu 
sprechen, dann stimmen Sie sofort zu. Aber wenn wir 
dann unsere eigenen Vorstellungen einbringen, 
wenn wir nicht alles übernehmen wollen, was Sie sa-
gen, dann ist das „Blockade". 

Sie haben die Mehrheit im Bundestag, wir haben 
die Mehrheit im Bundesrat. Deswegen muß es Kom-
promisse auf allen Seiten geben. Das haben Sie bei 
dem Gipfelgespräch vertan, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Schäuble - jetzt spreche ich Sie ganz persönlich 
an -, 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: 
Schön!) 

wollen Sie denn bestreiten, daß wir in diesem Ge-
spräch alle gemeinsam der Ansicht waren, die So-
zialversicherungen müßten von den versicherungs-
fremden Leistungen entlastet werden? Wir haben 
konkret vorgeschlagen - Herr Scharping hat das ge-
tan, Herr Poß ist darauf eingegangen -, wie das aus-
sehen könnte. Sie haben das gar nicht bestritten. 
Denn alle sind wir der Ansicht: Versicherungsfremde 
Leistungen müssen aus der Sozialversicherung raus! 

Die Arbeit in Deutschland ist nicht deshalb zu 
teuer, weil die Nettolöhne zu hoch sind, sondern weil 
Sie Kosten der deutschen Einheit systemwidrig in die 
Sozialversicherungssysteme hineingeschoben haben. 
Als wir vorgeschlagen haben, sie herauszunehmen - 
gegenfinanziert über eine Ökosteuer -, haben Sie 
dem nicht widersprochen, aber erwidert, erst müßten 
wir Sozialdemokraten bei Ihrer Rentenstrukturre-
form mitmachen. Jetzt frage ich Sie: Wenn man weiß, 
die Finanzierungsseite bedarf einer Neuregelung ge-
nauso wie die Leistungsseite, warum kann man dann 
nicht mit dem ersten Schritt anfangen? Sie wollten 
uns Sozialdemokraten zu Ihrer Reform bezüglich der 
Absenkung des Rentenniveaus auf 64 Prozent zwin-
gen. Sie glauben doch nicht ernsthaft, daß Sie unsere 
Zustimmung dazu erhalten, das Rentenniveau auf 64 
Prozent zu senken, nur damit Sie dann sagen kön-
nen: Die Sozialdemokraten saßen mit im Boot. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Daß die Senkung der Lohnnebenkosten, also die 
Herausnahme der versicherungsfremden Leistungen 
und die Verbilligung der Arbeit, finanziert durch 
eine ökologische Steuerreform, der Kern der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit ist, bestreitet doch 
niemand. 

Nehmen Sie einmal das Beispiel einer ledigen An-
gestellten: Angenommen, sie hat ein Bruttoeinkom-
men von 5 400 DM. Sie bekommt 2 900 DM netto. 
Ihr Arbeitgeber hat Aufwendungen in Höhe von 
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6 550 DM. Dabei beträgt in diesem Fall die Lohn-
steuer 1 360 DM, was schon zuviel ist. Aber die So-
zialabgaben, die beide, Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer, zahlen, betragen 2 300 DM. 

(Otto Schily [SPD]: Der helle Wahnsinn!) 

Auch die Wirtschaft weiß doch längst, daß die Sen-
kung der Lohnnebenkosten viel wichtiger für sie ist 
etwa als die Senkung der Unternehmensteuern. 

(Beifall bei der SPD) 

Die neuesten Zahlen der letzten Jahre, die wir heute 
morgen beim Statistischen Bundesamt noch einmal 
abgefragt haben, über einen Vergleich, wie hoch un-
gefähr auf der einen Seite die gezahlten Unterneh-
mensteuern und wie hoch auf der anderen Seite die 
geleisteten Sozialabgaben waren, lauten: In den Jah-
ren 1994 bis 1996 pendelten sich die Unternehmen-
steuern etwa in einer Höhe von 80 bis 90 Milliarden 
DM pro Jahr ein. Wissen Sie, wie hoch die von Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern gezahlten Sozialver-
sicherungsbeiträge - nur die gesetzlichen - waren? 
In 1 994 509 Milliarden DM, in 1 995 533 Milliar-
den DM und in 1 996 552 Milliarden DM. 

Da sage ich Ihnen: Wer die Situation in den Betrie-
ben einigermaßen kennt, der weiß: Der erste wich-
tige Schritt ist die Senkung der Lohnnebenkosten. 
Diese Gelegenheit haben Sie verpaßt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Matthäus-Maier, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Solms? 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Bitte schön. 

Dr. Hermann Otto Solms (F.D.P.): Frau Kollegin, 
würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß die von 
Ihrer Seite häufig genannten Zahlen zur Höhe der 
Steuern der Unternehmen wahrscheinlich aus der 
OECD-Statistik stammen und sich nur auf die Steuer-
last der Kapitalgesellschaften gründen? Auch der 
Staatssekretär im Finanzministerium von Rheinland

-

Pfalz, Sarrazin, der ja Ihrer Pa rtei angehört, 

(Joachim Poß [SPD]: Das ist ja kein Argu

-

ment!)  

hat das immer wieder ausgeführt. In dieser Statistik 
sind die Steuern, die die Personengesellschaften lei-
sten, nicht enthalten. 

Wenn Sie die dazurechnen, kommen Sie nach mei-
ner Erinnerung - ich kann den Gesamtbetrag jetzt 
nicht exakt nennen - für das Jahr 1994 etwa auf das 
Doppelte, auf rund 150 Milliarden DM Steuern, die 
die Unternehmen insgesamt zahlen. Dies ist also eine 
deutlich andere Zahl. Auch prozentual, gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt, liegt dies etwa zwischen 4 und 
5 Prozent und nicht bei 2,2 Prozent, wie es in der 
OECD-Statistik steht. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Solms, ich 
möchte Ihnen ausdrücklich widersprechen. Mir lie-
gen aufgeschlüsselte Zahlen für 1995 vor. Wenn Sie 
die Gewerbesteuer, die Körperschaftsteuer, die nicht 
veranlagte Steuer vom Ertrag und die veranlagte Ein-
kommensteuer zusammenzählen, dann kommen Sie 
auf die Größenordnung, die ich hier genannt habe. 

Die OECD zählt andere Dinge dazu, wie zum Bei-
spiel die Grunderwerbsteuer. All  die Häuslebauer 
und die Käufer, die Grunderwerbsteuer zahlen müs-
sen, werden aber verstehen, daß wir die nicht zu den 
Unternehmensteuern hinzuaddieren. Die Zahlen 
sind so, wie ich sie genannt habe. 

(Zuruf von der SPD: Aber selbst wenn!) 

- Ja, das will ich gleich sagen. 

Ich darf übrigens noch hinzufügen: In den Zahlen 
für das Jahr 1995, die ich hier vorliegen habe, war 
immerhin noch die bet riebliche Vermögensteuer mit 
einbezogen, die Sie abgeschafft haben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Die gesamte 
Vermögensteuer!) 

Das heißt, diese Zahl wird in diesem Jahr sogar noch 
abgezogen werden müssen. 

Selbst wenn aber die Zahlen so wären, wie Sie sie 
vorgetragen haben - das ist aber nicht der Fall-, 
bleibt doch festzuhalten, daß die menschliche Arbeit 
und das Einstellen von Menschen dadurch belastet 
wird, daß die Lohnnebenkosten in diesem Lande viel 
zu hoch sind und daß Sie vorgestern die Chance ver-
paßt haben, zusammen mit uns hier eine Senkung 
herbeizuführen. 

(Beifall bei der SPD - Hans Michelbach 
[CDU/CSU]: Das war doch ein Nullsum

-

menspiel! ) 

Nun komme ich zu der Steuerreform im engeren 
Sinne, also zu den „reinen" Steuern. Bis jetzt ging es 
in erster Linie um die Sozialabgaben. Sie sagen, Sie 
hätten ein Konzept. Das liegt hier auf dem Tisch: ein 
Gesetzentwurf mit einem Haushaltsloch von fast 
57 Milliarden DM. Das Geschrei hätte ich hören mö-
gen, wenn ein sozialdemokratischer Finanzminister 
gewagt hätte, ein Papier mit einem Loch von 57 Mil

-

liarden DM als Konzept zu bezeichnen. 

Sie haben bis heute in diesem Land Schulden auf-
einander gehäuft, die unvorstellbar hoch sind: über 
2 Billionen DM, davon 1,4 Billionen DM beim Bund. 
Allein im Bundeshaushalt dieses Jahres zahlen wir 
92 Milliarden DM Zinsen, also siebzigmal mehr, als 
Sie in Ihrem Umweltetat haben. Und jetzt sollen sol-
che neuen Löcher dazukommen? 

Was sagen Sie zu den Steuerausfällen bei Ländern 
und Gemeinden? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt kommt 
noch der Jäger 90!) 

Alle Länder wären doch pleite, wenn Sie Ihre Steuer-
reform durchsetzen könnten. 

(Beifall bei der SPD) 
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Jeder weiß doch, daß Herr Stoiber und Herr Teufel 
anderer Ansicht sind als Sie. 

Wie ist die Situation bei den Gemeinden? 85 Pro-
zent aller öffentlichen Investitionen werden von den 
Gemeinden getätigt. Die Handwerksbetriebe sind 
doch jetzt schon zu recht sauer, weil wegen der 
knappen Kassen die öffentlichen Körperschaften ihre 
Rechnungen nicht rechtzeitig bezahlen können. Das 
ist wirklich eine Sauerei. Aber den Gemeinden jetzt 
noch zusätzlich Geld wegzunehmen, die dann den 
Handwerksbetrieben erst recht keine Aufträge mehr 
erteilen können, ist auch ökonomisch, nicht nur fi-
nanzpolitisch dummes Zeug. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Wir brauchen eine Erhöhung des Grundfreibetra-
ges. Das steuerliche Existenzminimum liegt heute 
bei 12 000 DM im Jahr. Jedes Kind weiß doch, daß 
man mit 12 000 DM im Jahr nicht sein Existenzmi-
nimum bestreiten kann. Auch der Grundfreibetrag 
von 13 000 DM, den wir schon vereinbart haben, 
reicht auf Dauer nicht. Wir sind der Ansicht, daß wir 
einen Grundfreibetrag von 14 000 DM bzw. von 
28 000 DM bei Verheirateten brauchen, was immer 
noch außerordentlich wenig ist. 

Wir halten diese Erhöhung nicht nur aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen, sondern auch wegen der 
Wahrung des Lohnabstandsgebots für geboten. Sie 
sind es doch, die dauernd jammern, daß der Unter-
schied zwischen geringen Löhnen einerseits und der 
Sozialhilfe - insbesondere bei Vorhandensein mehre-
rer Kinder - andererseits zu gering sei. Das liegt aber 
doch nicht daran, daß in diesem Lande die Sozialhilfe 
zu üppig wäre. Das liegt daran, daß Sie die Men-
schen so mit Steuern und Abgaben belasten, daß da-
nach die niedrigen Einkommen in die Nähe der So-
zialhilfe rutschen. Das müssen wir ändern. 

(Beifall bei der SPD - Hans Michelbach 
[CDU/CSU]: Das ist ja nicht zu glauben!) 

Wir brauchen eine Erhöhung des Kindergeldes. 
Sie sagen, das hätte Sie überrascht, das wäre ein 
Draufsatteln. Dazu sage ich: Mit unserer Forderung 
von 250 DM Kindergeld sind wir schon in den Bun-
destagswahlkampf gegangen. Überraschend und 
neu kann das ja für Sie nicht sein. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Immer neue 
Verteilungsdebatten!) 

Die Erhöhung des Kindesgeldes gehört auch in ein 
Steuerpaket, denn in Deutschland ist das Kindergeld 
als Abzug von der Steuerschuld Teil der Steuerpoli-
tik. Um es einmal zugespitzt zu sagen: Die Verbesse-
rung des Existenzminimums für Kinder wird in 
Deutschland technisch über die Erhöhung des Kin-
dergeldes gemacht. 

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Sie haben 
das Ziel unserer Steuerreform immer noch 
nicht begriffen! Es geht um Arbeitsplätze 

und nicht um Umverteilung!) 

-Herr Repnik, stellen Sie ruhig eine Zwischenfrage, 
wenn Ihnen das nicht paßt. 

Sie wissen genau - die Kirchen und die Familien-
verbände sagen das ebenfalls -: Wer nicht nur das 
Existenzminimum der Erwachsenen steuerfrei stellen 
will, sondern auch das Existenzminimum der Kinder, 
kommt an einer deutlichen Erhöhung des Kindergel-
des nicht vorbei. 

(Beifall bei der SPD - Ulrich Hein rich 
[F.D.P.]: Sie können nur ausgeben!) 

Aber heute morgen sagen Sie, wichtiger als ein hö-
heres Kindergeld sei, daß Vater und Mutter Arbeit 
hätten. Mir kommt das so vor, jemand würde sagen, 
donnerstags ist es kälter als draußen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Ha, ha!) 

Die beiden Dinge haben nichts miteinander zu tun. 
Wenn die Fabrik, in der Vater oder Mutter arbeiten, 
ihre Produkte nicht mehr absetzen kann, weil die Be-
zieher niedriger Einkommen in Deutschland zuwenig 
Geld in der Tasche haben, um diese Produkte zu kau-
fen, dann brauchen wir sowohl die Senkung der 
Steuern als auch die Verbesserung des Kindergeldes, 
weil es ökonomisch gut ist und Vater und Mutter 
hilft, ihren Arbeitsplatz zumindest zu behalten. 

(Beifall bei der SPD - Hans-Peter Repnik 
[CDU/CSU]: Wie finanzieren Sie das denn? 
- Hans Michelbach [CDU/CSU]: Und das 

Geld kommt von oben, oder wie?) 

Dann sagen Sie, das könnten wir nicht bezahlen; 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das muß 
doch vorher erwirtschaftet werden!) 

es würde etwa 4,5 Mil liarden DM kosten. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Sie drucken 
das Geld scheinbar selbst!) 

Wir könnten es sogar locker bezahlen, wenn Sie 
nicht die private Vermögensteuer abgeschafft hät-
ten. 

(Beifall der Abg. Erika Simm [SPD] - Hans

-

Peter Repnik [CDU/CSU]: Wir haben sie 
doch auf die Erbschaftsteuer umgelegt! 

Jetzt flunkern Sie doch schon wieder!)  

Sie hoffen immer auf die Vergeßlichkeit der Men-
schen. Im letzten Dezember wurde die Vermögen-
steuer abgeschafft; heute spricht keiner mehr dar-
über. 

Dies war ein verteilungspolitischer Skandal, und 
wer heute sagt, er habe nicht das Geld für die Ver-
besserung der Situation der Familien, während er 
das Geld zur Abschaffung der Vermögensteuer hatte, 
der soll besser den Mund halten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Haben Sie denn nicht, wenn Sie uns schon nicht 
glauben, das Sozialpapier der beiden großen Kirchen 
gelesen? - Darin steht viel über Reichtum und Armut 
in Deutschland. Der Reichtum nimmt zu, und die Ar-
mut nimmt zu. Dort  steht unter anderem: 

Der zutreffende Grundsatz, daß Leistung sich im 
wirtschaftlichen Bereich lohnen muß, darf nicht 
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dazu führen, daß die Bezieher hoher Einkommen 
einseitig von ihren Beiträgen zum sozialen Aus-
gleich entlastet werden. Leistungsfähigkeit für 
die solidarische Finanzierung des sozialen Aus-
gleichs bestimmt sich im übrigen nicht nur nach 
dem laufenden Einkommen, sondern auch nach 
dem Vermögen. Wird im Blick auf das Vermögen 
die Substanz- und Besitzstandswahrung für un-
antastbar erklärt, dann ist die Sozialpflichtigkeit 
des Eigentums in einer wichtigen Beziehung dra-
stisch eingeschränkt oder sogar aufgehoben. 

Das ist nicht nur ein klares Wort  hinsichtlich Ihrer 
wirtschafts- und sozialpolitisch falschen Entschei-
dung zur Abschaffung der Vermögensteuer, sondern 
daraus kann man auch bezüglich der Höhe der Steu-
ersätze, die Sie jetzt drastisch senken wollen, etwas 
ableiten. 

Meine Partei ist im Bundestag und im Bundesrat 
bereit, bei den betrieblichen Steuersätzen deutlich 
herunterzugehen. 

Da Sie immer auf das Ausland verweisen, darf ich 
einmal darauf aufmerksam machen, wie es sich mit 
den Spitzensteuersätzen auf p rivate Einkünfte im 
Ausland verhält. In Belgien beträgt dieser Steuersatz 
55 Prozent, in Frankreich 54 Prozent, in Italien 51 
Prozent, in den hier dauernd zitierten Niederlanden 
60 Prozent - diese Zahlen habe ich aus den Mitteilun-
gen Ihres Bundesfinanzministers -, in Österreich be-
trägt er 50 Prozent, in Schweden 56 Prozent, in Japan 
65 Prozent usw. 

Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten 
wissen, daß man dieses System einer solch enormen 
Spaltung zwischen Körperschaftsteuersatz und Spit-
zensteuersatz in Deutschland nicht einfach überneh-
men könnte, weil - - 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das stimmt über

-

haupt nicht!) 

- Ja, das sagen Sie doch überall. Meinen Sie, wir ha-
ben weniger Ahnung von Steuern als Sie? - Sie be-
nutzen aber die Unkenntnis der Menschen über 
diese Zahlen, um den Spitzensteuersatz auf private 
Einkünfte drastisch zu senken. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin 
Matthäus-Maier, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Kollegen Schindler? 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Gern, aber lassen Sie 
mich noch einen Satz sagen. 

Wenn Sie immer vom Ausland reden, dann müssen 
Sie sich auch schon einmal gefallen lassen, daß man 
andere Dinge aus dem Ausland zitiert, Dinge, die Ih-
nen nicht gefallen. 

(Beifall bei der SPD - Norbert  Schindler 
[CDU/CSU]: Die Frage hat sich erledigt!) 

- Das ist erledigt, ja? Das kann ich mir wohl denken. 
Das ist auch besser so, meine Damen und Herren. 

Wir sind bereit, den Körperschaftsteuersatz zu 
senken und auch eine entsprechende Regelung zu 
finden - Kollege Scharping hat es vorgetragen -, daß 
nicht etwa das Handwerk in die Körperschaftsteuer 
hineingedrängt wird; das wissen wir alles. 

Aber da Sie daraus eine Senkung des Spitzen-
steuersatzes ableiten, wi ll  ich aus Ihrer Tabelle nur 
noch zwei Zahlen vorlegen: Ein Lediger ohne Kinder 
mit einem Jahresbruttolohn von 300 000 DM kriegt 
30 000 DM Steuersenkung. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Der kriegt? 
Nein, der zahlt weniger!)  

Wenn wir zuviel Geld in den Kassen hätten, dann 
könnte man ja mit mir über alles reden - wir würden 
das lieber in den Grundfreibetrag fließen lassen -, 
aber angesichts der Situation des Staatshaushaltes 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Der kriegt 
doch nichts!) 

und weil die Bezieher niedriger Einkommen oft nicht 
wissen, wie sie das kaufen sollen, was sie brauchen, 
ist eine Steuersenkung von 30 000 DM für einen Le-
digen 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das ist doch 
nicht zu glauben! Er zahlt nur weniger!) 

mit einem Bruttoeinkommen von 300 000 DM Aus-
druck dafür, daß Sie, meine Damen und Herren, gar 
nicht mehr wissen, was in den Portemonnaies der 
Menschen los ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Oder aber ein anderes Beispiel, das ich auch nur 
aus den von Herrn Waigel herausgegebenen Über-
sichten zitiere: Für den Bezieher von 200 000 DM 
Jahresbruttolohn ist eine Senkung der Steuer um 
19 000 DM im Jahr vorgesehen. 

Meine Damen und Herren, wir können das heute 
nicht alles auseinanderdividieren, aber eines müssen 
Sie zur Kenntnis nehmen: 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Aber einiges ver

-

missen wir!) 

Wir Sozialdemokraten werden immer auf den Drei-
klang - Modernisierung der Wirtschaft, ökologische 
Weiterentwicklung der Industriegesellschaft, aber 
eben auch soziale Gerechtigkeit - achten. Wer einen 
Stein aus diesem Dreiklang herausbrechen will, der 
kann mit uns nicht zu einem Ergebnis kommen. Des-
wegen wollen wir alle drei Bestandteile umsetzen 
und machen das auch bezüglich der Steuern und Ab-
gaben so. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzent-
wurfes auf Drucksache 13/7480 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
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Vizepräsident Hans-Ulrich Klose 
Der Haushaltsausschuß soll den Gesetzentwurf zur 
Mitberatung und gemäß § 96 unserer Geschäfts-
ordnung erhalten. Gibt es andere Vorschläge? - Das 
ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so be-
schlossen. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 13 a und b 
auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ker-
stin Müller (Köln), Monika Knoche, Volker 
Beck (Köln), Manfred Such und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Humanisierung der Drogenpolitik (Teil III) 
- Legalisierung von Cannabis - 
- Drucksache 13/4480 -  
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

b) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines ... Gesetzes zur Än-
derung des Betäubungsmittelgesetzes 
- Drucksache 13/4982 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache 45 Minuten vorgesehen, wovon 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieben Minuten 
erhalten soll. - Kein Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Rezzo Schlauch, Bündnis 90/Die Grünen. 

Rezzo Schlauch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In vielen 
Politikfeldern ist in den letzten Jahren ideologisch 
abgerüstet worden. Das ist aus meiner Sicht auch gut 
so. In der Drogenpolitik ist leider das Gegenteil der 
Fall. Hier werden die wissenschaftlichen Erkennt-
nisse und die Erfahrungen der Praktiker aus Medizin 
und Sozialarbeit von konservativer Seite schlichtweg 
ignoriert. Wenn die CDU dann aber selbst die Forde-
rungen einer ständig wachsenden Zahl von Polizei-
präsidenten und Polizeipraktikern nach einer Kurs-
korrektur ignoriert, dann ist dies für mich ein schla-
gender Beweis dafür, daß es Ihnen nicht um die Sa-
che, nicht um die Betroffenen, nicht um die Lösung 
eines gesellschaftlich drängenden Problems, sondern 
um Ideologie geht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Mit Ihrem Beharren auf der Politik der Repression 
befreien Sie keinen Süchtigen aus seiner Zwangs-
lage. Nein, Sie treiben die Drogenabhängigen in die 
menschliche, in die medizinische und in die soziale 
Verelendung. Mit dieser Politik halten Sie nieman-
den vom Einstieg in den Drogenkonsum ab. Viel

-

mehr wird diese ideologisch motivierte Repressions-
politik mehr und mehr zu einem gigantischen Wirt

-schaftsförderungsprogramm für das organisierte Ver-
brechen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ihre Drogenbilanz, Herr Lintner, besonders der An-
stieg um fast 10 Prozent gegenüber dem Vorjahr auf 
jetzt 1712 Drogentote im Jahre 1996, ist ein eindeuti-
ger und trauriger Beleg für das Scheitern dieser Poli-
tik. 

Unsere beiden Initiativen zur ärztlichen Heroinver-
schreibung und zu den sogenannten Rückzugsräu-
men als Bausteine einer humanen Drogenpolitik sind 
bereits in den Ausschüssen zur Beratung. Ich be-
schränke mich heute auf die Frage des Cannabis

-

Konsums. 

Die Ausgangslage dabei ist, daß bis zu 6 Mi llionen 
meist jüngere Menschen Haschisch und Marihuana 
trotz Strafandrohung konsumieren. Diese hohe Zahl 
ist seit Beginn der 80er Jahre im wesentlichen gleich 
geblieben. Erfreulicherweise hören 90 bis 95 Prozent 
dieser Menschen nach einer Probierphase wieder 
auf. Dies wissen wir nicht zuletzt dank der Studie 
„Cannabis-Konsum in der Bundesrepublik Deutsch-
land", die Professor Dieter Kleiber im Auftrag des 
Bundesgesundheitsministeriums angefertigt hat. 

Bei der von uns geforderten neuen humanen Dro-
genpolitik geht es um zweierlei. Erstens wollen wir 
alles tun, um die Gefahr einer körperlichen oder psy-
chischen Drogenabhängigkeit zu verhindern. Zwei-
tens wollen wir, daß die Menschen, die Drogen kon-
sumieren, vor gesundheitlichen Risiken geschützt 
werden und daß den Abhängigen ein Überleben und 
ein Leben in Würde ermöglicht wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Beim Cannabis-Konsum kommt ein weiterer rechts-
staatlicher Gesichtspunkt hinzu, Herr Kollege Singer. 
Die geltende Strafandrohung ist nicht dazu geeignet, 
Drogenkonsum zu verhindern. In fast 50 000 Fällen 
ermittelte die Polizei im Jahre 1995 wegen des Kon-
sums, nicht wegen Handels oder Einfuhr von Can-
nabis. Tausende Haschischkonsumenten werden all-
jährlich verurteilt, trotz der Intention des Bundesver-
fassungsgericht und gegen sie. Was ein solches Straf-
verfahren für den einzelnen persönlich und beruflich 
bedeutet, brauche ich Ihnen nicht zu erklären. 

Wir stehen mit unserer Position, die Strafandro-
hung für den Besitz von Cannabis aufzuheben, in 
Übereinstimmung mit dem Bundesverfassungsge-
richt, das nämlich dem Gesetzgeber die Entschei-
dung überläßt - und jetzt zitiere ich wörtlich -, „ob 
eine Verminderung des Cannabiskonsums eher 
durch die ... Wirkung des Strafrechts oder aber durch 
die Freigabe von Cannabis ... erreicht wird". 

Die Einwendungen gegen die Liberalisierung von 
Cannabis-Konsum sind Legion, und ich kann und 
will sie hier an wenigen Punkten widerlegen. 

Cannabis ist weit weniger gesundheitsschädlich 
als Alkohol. Lediglich zwei Prozent aller Nutzer, so 
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diese Studie aus dem Bundesgesundheitsministe-
rium, sind abhängig vom Drogenkonsum. Die 
Gründe für den Umstieg auf andere Drogen liegen 
nicht in der Sucht, sondern vor allem im Zwang zur 
Illegalität. 

Es ist auch falsch, daß die Legalisierung die Ver-
fügbarkeit der Droge erhöhe - das ist Ihr Argument, 
wenn ich es recht weiß - und einen Dammbruch 
bei Jugendlichen auslösen werde. Die Bundeszen-
trale für gesundheitliche Aufklärung hat festge-
stellt, daß „die strafrechtliche Sanktionsandrohung 
nur bei einem geringen Teil der Jugendlichen wirk-
sam ist". 

Gegen die Legalisierung wird eingewendet, daß 
die Trennung der Märkte für weiche und ha rte Dro-
gen nicht erreicht und damit die Gefahr, auch an He-
roin oder Kokain zu gelangen, nicht reduziert werden 
könnte. Es ist aber altbekannt, daß der Dealer auf 
dem Schwarzmarkt in der linken Tasche das Ha-
schisch und in der rechten Tasche die härteren Stoffe 
hat, mit denen er mehr Geld verdienen kann, wes-
halb er sie eben auch in den Handel bringt. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Also diese Logik! 
Das spricht ja nicht unbedingt dafür!) 

Und dann schließlich noch ein weiteres Argument: 
Ich habe noch nicht gehört und auch noch keine 
Schlagzeile gelesen, daß beispielsweise bekiffte Ju-
gendliche Gewaltüberfälle gegen Ausländer oder 
sonstige Gewalttaten begehen, 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Weil sie nicht 
dazu in der Lage  sind!)  

sondern - und jetzt hören Sie bitte gut zu! - 29000 
Gewaltdelikte im Jahre 1995, davon 2300 Totschlags

-

fälle und 1400 Vergewaltigungen, sind unter Alko-
holeinfluß begangen worden. Und an diesem Punkt, 
spätestens an diesem Punkt wird es doch nicht mehr 
nachvollziehbar, warum die eine Droge erlaubt ist, 
gefördert wird, Reklame und Werbung für sie nicht 
verboten werden und die andere verboten wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Meine Damen und Herren, ich nehme an, daß Sie 
auch Zuschriften von betroffenen Drogenkonsumen-
ten, Eltern usw. bekommenen. Ich zitiere aus dem 
Brief der Mutter eines Jugendlichen: 

Ist es verantwortbar, weiterhin jugendliche Ha-
schischkonsumenten zu verfolgen, zu bestrafen 
und soziale Folgeprobleme 

- Stichwort Arbeitsplatz, Stichwort Führerschein, 
was alles dazugehört - 

mit weit höherem Schaden zu schaffen, als sie der 
meist unproblematische Konsum von Haschisch 
und Marihuana verursacht? 

Ich meine, der Deutsche Bundestag ist in der 
Pflicht, die Voraussetzungen für eine neue präven-
tive Drogenpolitik zu verbessern und zur Kenntnis zu 

nehmen, daß der alte Weg der Kriminalisierung und 
der Repression nachhaltig gescheitert ist. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Hubert  Hüppe, CDU/CSU. 

Hubert  Hüppe (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die heute vorliegenden Anträge 
und auch die Rede von Herrn Schlauch zur Ände-
rung des BtMG sind ein erneuter Beleg des heillosen 
Durcheinanders rot-grüner Drogenpolitik. Alle paar 
Monate werden neue Liberalisierungsvorschläge auf 
den Tisch dieses Hauses gelegt. Ich darf auch daran 
erinnern, daß es noch Anfang dieses Jahres diesen 
Schnellschuß der SPD-Fraktion gab, wonach der  Be

-sitz aller möglichen Drogen zum Eigengebrauch in 
Höhe einer gewöhnlichen Wochenration straffrei ge-
stellt werden sollte. 

Auf der einen Seite forde rt  die sozialdemokratische 
Gesundheitsministerin von Schleswig-Holstein, Frau 
Heide Moser, ein Werbeverbot für Alkohol und Zi-
garetten, wofür es aus meiner Sicht sicherlich gute 
Gründe gibt. Auf der anderen Seite wollte die SPD- 
Fraktion mit ihrem Antrag das Werben für Heroin 
und Kokain freigeben. Es folgte dann der etwas un

-
elegante Rückzieher nach massivem Protest aus der 
Bevölkerung, aber auch aus den eigenen Reihen. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Jetzt bleiben Sie auf dem Teppich!) 

Heute ist es wieder soweit. Insbesondere der An-
trag der Grünen zu Cannabis und Ecstasy macht 
deutlich, welche Gefahren gerade für Jugendliche in 
Deutschland entstehen würden, hätte Rot-Grün in 
der Drogenpolitik das Sagen. So fordern die Grünen 
heute wieder einmal die Freigabe von Haschisch und 
Marihuana. Die Grünen wollen immerhin - das muß 
man zugeben - verbieten, daß Cannabis an Kinder 
und Jugendliche verkauft wird. Dabei müßte aber 
auch Ihnen bekannt sein, daß diese Vorschrift bei 
den legalen Drogen leider nicht dazu geführt hat, 
daß Kinder diese Drogen nicht bekommen. 

Zwar wollen die Grünen die Werbung für Canna-
bis-Produkte verbieten. Doch wenn Sie das wirklich 
ernst meinen, Herr Schlauch, dann müßten zualler-
erst Ihre Begründung und auch Ihre Rede unter die-
ses Verbot fallen; denn deutlicher als in Ihrem Antrag 
und in Ihrer Rede kann man Haschisch gar nicht ver-
harmlosen. Sie stellen Cannabis als harmloses Mittel 
zur Entspannung dar und schreiben, Cannabis rege 
eher zur Selbstreflexion und Innenschau an. Doch 
Cannabis ist nicht ungefährlich, und schon gar nicht, 
wenn es 16jährige nehmen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Hüppe, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Schlauch? 

Hubert  Hüppe (CDU/CSU): Ja. 
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Herr Kollege Hüppe, finden Sie Alkohol - dasselbe 
gilt für Nikotin - angesichts Zigtausender von Alko-
holtoten im Jahr, angesichts des Elends in den Fami-
lien, die mit Alkoholabhängigen zu tun haben, wirk-
lich so harmlos? Denken Sie nicht, daß Sie mit einer 
solchen Feststellung die Droge Alkohol in einem voll-
kommen unzulässigen Maß bagatellisieren und auf 
der anderen Seite Cannabis als etwas dämonisieren, 
was die deutsche Volksgesundheit nachhaltig er-
schüttert? Ich glaube, das paßt nicht zusammen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Hubert  Hüppe (CDU/CSU): Ich weiß jetzt nicht, ob 
das eine Feststellung oder eine Frage war. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Eine Frage!) 

Es ist überhaupt keine Frage, daß Alkohol eine ge-
fährliche Droge ist. Ich habe noch letzte Woche dafür 
gesorgt, daß die Selbsthilfeverbände Unterschriften 
zur Bekämpfung von Alkohol an den Gesundheitsmi-
nister übergeben konnten. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ein mutiger Schritt, das mit den 
Unterschriften! - Zuruf des Abg. Johannes 

Singer [SPD]) 

- Lassen Sie mich doch einmal ausreden, Herr Sin-
ger. - Dabei hat Herr Seehofer deutlich gemacht, daß 
er sich zum Beispiel für eine Rückführung der Alko-
holwerbung im Zusammenhang mit Sportveranstal-
tungen einsetzen wird. Da sind wir uns einig. Wir 
müssen auch den Mißbrauch von Alkohol bekämp-
fen. Aber Sie können doch nicht, wie Sie es gerade 
getan haben, sagen: Weil die eine Droge gefährlich 
ist, müssen wir die andere auch noch zulassen. Das 
aber tun Sie. 

Lassen Sie mich einige Gründe aufzählen, warum 
weder eine Freigabe von Haschisch noch die von an-
deren illegalen Drogen anzustreben ist. Die gängige 
Verharmlosung von Cannabis als weiche Droge ist 
irreführend und angesichts der pharmakologischen 
und medizinischen Wirkungen verantwortungslos. 
Cannabis ist ein variables Gemisch von psychotro-
pen, toxischen und in ihrer Wirkung und Interaktion 
zum Teil völlig unerforschten Komponenten. Der 
Wirkstoff THC verweilt wochenlang im Körper, was 
unter anderem dazu führt, daß auch Gelegenheits-
konsumenten lange Zeit nicht drogenfrei sind. Can-
nabis schädigt vor allem das zentrale Nervensystem, 
die Lunge und das Immunsystem. Bei Schwangeren 
wird auch der Fötus mitbetroffen. Vor diesen indivi-
duellen körperlichen Schäden kann nicht nachdrück-
lich genug gewarnt werden. - Diese richtigen Fest-
stellungen stammen nicht von mir, sondern sie stam-
men von Herrn Singer in der Ausgabe „Drogen-Re-
port" von vor einem Jahr. Herr Singer, ich frage Sie: 
Warum haben Sie diese gefährlichen Nebenwirkun-
gen und Wirkungen von Cannabis nicht bei der Dis-
kussion, bei der es um Hasch in Apotheken ging, ge-
nannt? Das ist keine ehrliche Politik. 

In bezug auf die schleswig-holsteinischen Ha-
schischpläne kann man nur noch feststellen: Der Pro-
phet bleibt ungehört im eigenen Lager. 

Meine Damen und Herren, da gerade noch einmal 
die Gefahr von Alkohol angesprochen worden ist 
- Sie sprechen ja von leicht halluzinogener Wirkung 
und entspannender Wirkung -, frage ich Sie, Herr 
Schlauch: Wissen Sie denn, was es bedeutet, wenn 
ein leicht entspannter Fahrer, von halluzinogener 
Wirkung beeinträchtigt, Auto fährt? Wollen Sie zu 
den Gefahren, die Sie ja mit Recht genannt haben, 
diese Gefahren im Straßenverkehr zusätzlich haben? 
- Mit uns nicht! 

Weil Sie es eben nicht angesprochen haben - Sie 
werden schon Ihre Gründe dafür haben -, wi ll  ich 
noch auf den zweiten Punkt Ihres Antrags eingehen. 
Da geht es nämlich um den Bereich Ecstasy. Sie for-
dern sogenannte Schnelltests, wovon man sich nach 
Ihrem Antrag verspricht, Gefährdungen auszuschlie-
ßen. 

Dabei verschweigen die Grünen aber, daß solche 
Tests nur bekannte Substanzen aufspüren können. 
Die i llegal hergestellten Tabletten enthalten jedoch 
eine Vielzahl ständig wechselnder Beimischungen, 
so daß eine vollständige Analyse gar nicht möglich 
ist. 

Außerdem - das steht fest - kann ein Schnelltest le-
diglich das Vorhandensein, aber nicht die Konzentra-
tion eines Stoffes feststellen. Zudem hängt auch die 
Wirkung jedes Stoffes immer von der Tagesform und 
vom psychischen und physischen Gesundheitszu-
stand des Konsumenten ab. 

Von einer Schadensreduzierung durch solche Tests 
kann überhaupt nicht die Rede sein. Ich habe aber 
auch den Eindruck, es geht gar nicht mehr um Scha-
densreduzierung, sondern immer mehr um Scha-
densbegleitung, leider auf immer höherem Niveau. 

Es ist einfach falsch, wenn Sie in Ihrem Antrag sa-
gen, daß die Gefahren von Ecstasy nur in der Über-
hitzung oder im Kreislaufversagen liegen. Fast die 
Hälfte der Todesfälle im Jahre 1995 waren auf Selbst-
morde zurückzuführen. Das hat mit der Reinheit von 
Ecstasy überhaupt nichts zu tun, denn die Wirkung 
von reinem MDMA ist: Was beim Alkohol der Kater 
ist, ist bei Ecstasy die Depression. Das ist eine der ge-
fährlichen Komponenten von reinem Ecstasy. Deswe-
gen müssen wir es bekämpfen. 

Ich würde Ihnen ja noch einiges zugute halten, 
wenn Sie es nicht selbst besser wissen müßten. Sie 
hatten selbst eine Tagung, ein Hearing, zum Teil mit 
denselben Referenten, die wir auch in unserer Frak-
tion beim Hearing hatten. Diese Experten haben Sie 
darauf hingewiesen, daß die schlimmste Wirkung 
von Ecstasy voraussichtlich in den Langzeitschädi-
gungen des Hirns liegt. 

Nehmen Sie das doch einmal zur Kenntnis! Meine 
Damen und Herren, wir wissen, daß auch reines 
MDMA Psychosen hervorrufen kann, die das ganze 
Leben hindurch nicht mehr geheilt werden können. 
Wir wissen, daß Ecstasy längst nicht mehr nur auf be-
stimmten Partys genommen wird, wie in Ihrem An- 
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trag behauptet wird, sondern inzwischen den Weg 
auf die Straße gefunden hat. 

Wir wissen, daß fast alle Dauerkonsumenten von 
Ecstasy zusätzlich LSD und/oder reines Amphetamin 
zu sich nehmen, weil die gewünschte Wirkung nach 
einer Weile nachläßt. Wir wissen, daß zusätzlich im 
Chill-out fast immer Cannabis und leider Gottes auch 
immer häufiger Heroin geraucht wird, um vom E- 
Film wieder herunterzukommen. 

Wir wissen, daß die Erstkonsumenten immer jün-
ger werden und inzwischen auch Zwölf- bis Drei-
zehnjährige zu den Pillen greifen. 

Obwohl Ihnen dies alles hinreichend bekannt sein 
müßte, bezeichnen Sie in Ihrem Antrag Ecstasy als 
weiche Droge. Das ist unehrliche Politik und vor 
allen Dingen gefährliche Politik, meine Damen und 
Herren. 

Wenn Sie, Herr Schlauch, und Frau Knoche dann 
noch sagen - das haben Sie vor zwei Wochen getan, 
zumindest liegt mir eine Agenturmeldung darüber 
vor -, so etwas sollte in Coffee-Shops und Apotheken 
verteilt werden, was ist denn das überhaupt für eine 
Politik? 

Bei jedem Stoff, bei jedem Medikament, bei jedem 
Lebensmittel, bei jeder Chemikalie sind Sie für ein 
Verbot, wenn nur der leiseste Verdacht einer Ge-
sundheitsschädigung aufkommt. Aber bei dieser 
Droge meinen Sie, man könne sie über Apotheken 
und Coffee-Shops verkaufen. Das kann ich nicht 
mehr nachvollziehen. So eine Politik macht die CDU/ 
CSU auch nicht mit. 

Als letztes darf ich noch einige Worte zu dem An-
trag sagen, der uns heute außerdem vorliegt, nämlich 
zu der Initiative des Bundesrates. Dabei muß ich 
sagen: Dieser hat schon eine andere Qualität, und 
zwar deshalb, weil man bewußt - so steht es zumin-
dest in dem Antrag - auf die Bezeichnungen „Ge-
sundheitsraum" und „Fixerraum" verzichtet hat. 

Dazu scheint die Tatsache geführt zu haben, daß 
inzwischen auch SPD-regierte Länder wissen, daß 
die Akzeptierung des Gebrauchs von Heroin zum 
Beispiel nichts mit Gesundheit zu tun hat. 

Trotzdem muß man sagen: Auch hier wird die Un-
ehrlichkeit der Antragsteller deutlich; denn als im 
Bundesrat im Mai darüber debattiert wurde, hat die 
hier anwesende SPD-Senatorin von Hamburg gleich 
am Anfang folgenden Satz gesagt: 

Ziel ist es, klarzustellen, daß der Betrieb und die 
Nutzung sogenannter Gesundheits- oder F ixer-
räume in Zukunft strafrechtlich freigestellt wer-
den. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wenn Sie das wollen, dann schreiben Sie es auch 
in Ihren Antrag. Aber zu schreiben, Sie wollen es 
nicht, und in der Begründung zu sagen, Sie wollen es 
doch, das zeigt Ihr Durcheinander, das zeigt die Qua-
lität Ihrer Politik, die nicht mehr weiß, was sie über-
haupt will . Das ist deutlich geworden; mehr Beweise 
kann es gar nicht geben. 

Sie schreiben weiter, mit diesen Räumen wollen 
Sie Betroffenen zur Nichtabhängigkeit verhelfen. Es 
gibt keinen bekannt gewordenen Fall, daß der 
Nutzer eines Fixerraums drogenfrei geworden ist. Le-
sen Sie die Indro-Studie über Frankfurt , die von der 
Stadt selbst in Auftrag gegeben worden ist und die 
überhaupt nicht im Verdacht steht, unserer Politik 
Handreichungen zu geben. In der Studie ist kein der-
artiger Fall genannt, obwohl auch damals in Frank-
furt  gesagt wurde, das sei Ziel dieser Fixerräume. 
Das ist nicht geschafft worden. 

Meine Damen und Herren, ich bleibe dabei: Unser 
Ziel ist nicht die Akzeptanz von Drogen. Wir müssen 
die Drogen bekämpfen, auch die legalen Drogen. Da 
werden Sie auch in mir einen Mitstreiter finden. In 
jeder Fraktion gibt es widerstreitende Meinungen; 
die Meinungen sind übrigens auch in der SPD-Frak-
tion unterschiedlich. 

Wir setzen weiterhin auf differenzie rte Hilfe, wir 
wollen Wege aus der Sucht finden. Dem dient unser 
Modellprogramm, mit dem wir versuchen, auch für 
langjährig Abhängige einen Weg aufzuzeigen, in-
dem man die individuelle Situation berücksichtigt. 
Aber eine Politik, der es nur darum geht, ordnungs-
politisch zu handeln, damit man die Süchtigen von 
den schönen Schaufenstern wegbekommt, und diese 
Politik dann noch human zu nennen, meine Damen 
und Herren, machen wir nicht mit. Wir gehen den 
Weg der Hilfe und nicht den der Akzeptanz. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Frau Senatorin Helgrit Fischer-Menzel, Hamburg. 

Senatorin Heigrit Fischer-Menzel (Hamburg): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Bun-
desrat beantragt mit der Ihnen vorliegenden Druck-
sache eine Änderung des Betäubungsmittelgesetzes 
mit dem Ziel, Träger und Mitarbeiter von Drogenhil-
feeinrichtungen nicht strafrechtlich zu verfolgen, 
wenn sie ihren Mienten dort  den Konsum von mitge-
brachten Drogen gestatten. 

Nach bisheriger Rechtslage ist der Bet rieb dieser 
sogenannten Konsum- und Fixerräume zumindest 
strittig. Herr Hüppe, Sie erwähnten die Wortwahl. 
Wir haben hier inzwischen ein ganzes Spektrum von 
Begriffen: Konsum-, Gesundheits- oder Fixerräume. 
Gemeint ist damit, daß in Drogenhilfestellen für diese 
legal eine mitgebrachte Droge auch konsumiert wer-
den kann. Daß dieses strittig ist, zeigt sich in der un-
terschiedlichen Handhabung in der Bundesrepublik. 
Auf das Beispiel Frankfu rt  haben Sie selber hinge-
wiesen. Insofern bedarf es also hier dringend einer 
gesetzlichen Klarstellung, die gemäß § 29 Abs. 1 des 
Betäubungsmittelgesetzes vorgenommen werden 
soll. 

In der Sache selbst geht es um eine Verbesserung 
der hygienischen und gesundheitlichen Bedingun-
gen, unter denen Drogenabhängige ihre Drogen 
konsumieren. Dabei sind sich wohl alle - davon gehe 
ich erst einmal aus - einig, daß die Aufnahme einer 
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Abstinenztherapie oder der Beginn einer Methadon

-

behandlung der beste Weg des Gesundheitsschutzes 
und der Verbesserung der hygienischen und psycho-
sozialen Situation von Abhängigen ist. Darüber müs-
sen Sie mit mir und mit uns jedenfalls nicht streiten. 

Die Wirklichkeit sieht aber ganz anders aus. Es 
gibt viele drogenabhängige, drogenkranke Men-
schen, denen derzeit die Kraft und vielleicht auch die 
Chance fehlt, diesen Weg zu gehen. Sie nehmen Dro-
gen, und sie tun dies oft unter den miserabelsten 
Bedingungen - in Parkanlagen, im Gebüsch, in 
Hauseingängen, in öffentlichen Toiletten und auf 
öffentlichen Spielplätzen. Sie riskieren ihre Gesund-
heit nicht allein durch die Drogen, die sie konsumie-
ren, sondern zugleich auch durch die unhygieni-
schen Bedingungen, unter denen sie sich die Drogen 
applizieren. 

Wenn Sie in Hamburg sehen, daß sich ein Drogen-
süchtiger Wasser aus einer Pfütze oder aus einer Toi-
lette holt, dann müssen eigentlich auch Sie erken-
nen, daß dieses nicht länger hingenommen werden 
kann und daß wir dieses eigentlich auch politisch 
nicht akzeptieren dürfen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Die Drogenabhängigen tragen zu einer vor allem 
in vielen Großstädten oft kaum mehr in den Griff zu 
bekommenden Beeinträchtigung der öffentlichen 
Ordnung bei. Sie beängstigen und verunsichern Pas-
santen, Anwohner, Geschäftsleute und gegebenen-
falls sogar spielende Kinder. Die gebrauchte Spritze 
auf dem Spielplatz ist eine Gefahr für die Gesund-
heit. 

Der Versuch, dies ordnungspolitisch und mit re-
pressiven Maßnahmen zu bekämpfen, ist doch ge-
scheitert. Weshalb - Herr Schlauch hat darauf hinge-
wiesen - fordern denn immer mehr Polizeipräsiden-
ten die Politik auf, ihre Drogenpolitik zu ändern und 
einen neuen Weg zu gehen? Warum schlägt denn in-
zwischen in Großstädten auch die CDU diesen Weg, 
den die Sozialdemokraten gegangen sind, ein? Das 
hängt damit zusammen, daß wir dieses ordnungspoli-
tisch nicht in den Griff bekommen, sondern den Dro-
genkonsumenten helfen müssen. Sie brauchen un-
sere Hilfe. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Diese Hilfe können fachlich betreute Einrichtun-
gen bieten: warme Mahlzeiten, Spritzentausch, 
Dusch- und Waschmöglichkeiten, fachliche Beratung 
in sozialen und suchtbezogenen Fragen sowie 
schließlich kontinuierliche Betreuung und Beglei-
tung während der Zeit, in der die Drogenkonsumen-
ten zum Absprung aus der Drogensucht noch nicht 
bereit sind. Nur weil sie noch nicht soweit sind, dür-
fen wir der stark verelendeten Klientel dieser Ein-
richtungen doch nicht die notwendige Hilfe verwei-
gern und diejenigen, die sich helfend engagieren, 
dem Risiko der Strafverfolgung aussetzen. 

Ein weiterer Punkt ist nämlich, daß die Sozialarbei-
ter, die dieses in den Drogenhilfeeinrichtungen zu-

lassen, mit einem Bein im Knast stehen und Hilfe zur 
Zeit überhaupt nur durch Wegsehen, durch das 
Schaffen eines Graubereiches möglich ist. Diesen 
Graubereich müssen wir durch eine vernünftige Dro-
genpolitik beseitigen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Rezzo Schlauch 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Der Herr 

Hüppe liegt im schwarzen Bereich!) 

Meine Damen und Herren, der Gesetzgeber hatte, 
als er 1972 das Verschaffen und Gewähren einer Ge-
legenheit zum unbefugten Drogengebrauch unter 
Strafe stellte, keine Drogenhilfeeinrichtungen im 
Auge, sondern Orte, an denen sich vor allen Dingen 
jungen Leuten Gelegenheiten zum illegalen Dro-
genkonsum bieten. Wer öffentlich und unkontrol liert 

 Drogenhandel und -konsum duldet und ermöglicht, 
gegen den muß die Strafjustiz auch künftig mit aller 
gebotenen Härte vorgehen. Auch das gehört zu ei-
nem neuen drogenpolitischen Weg. 

Die Erfahrungen aus dem Ausland zeigen, welch 
spürbare Entlastung die Hilfseinrichtungen für die 
Allgemeinheit bringen. 

(Hube rt  Hüppe [CDU/CSU]: Wo denn?) 

Ich habe gehört, der Gesundheitsausschuß des 
Deutschen Bundestags werde in den nächsten Wo-
chen nach Zürich fahren. Ich hoffe, daß Sie sich nicht 
nur den Heroinversuch, sondern auch die sogenann-
ten Konsumstübli anschauen, damit Sie sehen, wie 
man so etwas auch in Deutschland vernünftig ma-
chen könnte. In dieser Form wollen wir es auch; do rt 

 erfährt es breite Unterstützung. Ich hoffe, daß wir in 
unseren Städten nicht eine noch stärkere Verelen-
dung hinnehmen müssen, um endlich so einen Weg 
einschlagen zu können. Nehmen wir doch Zü rich als 
Vorbild. Ich hoffe, daß es Sie so beeindruckt, daß Sie 
anschließend sagen können: Ja, das wollen wir in der 
Bundesrepublik Deutschland auch. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Senatorin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Hüppe? 

Senatorin Helgrit Fischer-Menzel (Hamburg): Ja. 

Hubert  Hüppe (CDU/CSU): Frau Senatorin, wissen 
Sie, daß nach der Studie aus Zü rich, die ich über die-
ses Modellprojekt gelesen habe - Sie kennen sie ja 
wahrscheinlich auch -, 

(Otto Schily [SPD]: Können Sie vielleicht die 
Hand aus der Tasche nehmen?) 

- aber Herr Schily! - 60 Prozent der Teilnehmer, die 
in das Heroinabgabeprogramm einbezogen wurden, 
vorher in einem Methadonprogramm waren und aus 
diesem Projekt herausgeholt worden sind? Würden 
Sie diesen Weg auch in Hamburg gehen wollen? 
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Senatorin Helgrit Fischer-Menzel (Hamburg): Herr 
Hüppe, das ist doch falsch, was Sie hier sagen. 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Doch! Das 
steht in dem Bericht!) 

- Nein, das steht nicht in dem Bericht. Den Be richt 
habe ich auch gelesen. In das Heroinprogramm ein-
bezogen sind nur Personen, die Heroin nehmen. Daß 
einige von ihnen sich i llegal auch Methadon besorgt 
und dieses zusätzlich genommen haben, ist die 
Wahrheit. Aber deshalb kann man doch Menschen 
nicht aus dem Heroinprogramm herausnehmen, die 
genau in dieses Programm hineingehören. 

Die Hilfseinrichtungen bieten den Junkies bei Be-
darf lebensrettende Soforthilfe. 1500 bis 2000 Dro-
gentote pro Jahr in Deutschland und der Umstand, 
daß rund drei Viertel dieser Todesfälle ihre Ursache 
in versehentlichen Überdosierungen haben, unter-
streichen ebenso wie die Tatsache, daß rund ein Vier-
tel aller Drogentoten im öffentlichen Raum verstar-
ben, die Notwendigkeit und Bedeutung eines sol-
chen Angebots der individuellen, fachlich betreuten 
Überlebenssicherung. Schließlich können wir nur 
diejenigen zum Ausstieg aus der Sucht motivieren, 
die noch leben. Den Toten können wir nicht mehr 
helfen. 

Der Bundesrat bittet Sie deshalb, dem vorliegen-
den Gesetzesantrag zuzustimmen. Schaffen Sie für 
die Länder, die diesen Weg gehen wollen, Hand-
lungsspielräume! Gehen Sie über diese Hürde! Ham-
burg jedenfalls braucht diesen Weg, um in der Dro-
genpolitik eine neue Qualität zu gewinnen, damit 
den Drogensüchtigen und denjenigen, die sie be-
treuen, geholfen werden kann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, 
F.D.P.-Fraktion. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der 
heutigen Beratung liegen im wesentlichen zwei 
Aspekte der Drogenpolitik zugrunde; es sind keine 
neuen Gesichtspunkte. Der eine ist die Legalisierung 
von Cannabis, ein Dauerthema der Drogenpolitik, 
und der andere ist die rechtliche Absicherung von so-
genannten Gesundheitsräumen. Ich begrüße die 
heutige Debatte, denn - das sage ich ganz deutlich - 
die  Drogenpolitik in Deutschland braucht neue An-
sätze und Impulse. 

(Beifall bei der F.D.P., der SPD, dem BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS) 

Ein Blick in die Rauschgiftbilanz 1996 macht das 
deutlich; denn die Zahl der Drogentoten ist erstmals 
seit 1991 gestiegen; die Zahl der Erstkonsumenten 
harter Drogen, die von der Polizei aufgegriffen wur-
den, steigt; und gerade der Konsum von Ecstasy bei 

Erstkonsumenten verzeichnet einen Anstieg um 
29 Prozent, also zirka ein Drittel. 

Diese Rauschgiftbilanz zeigt zweierlei: Die bisher 
von der Bundesregierung verfolgten Konzepte haben 
nicht in dem gewünschten Umfang Ergebnisse ge-
zeigt, und eine Säule des Regierungskonzeptes im 
Kampf gegen die Drogensucht, nämlich die Präven-
tion durch Aufklärung, wirkt bisher nicht ausrei-
chend, wofür nicht nur der Anstieg bei den Erstkon-
sumenten harter Drogen spricht, sondern gerade der 
Anstieg bei den Erstkonsumenten weicher Drogen 
und der besorgniserregende Anstieg des Verbrauchs 
von Ecstasy. 

Deshalb müssen wir auch über Änderungen in der 
Drogenpolitik reden; denn niemand hier im Haus 
wird die Auffassung vertreten, daß eine Prävention 
durch Aufklärung entfallen könnte, im Gegenteil. 
Wir brauchen deshalb neue Aufklärungskonzepte 
und mit Sicherheit eine bessere Erforschung der 
Gründe, warum Jugendliche zunehmend zu Ecstasy, 
aber auch zu den verschiedensten Amphetaminprä-
paraten greifen. 

Auch ist nicht ausreichend geklärt, ob es sich bei 
dem Konsumverhalten nur um eine jugendbedingte 
Erscheinung handelt, die mit zunehmendem Alter 
kaum oder keine Rolle mehr spielen wird, oder um 
eine Erscheinung, die Konsumenten möglicherweise 
auch im Alter begleitet. Auch wenn viele Untersu-
chungen darauf hindeuten, daß der Konsum weicher 
Drogen nicht den Charakter eines Einstiegs in den 
Konsum harter Drogen hat, ist dennoch der Konsum 
dieser Drogen, aber auch gerade von Ecstasy - das 
ist unbestritten - gefährlich genug, um alle Anstren-
gungen zu unternehmen, ihn zu reduzieren. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Hube rt 
 Hüppe [CDU/CSU]) 

Wir wollen nicht mehr, sondern wir wollen weniger 
Drogen. Als stereotype Reaktion reicht es nun nicht 
aus, immer wieder die Legalisierung von Cannabis 
zu fordern; denn auch wir wissen um Nachteile und 
Gefährdungen, die damit verbunden sind. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Die Repression ist genauso stereo

-

typ!) 

Das führt immer zu Glaubensbekenntnissen, die es 
erschweren, über vernünftige drogenpolitische An-
sätze nachzudenken und sie zu diskutieren. Natür-
lich darf es auch keinerlei Dämonisierung geben. 

Eine andere Frage ist, ob statt der Legalisierung 
nicht eine Entpönalisierung eine drogenpolitisch 
sinnvolle Maßnahme wäre. Zumindest könnte sie der 
Polizei Spielräume eröffnen, do rt  konsequent durch-
zugreifen, wo mit Drogenhandel Geschäfte bet rieben 

(Beifall des Abg. Johannes Singer [SPD]) 

und bisher drogenfreie Jugendliche zum Drogenkon-
sum angeregt und verleitet werden. 

Deshalb müssen sich die Länderjustizminister end-
lich darauf einigen, wann Drogenbesitz im Sinne des 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts von vor meh-
reren Jahren nicht unbedingt strafrechtlich zu verfol- 
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gen ist, da es sich um den Besitz von weichen Dro-
gen zum Eigenkonsum handelt. Nach wie vor be-
steht hier in den südlichen und den nördlichen Bun-
desländern eine sehr unterschiedliche Praxis, und 
damit ist die Unsicherheit der Jugendlichen groß, 
welche Maßnahmen der Strafverfolgung die Polizei 
praktiziert. Ich denke nicht, daß man damit gerade 
den Jugendlichen hilft. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Generell ist die F.D.P. der Auffassung, daß unser 
Betäubungsmittelgesetz daraufhin überprüft werden 
sollte, ob als drogenpolitisch sinnvoll angesehene 
Maßnahmen nicht schon daran scheitern, daß der Be-
sitz und die Abgabe, auch die in bestimmten Projek-
ten kontrollierte Abgabe durch den Staat für die zum 
Eigenkonsum bestimmten Drogen generell strafbar 
ist bzw. immer bestraft werden muß. Mit anderen 
Worten: Wir dürfen uns nicht durch das starre Fest-
halten am Prinzip des Bestrafens zweckmäßige Maß-
nahmen zur Bekämpfung bzw. Linderung der Dro-
genabhängigkeit und ihrer gesundheitlichen und 
psychischen Folgen verbauen. 

Die Einrichtung von sogenannten Hygieneräumen 
sollte deshalb auch nicht von vornherein und pau-
schal abgelehnt werden. Wir wissen von der rechtli-
chen Unsicherheit der derzeitigen Zulässigkeit der 
Einrichtung solcher Drogenberatungs- und -hilfestel-
len. Deshalb lohnt es sich sehr wohl, darüber nachzu-
denken, unter welchen Voraussetzungen man die-
sem Gedanken nähertreten kann. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir müssen die Hilferufe vieler Polizeipräsidenten 
aus Ballungsräumen ernst nehmen, die mit den gel-
tenden rechtlichen Regelungen in zunehmendem 
Maße nicht mehr zurecht kommen, um den Proble-
men in ihrem Zuständigkeitsbereich Rechnung zu 
tragen. 

(Beifall des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Ich glaube, das muß uns alle aufrütteln und für uns 
ein Anreiz sein, nach vernünftigen Wegen zu suchen. 

Das gilt auch für die ärztlich kontrollierte und so-
zialbetreute Abgabe harter Drogen an  Schwerstab-
hängige, an diejenigen Menschen, die verelenden, 
an die man mit anderen Programmen nicht heran-
kommt. 

Wir sind deshalb der Meinung, daß der Modellver-
such, der derzeit in der Schweiz betrieben wird, von 
uns sehr intensiv begleitet und, wenn die endgülti-
gen Ergebnisse und auch eine Bewe rtung der Welt-
gesundheitsorganisation vorliegen, beraten werden 
muß. Ich könnte mir gut vorstellen - dazu gibt es 
schon verschiedene Vorschläge -, daß wir dann doch 
dem Ansatz nähertreten können und solche Modell-
vorhaben unter strengen Vorgaben und strenger 
ärztlicher Kontrolle und Sozialbetreuung durchfüh-
ren werden. 

Was wollen wir denn tun, um diese Gruppe von 
Menschen zu erreichen? Ich verstehe es als einen 
Grundsatz der Drogenpolitik der Koalition, daß man 

überlegt: Wie kann man Schwerstabhängigen Hilfe 
leisten? 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Ich werbe deshalb dafür, auch weil jetzt viel in Be-
wegung ist, daß wir uns heute nicht davor verschlie-
ßen, über andere und neue Ansätze in der Drogen-
politik nachzudenken. Ich darf hier für die F.D.P. an-
kündigen, daß wir uns auf einem drogenpolitischen 
Kongreß Anfang Juni mit all  diesen Fragen, unter-
stützt durch Experten - aus dem Ausland -, beschäf-
tigen werden. Wir hoffen, damit einen sinnvollen Bei-
trag zu einer vernünftigen Beratung und zu einer vor-
sichtigen Weiterentwicklung in der Drogenpolitik lei-
sten zu können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD sowie 
des Abg. Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] - Rezzo Schlauch [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Der F.D.P. kann man 

selten Beifall klatschen, aber hier schon!) 

Ulla Jelpke (PDS): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die PDS unterstützt das Anliegen in 
dem Antrag der Grünen, Cannabis aus dem Betäu-
bungsmittelgesetz zu streichen. Das entspricht in 
etwa den Anträgen, die wir bereits in der letzten, 
aber auch in dieser Legislaturperiode eingebracht 
haben und die abgelehnt worden sind. Denn die 
Legalisierung von Cannabis - sowohl von Anbau als 
auch von Gebrauch- halten wir für ausdrücklich not-
wendig. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Rein ego

-

istische Gründe!) 

In der Wissenschaft besteht weitgehende Überein-
stimmung, daß der Konsum von Cannabis keine kör-
perlichen Abhängigkeiten hervorruft. 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Das ist schon 
wieder falsch!) 

Aus heutiger Sicht sind die von Cannabis ausgehen-
den Gesundheitsgefahren - auch die psychischen -, 
Herr Hüppe, als gering zu bewe rten. Diese Feststel-
lungen stammen nicht von mir, sondern vom Bundes-
verfassungsgericht. 

Das Bundesverfassungsgericht äußerte sich auch 
zu der Frage der Trennung des Marktes von „harten" 
und „weichen" Drogen. Im Urteil heißt es: 

Nur 2,5 Prozent der Haschischkonsumenten ge-
brauchen auch andere unter das Betäubungsmit-
telgesetz fallende Drogen. 

Nur 2,5 Prozent, Herr Hüppe! 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Warum wollen 
Sie dann die Trennung der Märkte?) 

Zum sogenannten Umsteigeeffekt stellte das Karls-
ruher Ge richt fest, daß die „Einheitlichkeit des Mark-
tes" für Heroin und Cannabis Folge der herrschen-
den Kriminalisierungspolitik ist. 
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Einen letzten Gedanken aus dem Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil möchte ich den Antidrogenideo-
logen der Union gerne ins Stammbuch schreiben: 
Das Verfassungsgericht fragt nämlich, ob die negati-
ven psychischen Erscheinungen, die Sie den Canna-
bis-Konsumenten so gerne andichten, nicht viel eher 
gesellschaftliche Ursachen haben, daß sie also dem 
ersten Joint vorausgehen. Ich glaube, Sie sollten das 
Urteil genau hinterfragen und genauestens interpre-
tieren. 

(Beifall bei der PDS) 

Die Herangehensweise an die Ecstasy-Frage, wie 
sie in dem Grünen-Antrag beschrieben ist, ist meiner 
Meinung nach nicht besonders gut gelungen. Richtig 
ist, daß Ecstasy und andere Designerdrogen im Be-
täubungsmittelgesetz nichts zu suchen haben. Das 
Konzept von behördlichen „Analysen" des Stoffs auf 
freiwilliger Basis erscheint mir jedoch der Realität 
nicht angemessen. Ich meine, daß ein in sich ge-
schlossenes Konzept die beste Lösung wäre, die wir 
in unserem damaligen Antrag dargelegt haben: eine 
Abgabe sauberer Substanzen über kontrollierte Stel-
len, verbunden mit einer Aufklärung, die -übrigens 
eine andere Aufklärung als die in Form alberner 
Hochglanzbroschüren, wie sie der Bundesdrogenbe-
auftragte, Herr Lintner, herausgibt - tatsächlich in 
der Lage ist, das Zielpublikum zu erreichen. 

Im übrigen begrüßen wir den Antrag des Bundes-
rates. Mit großem Interesse stellen wir fest, daß die 
SPD konzeptionelle Veränderungsprozesse durch-
macht. Die Abkehr von einer bornierten Verbotspoli-
tik, an die sich die Bundesregierung klammert wie 
Ertrinkende an einen Strohhalm, ist wirklich erfreu-
lich, auch wenn mancher in der SPD-Fraktion - nicht 
wahr, Herr Singer? - beim Vorstoß von Frau Schaich

-

Walch letzten Oktober doch Muffensausen hatte. 

Fixerstuben sind notwendig, auch wenn der Bun-
desrat das mit entsprechenden Begriffen geschickt 
bemäntelt. Die Senatorin Fischer-Menzel hat hier be-
reits erläutert, was damit gemeint ist. 

Ich rate den Verbotsideologen und Ihnen, Herr 
Hüppe: Verlassen Sie doch einmal Ihre gepolsterten 
Abgeordnetensessel, und gehen Sie wirklich einmal 
nach St. Georg in Hamburg, wo ich nämlich her-
komme. 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Da war ich 
schon, Frau Jelpke!) 

Schauen Sie sich einmal an, unter welchen Bedin-
gungen Junkies do rt  gezwungen sind, sich die von 
ihnen benötigten Substanzen zu verabreichen. Die 
Senatorin hat hier schon einige Beispiele dafür ge-
nannt, wie die Bedingungen sind. Wenn Sie in St. 
Georg mit den Betroffenen wirklich einmal reden 
sollten, dann werden Sie feststellen: Sie finden es 
keineswegs lustig, daß sie ständig Angst vor der Poli-
zei haben müssen und sich unter stressigen Bedin-
gungen mit verdreckten Nadeln in inzwischen verei-
terte Venen auf der Straße die Spritze setzen müssen. 

Ich kann von meinem Arbeitszimmer zu Hause aus 
beobachten, wie auf einem kleinen Parkplatz, der vor 
einem Spielplatz liegt, Drogenabhängige jeden Tag 

drücken, weil sie offensichtlich keine anderen Ecken 
finden. Das ist beispielsweise in Hamburg-Altona so. 

Diese Leute, die Betroffenen, die sozial und ge-
sundheitlich Verelendeten, kommen bei Herrn Lint-
ner, aber leider auch in Ihrem Beitrag, Herr Hüppe, 
überhaupt nicht mehr vor. 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Dann haben 
Sie nicht zugehört!) 

Aus der Gegenäußerung der Bundesregierung zum 
Gesetzentwurf des Bundesrates wird im Gegenteil 
deutlich, daß Ihnen selbst die Verringerung des Ge-
sundheitsrisikos beim Drogenkonsum gleichgültig ist. 

Herr Lintner und Herr Hüppe, ich schlage Ihnen 
vor: Sagen Sie den Betroffenen dochmal offen ins Ge-
sicht, daß Sie diese Menschen eigentlich abgeschrie-
ben haben und daß Ihnen das Schicksal dieser Men-
schen völlig schnuppe ist! 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Sabine Berg-
mann-Pohl. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das Erfreuliche an der 
heutigen Debatte ist, daß wir über das Thema Dro-
genpolitik dort  diskutieren, wo es hingehört , nämlich 
im Deutschen Bundestag. Die Drogenpolitik der Bun-
desregierung stützt sich auf das Betäubungsmittelge-
setz und damit zugleich auf die internationalen 
Suchtstoffübereinkommen und die Programme der 
weltweiten Drogenkontrolle. Deshalb ist das Parla-
ment der Ort , an dem über diese Fragen entschieden 
werden muß. 

Es kann nicht sein, daß einzelne Länder oder 
Städte mit den gesetzlichen Grundlagen der Drogen-
politik nach ihren unterschiedlichen Vorstellungen 
umgehen, wie dies mit den Fixerstuben in Frankfu rt 

 leider geschieht 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wieso „leider"? Die Frau Roth ist 
doch Ihre Parteifreundin!) 

oder wie dies mit dem Vorschlag der Freigabe von 
Cannabis in einem Modellprojekt von Schleswig

-

Holstein zur Zeit versucht wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das Betäubungsmittelgesetz gibt das nicht her. 

Wir debattieren heute über zwei Vorlagen, deren 
Umsetzung eine Abkehr von der bisherigen Drogen-
politik der Bundesregierung bedeuten würde. Im An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird die 
Bundesregierung aufgefordert, eine Gesetzesinitia-
tive für die Legalisierung von Cannabisprodukten 
und für den straffreien Umgang mit Ecstasy für Kon-
sumzwecke zu ergreifen. 
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Die Bundesregierung, Herr Schlauch, wird das 
schon deshalb nicht tun, weil sie damit allen interna-
tionalen Übereinkommen zur Drogenpolitik wider-
sprechen würde. Für eine Legalisierung wäre die 
Kündigung dieser Verträge erforderlich. Es gibt kei-
nen vernünftigen Grund, das zu tun - ich glaube, 
ganz im Gegenteil. 

Deutschland wäre in der Drogenpolitik völlig iso-
liert; denn keiner der immerhin 150 Vertragsstaaten 
ist diesen Weg bisher gegangen. Wir wären sicher-
lich nicht gut beraten, wenn wir im In- und Ausland 
den Eindruck erwecken würden, Vorreiter für einen 
Ausstieg aus diesem weltweiten Konsens zu sein. 

Auch der gern gebrauchte Hinweis auf die Nieder-
lande hilft hier nicht weiter. Auch do rt  ist weder der 
Besitz von Cannabis noch der von Ecstasy legal. Die 
Niederlande sind mit ihrem Versuch, in den Sucht-
stoffübereinkommen eine Ausnahmeregelung für 
Cannabis zu erreichen, gescheitert. 

Ein Blick zu unserem Nachbarn zeigt vor allem, 
daß die dort  praktizierte Duldungspolitik für Canna-
bis gescheitert ist. Auf Druck der Bevölkerung und 
nach entsprechenden Beschlüssen des Parlaments 
will die Regierung die Zahl der Coffee-Shops gerade 
deshalb drastisch reduzieren, die Kontrollen ver-
schärfen und die Abgabemenge pro Tag auf 
5 Gramm begrenzen, weil in diesen Shops und in ih-
rer unmittelbaren Nähe mit Ecstasy, Heroin und an-
deren harten Drogen gedealt worden ist. 

Im übrigen, Herr Schlauch: Schauen Sie sich doch 
einmal die Umfragen in der Bevölkerung an. Auch 
sie will keine Freigabe. Haben Sie sich von den Bür-
gern schon so weit entfernt, daß Sie das nicht mehr 
wahrnehmen? 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Staatsse-
kretärin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Schlauch? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Ja. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Bitte. 

Rezzo Schlauch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Über Umfragen zu streiten, halte ich für ziemlich mü-
ßig. Ist es Ihnen entgangen, daß beispielsweise in Ka-
lifornien, einem der konservativsten Staaten der 
USA, eine Liberalisierung von Haschischkonsum, 
also Marihuanaprodukten, per Bürgerentscheid mit 
weit über 50 Prozent durchgesetzt worden ist? Sie 
können sich auf Ihre These, daß das nicht akzeptiert 
ist, für meine Begriffe nur sehr schwer berufen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Schlauch, 
ich könnte mich damit herausreden, daß Amerika 
sehr weit von uns entfernt ist. Es verwundert mich 

aber schon, daß man gerade in Amerika, wo man 
ganz rigoros und restriktiv gegen Raucher vorgeht, 
Haschisch freigibt. Das halte ich für abenteuerlich. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie wissen das gar nicht?) 

Meine Damen und Herren, fest steht, daß die Nie-
derlande zu einem Hauptumschlagsplatz für Ecstasy 
in ganz Europa geworden sind. Fest steht auch, daß 
aus Cannabis-Konsumenten neue Ecstasy-Konsu-
menten geworden sind. Dies ist nur eine mögliche 
Folge einer Freigabe von Cannabis. 

Der wesentliche Grund, warum alle Staaten Can-
nabis weiterhin als illegale Droge einstufen, ist die in 
mehreren Gutachten aus jüngster Zeit erneut bestä-
tigte gesundheitsschädigende Wirkung seiner In-
haltsstoffe. Es ist deshalb Schlichtweg falsch, wenn in 
dem Antrag vom Bündnis 90/Die Grünen behauptet 
wird, daß - ich zitiere - „selbst bei einem Langzeit-
gebrauch von Cannabis ... kaum psychische oder 
physische Gesundheitsschäden beobachtet worden" 
seien. 

Schon in dem oft, auch heute zitierten Haschisch

-

Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom März 
1994 werden auf Grund einer umfassenden Literatur-
auswertung zahlreiche Gesundheitsschäden und das 
Auftreten einer psychischen Abhängigkeit von Can-
nabis, insbesondere bei Langzeitgebrauch, genannt. 
Selbst das dem Antrag von Schleswig-Holstein zur 
Legalisierung von Cannabis beigefügte Gutachten 
räumt unter anderem - das scheint Frau Fischer

-

Menzel nicht wahrgenommen zu haben - „gesicherte 
Schäden", „akute toxische Psychosen" und „Lun-
genschäden" ein. 

Es ist mir deshalb ein völliges Rätsel, wie man vor 
diesem Hintergrund die Legalisierung von Cannabis 
auch noch unter das Firmenschild „Humanisierung" 
stellen kann. Was ist das eigentlich für ein Verständ-
nis von Humanisierung, wenn Gesundheitsgefahren 
verschwiegen werden? Wer Drogen legalisieren wi ll , 
stiehlt sich aus der Verantwortung, auch aus der Ver-
antwortung für die Gesundheit der Menschen. 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Das ist Blödsinn, 
was Sie hier erzählen!) 

- Sie dürfen nicht immer nur das lesen, was Sie lesen 
und glauben wollen, sondern sollten auch einmal das 
lesen, was etwas anderes aussagt. 

Verharmlosend sind auch die Aussagen zu den 
Wirkungen von Ecstasy. Ich hoffe, meine Damen und 
Herren vom Bündnis 90/Die Grünen, daß Sie sich 
von der traurigen Bilanz von 20 Todesfällen nach 
Ecstasy-Konsum und einem Vielfachen an klinischen 
Zwischenfällen im Jahre 1996 eines Besseren haben 
belehren lassen und diese Aussagen so nicht mehr 
vertreten. Alles andere wäre aus meiner Sicht unver-
antwortlich. 

(Vorsitz : Präsidentin Dr. Rita Süssmuth) 

Die Zahlen belegen, daß nicht nur der - ich zitiere - 
„unsachgemäße Umgang" und die „unerkannten 
Beimengungen", sondern in erster Linie die Toxizität 
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von Ecstasy selbst, gerade in reinster Form, ein 
lebensgefährliches Schadenspotential besitzt. 

Meine Damen und Herren, auch die zweite Vor-
lage, der Entwurf des Bundesrates zur Änderung des 
Betäubungsmittelgesetzes, mit dem die Einrichtung 
sogenannter Konsumräume für Heroinabhängige le-
galisiert werden soll, wird von der Bundesregierung 
abgelehnt. Die bloße Streichung einer Strafvorschrift, 
die die Ausbreitung der Drogensucht verhindern soll, 
ist aus meiner Sicht unsinnig. 

Ziel der Drogenpolitik muß es statt dessen sein, 
Drogenabhängigen die Möglichkeit zum Ausstieg 
aus dem Heroinkonsum anzubieten, 

(Johannes Singer [SPD]: Genau das tun Sie 
ja nicht!) 

nicht aber, ihnen den bisherigen Drogenkonsum zu 
erleichtern und dadurch ihre Verbindung mit der 
Drogenszene zu verlängern und zu verfestigen. Ge-
nau das sieht aus meiner Sicht der Gesetzentwurf 
des Bundesrates nicht vor. 

(Johannes Singer [SPD]: Genau nicht! - 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich gebe Frau Leutheusser-Schnarrenberger recht: 
Wir müssen über neue Wege nachdenken. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Nicht nachdenken, einschlagen!) 

Wir müssen überprüfen, ob die Präventionspro-
gramme greifen. Dazu sind wir ja auch bereit. Aber 
nun den Umkehrschluß zu ziehen, zu kapitulieren 
und die Leute einfach konsumieren zu lassen, ist aus 
meiner Sicht nicht der richtige Weg. 

(Otto Schily [SPD]: Sie haben es nicht 
begriffen!)  

Meine Damen und Herren, auch Maßnahmen zur 
Verhinderung des illegalen Drogenhandels in den 
Konsumräumen oder ihrer Umgebung sind nicht ge-
plant. Der Entwurf unterscheidet noch nicht einmal 
zwischen sogenannten Schwerstabhängigen, also 
Drogenkonsumenten, die mit Hilfsangeboten nur 
noch sehr schwer zu erreichen sind, und anderen, die 
möglicherweise bereits gute Kontakte zur Drogen-
hilfe haben und auf dem Weg zum Ausstieg sind. 
Selbstverständlich ist auch keine Rede davon, daß 
solche Konsumräume einen Rückfall in die Drogen-
abhängigkeit provozieren könnten oder andere in 
ihrem Drogenkonsum bestärken. 

Die Bundesregierung lehnt deshalb beide Anträge 
ab, weil sie im Ergebnis nur dazu führen, die Verfüg-
barkeit von illegalen Drogen zu vergrößern. Mit einer 
Präventionspolitik hat das nichts mehr zu tun. Prä-
vention heißt, Sucht und Abhängigkeit der Men-
schen zu verhindern und denen, die dennoch er-
krankt sind, optimale H ilfe für ihre Heilung und Wie-
dereingliederung zu leisten. 

Hierfür ist es aber notwendig, sowohl die Nach-
frage als auch das Angebot von Drogen so zu kontrol-
lieren, daß sie ausschließlich für zugelassene medizi-
nische und wissenschaftliche Zwecke verwendet 
werden und jeder Mißbrauch verhindert wird. Eine 
Abkehr von dieser Politik würde den Betroffenen 

und der Gesellschaft einen nicht kalkulierbaren 
hohen Schaden zufügen. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Johannes Singer. 

Johannes Singer (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, es wird Sie nicht 
überraschen, daß ich meine Rede damit einleite, daß 
ich sage: Ich bin nach wie vor gegen eine Legalisie-
rung und gegen eine Freigabe auch von Cannabis 
und Cannabis-Produkten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Aber?) 

- Herr Schlauch, ich will versuchen, das noch einmal 
ganz kurz zu begründen, weil einige Widerlegungs-
argumente, so glaube ich, zu kurz gekommen sind. 

Ich befinde mich insofern in Übereinstimmung mit 
dem Fachverband „Drogen und Rauschmittel", der 
am Montag vor einer Woche seinen 20. Bundesdro-
genkongreß abgehalten hat. Diesen Verband - das 
möchte ich hier einmal feststellen - besuche ich als 
einziger Bundestagsabgeordneter seit vielen Jahren 
regelmäßig. Ich habe do rt  noch nie irgendeinen der 
sogenannten Drogenexperten der anderen Parteien 
getroffen. Da sind Drogenberater, Praktiker, Psycho-
therapeuten, also Leute versammelt, die jeden Tag 
unmittelbar mit Drogenkonsumenten und -abhängi-
gen zu tun haben. Das ist der zentrale Verband, der 
den gesamten Sachverstand in der Bundesrepublik 
in dieser Frage bündelt. 

Dort  ist man mit der Politik der Bundesregierung 
sehr unzufrieden, zum Beispiel mit der Einschrän-
kung der Therapiezeiten und der schlechten Präven-
tionspolitik. Was die Freigabe- oder die Legalisie-
rungsdiskussion angeht, sagt man jedoch: Macht als 
Gesetzgeber nichts, was die Verfügbarkeit und den 
Zugang zu Rauschmitteln verkürzt oder erleichtert! 
Das heißt nicht, daß man Konsumenten weiterhin be-
strafen bzw. kriminalisieren muß. 

Ich habe mich oft genug mit Ministern der amtieren-
den niederländischen Regierung über die Drogenpoli-
tik unterhalten, so daß ich weiß, daß sie heftig wider-
sprechen würden, wenn man den Niederländern vor-
werfen würde, sie hätten mit ihren Coffee-Shops eine 
Entscheidung für die Legalisierung oder Freigabe ge-
troffen. Das ist ganz und gar nicht der Fall. 

Frau Bergmann-Pohl hat recht: In den Niederlan-
den ist alles genauso i llegal wie bei uns. Man geht 
nur - anders als wir - mit Entscheidungen wie dem 
diesbezüglichen Urteil des Bundesverfassungsge-
richts sachgerechter und vernünftiger um. Man sagt: 
Der Besitz geringer Mengen muß strafrechtlich nicht 
verfolgt werden. Um noch einen Schritt weiterzuge-
hen: Das Bundesverfassungsgericht sagt ja, den Be-
sitz geringer Mengen zu bestrafen verstoße gegen 
das Grundgesetz, sei unverhältnismäßig. 
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Johannes Singer 
Herr Schlauch, an einer Stelle muß ich Sie korrigie-

ren. Um das noch einmal klarzumachen: Der reine 
Konsum von Rauschmitteln war in Deutschland noch 
nie strafbar. In den meisten Fällen geht dem Konsum 
aber natürlich der Besitz voraus. Deswegen fällt diese 
Tatsache nicht so auf. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist eine Juristenaussage, die Sie 
da machen!) 

- Herr Schlauch, wenn ohne Besitz konsumiert wird, 
ist dies nicht strafbar. Das wissen Sie ganz genau. 
Deswegen sprechen Sie nicht vom Konsum. 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Dem Besitz geht der Kauf voraus!) 

- Herr Schlauch, hören Sie doch bitte einmal zu. 
Eben haben Sie sich mit Recht beklagt, daß Herr 
Hüppe während Ihrer Rede telefoniert hat; jetzt dre-
hen Sie sich zu Ihren besser aussehenden Banknach-
barinnen um. 

(Heiterkeit) 

Die Präventionspolitik der Bundesregierung ist 
nach wie vor suchtstoffspezifisch ausgerichtet. Die 
Kampagne „Keine Macht den Drogen" wird vom In-
stitut für Therapieforschung in München heftig kriti-
siert bzw. als millionenschwere Vergeudung bezeich-
net. Experten fordern seit langem eine suchtstoffun-
spezifische Präventionspolitik, also eine Präven-
tionspolitik, die auch die legalen Suchtmittel und 
Drogen einbezieht. 

(Dr. Sabine Bergmann-Pohl [CDU/CSU]: 
Machen wir ja!) 

- Sie machen es eben nicht. Es wird Ihnen doch im-
mer vorgeworfen, daß sich in Sachen Präventionsfor-
schung bisher nichts getan habe und keine wirk-
lichen Fortschritte zu erkennen seien. 

(Hubert  Hüppe [CDU/CSU]: Erklären Sie 
mal, warum Sie Ihre Anträge zurückgezo

-

gen haben!) 

- Wenn Sie, Herr Hüppe, auf die Präventionspolitik 
der Bundesregierung oder die beklagenswerten Zah-
len der Alkoholkranken, derjenigen, die Medika-
mentenmißbrauch betreiben, und der Nikotinraucher 
- diese sind noch gar nicht angeführt worden - 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

- natürlich bin ich ein Beispiel dafür - verweisen und 
wenn Herr Hirsch hier im Bundestag von 80 000 Ni-
kotintoten und 40 000 Alkoholtoten pro Jahr spricht, 
dann sollten wir - so beklagenswert jeder der 1712 
Drogentoten ist, uns doch einmal bemühen, die Ge-
wichte wieder richtig einzuordnen. Wir sollten nicht 
nur Kampagnen fahren, die sich ausschließlich ge-
gen illegale Drogen richten. Es wird nichts gegen 
Tabakwerbung am Nürburgring und Jägermeister

-

Werbung in den deutschen Fußballstadien unter-
nommen. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Medikamen

-

tenwerbung!) 

- „Medikamentenwerbung" wirft Frau Schmidt-
Zadel zu Recht ein. - In dem Bereich der Bekämp-
fung legaler Drogen ist von der Bundesregierung so 
gut wie nichts unternommen worden. Zu diesem 
Punkt können Sie kaum etwas sagen. 

Die Vorschläge des Bundesrates befassen sich da-
mit, das Elend und die Not von Suchtkranken zu be-
seitigen. Das hat überhaupt nichts mit Legalisierung 
oder Freigabe zu tun. Die Vorschläge wollen viel-
mehr nur das umsetzen, was auch von der CDU an-
gehörenden Polizeipräsidenten gefordert wird: die 
Heroinabgabe an Schwerstabhängige und die Ein-
richtung von Gesundheitsräumen. Dem, was von 
konservativ regierten Ländern wie der Schweiz prak-
tiziert und erprobt wird - ich sage gar nicht, daß der 
Versuch unbedingt erfolgreich sein muß -, kann man 
sich nicht verschließen. Wenn ich erlebe, daß die Vor-
schläge mit unzutreffenden Bezeichnungen diff a

-miert werden, dann muß ich feststellen, daß wir noch 
nicht sehr weit gekommen sind. 

Ich appelliere an die Grünen und die, die unsere Po-
sition nicht ganz teilen, daß wir uns darauf konzentrie-
ren sollten, eine vernünftige Präventionspolitik zu ma-
chen. Insofern sollten wir den Beharrenden in diesem 
Parlament Beine machen, anstatt mit einer Legalisie-
rungsforderung anzutreten, die tatsächlich von einer 
überwältigenden Mehrheit in der Bevölkerung abge-
lehnt wird. Mit dieser Forderung erreichen wir nicht 
viel und lenken nur von dem wahren Problem ab. 

Wir sollten uns darum kümmern, daß Therapiezei-
ten nicht verkürzt werden. Wir sollten Vorschlägen 
wie dem von Herrn Lintner über eine zwangsweise 
Beratung und Therapie entgegentreten. Dieser Vor-
schlag paßt „prima" mit der Verkürzung der Thera-
piezeiten zusammen: Die Kliniken für Entgiftung ha-
ben weniger Platz und weniger Zeit, um sich um die 
Suchtkranken zu kümmern. Gleichzeitig wird von der 
Bundesregierung gefordert: Wir müssen eine zwangs-
weise Beratung und Therapie haben. Wie das funktio-
nieren kann und zusammenpaßt, begreife ich nicht. 

Im übrigen sollten wir aufhören, uns in den Par-
teien unterschiedliche Positionen in der Drogenpoli-
tik vorzuhalten. Unterschiedliche Positionen gibt es 
in jeder Partei. Die gibt es auch bei Ihnen, Herr 
Hüppe. Ich will  nicht nur Frau Petra Roth, sondern 
auch den Oberbürgermeister von Karlsruhe erwäh-
nen. Auf der CDU angehörende Polizeipräsidenten 
habe ich schon Bezug genommen. Unterschiedliche 
Positionen werden überall vertreten. 

Ich weigere mich, die Freigabe oder Legalisierung 
als eine besonders linke oder progressive Position 
darzustellen. Einer der prominentesten Befürworter 
der Freigabe ist Herr Milton F riedmann. Es paßt zur 
konservativen Ideologie, wenn man sagt: Laßt dieje-
nigen, die Drogen nehmen, doch kaputtgehen! 
Wieso hat sich der Staat überhaupt um diese zu küm-
mern? Was interessiert uns das? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Singer, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Schlauch? 

Johannes Singer (SPD): Ja gerne, so bekomme ich 
ein bißchen mehr Redezeit. 
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Rezzo Schlauch (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Singer, das Argument, daß die größere 
Verfügbarkeit von Drogen ein Anreiz für erhöhten 
Konsum ist, ist ein sehr ernstes Argument. 

Sie wissen genauso gut wie ich, daß das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts in Sachen Haschisch bis 
jetzt noch nicht überall von Bayern bis Schleswig

-

Holstein umgesetzt ist. Soweit ich weiß, hat Schles-
wig-Holstein eine Obergrenze für den Besitz von 
30 Gramm festgelegt. Im Vergleich zu anderen Län-
dern ist dies eine ziemlich hohe Freigrenze. 

Nach der Logik des Arguments „größere Verfüg-
barkeit gleich mehr Konsum" müßte es in diesem 
Land mehr Konsumenten geben. Das ist aber nicht 
der Fall. Trotz dieser Freigrenze von 30 Gramm ist 
dort  ein Anstieg des Haschischkonsums nicht zu ver-
zeichnen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: War das eine Frage 
oder eine Kurzintervention? 

(Rezzo Schlauch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Nein, das war eine Frage!) 

Johannes Singer (SPD): Lieber Herr Kollege 
Schlauch, es gibt leider keine Erhebungen darüber, 
wie hoch der Konsum in einzelnen Bundesländern in 
diesem Bereich ist. Andernfalls könnte man dem Ar-
gument nachgehen. 

Ich will  Ihnen Ihre Frage durch einen anderen Hin-
weis beantworten: Zum Beispiel haben die Nieder-
länder, für deren Drogenpolitik ich sehr viel Sympa-
thie empfinde, im vergangenen Sommer einige klei-
nere Korrekturen ihrer Drogenpolitik vorgenommen. 
Dazu gehört eine stärkere Kontrolle der Coffee

-

Shops. Die Niederländer sagen nämlich: Die Tren-
nung der Märkte ist uns nicht ganz gelungen. Dort , 
wo Haschisch konsumiert wird, wird immer auch mit 
Heroin gehandelt. Die beiden Märkte können wir 
nur auseinanderhalten, wenn wir stärker kontrollie-
ren. Trotzdem bleiben sie bei ihren Coffee-Shops. Sie 
haben aber die Zahl der Coffee-Shops etwas redu-
ziert. Jetzt kommt der entscheidende Gesichtspunkt: 
Sie sind mit der strafrechtlich nicht verfolgten Menge 
von bei sich geführtem Haschisch auf 5 Gramm her-
untergegangen. 

Das wäre genau die Menge, die ich von Schleswig

-

Holstein bis Passau auch für die richtige halten 
würde, die dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts und auch der tatsächlichen Lage in der Praxis 
Rechnung trüge. 

Damit ist der nächste Gesichtspunkt angespro-
chen. Wir machen uns eine Illusion. Sie haben auf 
die Zahl von 4 Millionen gelegentlicher oder ständi-
ger Haschischkonsumenten hingewiesen. Ich habe 
auch immer wieder betont, daß es mir fernliegt, Ha-
schisch zu dämonisieren. Es ist nicht ganz so unge-
fährlich wie Alkohol, aber auch nicht so wahnsinnig 
gefährlich, wie einige vorgeben, denn sonst müßten 
aus diesen 4 Millionen Haschischkonsumenten 4 Mil-
lionen Abhängige von harten Drogen werden, und 
das passiert ja Gott sei Dank nicht. Es sind eben nur - 

das sind natürlich immer noch zu viele - 150 000 bis 
200 000 Schwerstabhängige. 

Die 4 Millionen Konsumenten von Haschisch zei-
gen, daß es bei uns völlig problemlos ist, an jeder 
Straßenecke an Hasch heranzukommen, und die 
Preise dermaßen niedrig sind, daß jeder Schüler sie 
vom Taschengeld bezahlen kann. 

Im Bereich des Besitzes geringer Mengen von Ha-
schisch haben wir praktisch die Situation der Straf-
freiheit. Ich möchte erreichen, daß die Polizei nicht 
wie bisher in jedem Fall eines Aufgriffs eine Akte an-
legen und diese der Staatsanwaltschaft schicken 
muß, die dann das Verfahren nach § 31 a BTMG ein-
stellt. Da passiert doch nichts; es wird doch nicht an-
geklagt. Außer vielleicht in einigen ländlichen Ge-
bieten von Bayern wird nirgendwo in der Republik 
mehr angeklagt oder bestraft. In diesem Bereich des 
Besitzes zum eigenen Verbrauch passiert eben nichts 
mehr, und deshalb sollte man auch so konsequent 
und so ehrlich sein zu sagen, wir entlasten unsere Po-
lizei- und Justizbehörden 

(Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 
[F.D.P.]: Richtig!) 

und konzentrieren deren Verfolgungskapazitäten auf 
die großen Händlerorganisationen, wobei zu sagen 
ist, daß durch Verweigerung von Lauschangriffen 
und Beweislastumkehr alles blockiert, alles zurück-
gefahren wird und auf diese Weise Deutschland zu 
einem Paradies der Drogenbarone und der interna-
tionalen Geldwäscherkriminalität gemacht wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD - Ulrich Heinrich 
[F.D.P.]: Das war sehr ausgewogen! Das 

müssen Sie zugeben!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Letzter Redner in 
der Debatte ist der Parlamentarische Staatssekretär 
Eduard Lintner. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich wi ll, um die Debatte 
nicht zu verlängern, lediglich einige Stichworte auf-
greifen; denn auch die heutige Debatte hat gezeigt, 
daß es eine Tendenz gibt, vorhandene Fakten beharr-
lich einfach nicht zur Kenntnis nehmen zu wollen, 
Herr Schlauch. 

(Beifall des Abg. Herbe rt  Hüppe [CDU/ 
CSU]) 

Wenn man sich hier immer wieder auf die Schweiz 
oder auf die Niederlande oder weiß Gott welche Bei-
spiele beruft, dann muß ich Ihnen sagen: Ihnen 
stehen nur die gleichen Unterlagen wie uns zur Ver-
fügung, und sogar unter wirklich kritischer Selbst-
kontrolle bin ich nicht in der Lage, in einem dieser 
Länder hinsichtlich der Belastung durch Drogen-
süchtige eine bessere Bilanz als in der Bundesrepu-
blik Deutschland zu erkennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
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Parl. Staatssekretär Eduard Lintner 

Weil wir dem eigenen Urteil nicht glauben sollen, 
haben wir das heute hier bereits genannte Institut für 
Therapieforschung beauftragt, einmal zu bewe rten, 
wie sich die Erfolge der deutschen Drogenpolitik in-
ternational einordnen. 

Meine Damen und Herren, wir stehen, was die Be-
lastung durch Drogen angeht, an drittletzter Stelle. 
Besser ist es also nur noch in Schweden und in Nor-
wegen. Ich glaube, das ist ein Vergleich, der berech-
tigt ist und der zeigt, daß wir uns in der Drogenpolitik 
gar nicht so schlecht darstellen, wie es hier immer 
wieder behauptet wird, ganz abgesehen davon, daß 
natürlich jeder Drogentote beklagenswert ist und 
möglichst vermieden werden sollte. 

Es ist ja mittlerweile glücklicherweise geklärt - 
auch durch das, was Herr Singer hier gesagt hat -, 
daß natürlich jede Erleichterung des Zugriffs zu sol-
chen Substanzen die Zahl der Konsumenten ver-
mehrt, den Konsum intensiviert und es auch denjeni-
gen, die mittlerweile in der Sucht verhaftet sind, 
deutlich schwerer macht, sich wieder aus der Sucht 
herauszuarbeiten. 

Mich wundert nur, wie inkonsequent die Gedan-
kengänge dazu sind. Ich denke etwa an Frau Moser 
aus Schleswig-Holstein, die einerseits auf dem Wege 
der Abgabe von Haschisch über Apotheken den Zu-
griff erleichtern wi ll, gleichzeitig aber an einem Be-
schluß mitgewirkt hat, Zigarettenautomaten um 
Schulen herum abzubauen, weil sie hier den Verfüh-
rungseffekt bejaht. Das paßt doch alles nicht zuein-
ander. 

Vielmehr gibt es von der Lebenserfahrung her ei-
gentlich nur die richtige Erkenntnis: Natürlich macht 
Gelegenheit Diebe. Das stellen wir überall fest. Des-
halb haben die Holländer mit ihren Coffee-Shops 
auch eine mehr als doppelt so hohe Belastung mit 
Haschischkonsumenten wie die Bundesrepublik. Sie 
liegt bei uns bei etwa 2,5 Prozent, in Holland bei 4,5 
Prozent. 

Auch hinsichtlich der Gefährlichkeit gibt es in Hol-
land eigentlich keine Zweifel mehr. In der „Süddeut-
schen Zeitung" ist einer der ganz großen holländi-
schen Experten dieser Tage zu Wo rt  gekommen. Er 
sagt, von der Schimäre, daß Haschisch harmlos sei, 
habe sich die niederländische Diskussion längst ver-
abschiedet. Man stellt nämlich fest, daß mehr und 
mehr Haschischkonsumenten Beratung in den Sucht-
beratungsstellen suchen; der Anteil derjenigen, die 
nach langem Haschischkonsum do rt  um Hilfe nach-
suchen, hat sich in den letzten drei Jahren mehr als 
verdoppelt. - Soviel zu dem, was man inte rnational 
zur Einschätzung unserer eigenen Situation gewin-
nen kann. 

Meine Damen und Herren, im übrigen wissen wir 
alle, daß die sogenannte Trennung der Märkte nicht 
funktioniert. Das war ein Grund dafür, daß in Holland 
die Zahl der Coffee-Shops so drastisch reduziert wor-
den ist. 

Lassen Sie mich auch noch ein Argument aufgrei-
fen, das ja immer dem Bürger angeboten wird und das 
eine gewisse Attraktivität hat - das sehe ich auch -, 
daß nämlich die Kriminalität ausgetrocknet würde. 

Da kann man in der Tat schon jetzt auf die Schweizer 
Verhältnisse zurückgreifen. Immerhin hat der Be richt 
der Polizei des Kantons Zürich - dort  ist ja der 
Schwerpunkt sowohl der Methadonabgabe als auch 
der Heroinversuche - einen drastischen Anstieg der 
Einbruchsdelikte und einen fast 30 prozentigen An-
stieg der Rauschgiftdelikte für 1996 ergeben. Ich 
möchte jetzt gar keine weitergehenden Folgerungen 
daran knüpfen. Aber wenn das, was uns von Ihnen 
dauernd verkündet und empfohlen wird, richtig 
wäre, dann hätte es 1996 diesen Anstieg nicht geben 
dürfen. 

Auch wird behauptet, daß sich die sogenannten 
Verelendeten, die sonst nicht mehr erreicht würden, 
dieser Einrichtungen bedienten. Frau Senatorin, 
wenn Sie den zweiten Zwischenbericht gelesen ha-
ben, dann wird Ihnen aufgefallen sein, daß genau 
diese noch nicht einmal die persönliche Strukturie-
rung aufweisen, um an dem Programm teilnehmen 
zu können. An dem Programm haben in der Tat vor 
allem jene teilgenommen, die sich noch in einigerma-
ßen geordneten Verhältnissen befinden, also über-
haupt fähig sind, sich beispielsweise an Zeitvorgaben 
zu orientieren. Deshalb haben die Schweizer festge-
stellt, daß die sogenannten Schwerstverelendeten, 
mit denen Sie dauernd für Ihre Ideen werben, von 
dem Versuch, den Sie hier wiederholen wollen, nicht 
erreicht worden sind. 

Im übrigen bitte ich Sie, einmal darauf zu warten, 
wie sich die objektiven Ergebnisse in der Schweiz 
letztlich darstellen; da kann ich der Frau Kollegin nur 
recht geben. Wir werden uns die Schweizer Ergeb-
nisse kritisch, aber objektiv ansehen. Denn niemand 
anderes als wir, meine Damen und Herren, ist mehr 
daran interessiert, alles, was sich als besser als un-
sere Drogenpolitik in der Welt erweist, hier in 
Deutschland einzuführen. Nur haben wir dafür bis-
her noch nichts Verantwortbares gefunden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich schließe die 
Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 13/4480 und 13/4982 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Der Gesetzentwurf des Bundesrates auf 
Drucksache 13/4982 soll zusätzlich dem Rechtsaus-
schuß überwiesen werden. Sind Sie damit einver-
standen? - Das ist der Fall. Dann sind die Überwei-
sungen so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 7 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Haltung der Bundesregierung zum Verkauf 
von fünf ausgemusterten U-Booten der Bun-
desmarine an Indonesien 

Die erste Rednerin ist die Kollegin Angelika Beer. 
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Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Keine zwei Wochen ist es her, daß der Urteilsspruch 
im Mykonos-Prozeß erfolgte. Nun müssen wir fest-
stellen, daß die Bundesregierung vier einsatzfähige 
ausgemusterte U-Boote und dazu gleich noch ein Er-
satzteillager, nämlich ein fünftes ausgemustertes U- 
Boot, an das autoritäre Regime des Kanzlerfreundes 
Suharto liefern will. Die deutschen Außen- und Mili-
tärpolitiker haben also ihre Büßergewänder wieder 
abgelegt und in den Schrank gehängt, der Ge-
schäftsalltag ist zurückgekehrt, das deutsche „Busi-
ness as usual" mit den Diktaturen und autoritären 
Regimen in der Welt beginnt von neuem. 

Es ist uns inzwischen fast schon peinlich, daß wir 
die Bundesregierung darauf hinweisen müssen, daß 
tagtäglich Menschenrechtsverletzungen über die 
Medien und über Menschenrechtsorganisationen be-
kannt werden. Gestern meldete dpa zum Beispiel, 
daß ein weiterer indonesischer Oppositioneller we-
gen angeblich subversiver Tätigkeiten zu einer vier-
jährigen Haft verurteilt wurde. Ihm wird vorgewor-
fen, im Jahr 1996 an einer f riedlichen Demonstration 
gegen die Regierung Suha rto teilgenommen zu ha-
ben. Erinnern Sie sich? Das waren jene Demonstra-
tionen, die stattfanden, als das indonesische Militär 
den Einsatzbefehl bekam, gegen f riedliche Bürgerin-
nen und Bürger Indonesiens zu marschieren. 

Im Vorfeld des am kommenden Sonnabend be-
ginnenden Wahlkampfes drohte der Sprecher der 
Sicherheitspolizei - ein Brigadegeneral - bereits da-
mit, zu schießen, wenn es zu weiteren Protestveran-
staltungen kommen sollte. Das Demokratieverständ-
nis der liberalen Partei offenbarte der Kollege We-
sterwelle auf die ihm eigene bri llante Art  und Weise, 
als er sich von den f riedlich demonstrierenden Kum-
pels vor der F.D.P.-Parteizentrale in Bonn bedroht 
fühlte. 

Ich möchte einige Tatsachen in Erinnerung rufen, 
die Sie nur allzu gerne vergessen, sobald die Indu-
strie ihr Interesse daran anmeldet, daß die Bundesre-
gierung eine ihrer geschätzten „Profitbutterfahrten" 
organisiert. 

Es ist bekannt, daß die demokratische Opposition 
in Indonesien verfolgt und bedroht wird, daß die De-
monstrationen mit militärischer Unterstützung aufge-
löst und niedergeschlagen werden, daß die indonesi-
sche Regierung Ost-Timor völkerrechtswidrig seit 
Jahren besetzt hält, daß seitdem etwa 200 000 Men-
schenleben zu beklagen sind - meine Damen und 
Herren, das ist nicht irgendein Spaß, sondern genau 
das, was das Bundesverteidigungsministerium igno-
riert, wenn es darum geht, neue Waffengeschäfte 
einzufädeln - und daß die Bundesregierung das Mili-
tärregime trotz allem immer weiter unterstützt. 

Der Bundesregierung scheint aber nicht bekannt 
zu sein, daß die UNO-Menschenrechtskommission 
Indonesien auf Grund der anhaltenden massiven 
Menschenrechtsverletzungen in Ost-Timor in der 
letzten Woche verurteilt hat. 

(Andreas Krautscheid [CDU/CSU]: Mit 
unserer Zustimmung!) 

Ebenso scheint sie es zu ignorieren, daß die Kandida-
tur der Oppositionsführerin Megawati verhindert 
wurde; sie darf bei den am 29. Mai 1997 bevorstehen-
den Wahlen nicht kandidieren. 

Der Friedensnobelpreisträger und indonesische 
Oppositionelle José Ramos-Ho rta hat die Europäi-
sche Union aufgefordert, sich aktiv für einen Frie-
densprozeß in Indonesien einzusetzen. Wir erwarten 
von der Bundesregierung Rechenschaft, ob sie die 
Vorschläge für eine f riedliche Lösung unterstützen 
will  und, falls ja, wie es damit zu vereinbaren ist, daß 
der Bundessicherheitsrat - es ist peinlich, daß das 
Auswärtige Amt heute nicht hier vertreten ist - 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

durch die Legitimierung von weiteren Kriegswaffen-
geschäften eine aktive Unterstützung des Suharto

-

Regimes betreibt. 

Zum Schluß. Wir befürchten, daß der neue Rü-
stungsdeal mit diesem diktatorischen Regime ein 
weiteres Indiz dafür ist, daß zukünftig die bisherige 
Floskel der sogenannten Sorge um die Menschen-
rechtssituation in China, im Iran, in der Türkei oder 
in Indonesien ad acta gelegt wird, um sich offen zu 
einer von wirtschaftlichen Interessen diktierten Au-
ßenpolitik zu bekennen. 

Wir fordern Sie auf: Stoppen Sie jegliche A rt  der 
Rüstungskooperation mit Indonesien! Beschränken 
Sie sich nicht auf das Angeln des Kanzlers mit dem 
Diktator, um neue Geschäfte einzufädeln! Setzen Sie 
sich für eine Demokratisierung und die Zulassung 
von Frau Megawati ein! Beenden Sie diesen unkriti-
schen Dialog mit einem Diktator, der Anfang März 
ankündigte, er werde allen das Genick brechen, die 
ihn vom Thron stürzen wollen! Das, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ist für dieses Haus nicht trag-
bar. Die Bundesregierung muß ihre Politik ändern 
und jede Art  der Rüstungskooperation beenden. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege E rich Fritz. 

Erich G. Fritz (CDU/CSU): Verehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Beer, das 
war jetzt sozusagen das Hochamt. Nach diesem 
Hochamt der feierlichen Deklamation und Appella-
tion kehren wir zur Analyse des Sachverhalts zurück 
und müssen dann leider die Wirk lichkeit zur Kennt-
nis nehmen. In der Wirklichkeit ist es wie immer so, 
daß sich manches nicht miteinander verträgt und wir 
es dennoch miteinander in Einklang bringen müssen. 
Diktatoren leben Gott sei dank nicht ewig, Diktatu-
ren auch nicht. 

Wenn wir uns fragen - das haben wir verschiedent-
lich getan -, wo unsere Sympathien liegen: bei Su-
harto, Carlos Belo oder José Ramos-Ho rta, dann ist 
die Frage entschieden. 
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Erich G. Fritz 
Wenn Sie sich die Landkarte anschauen, dann stel-

len Sie fest: Indonesien ist eine wichtige Region in 
Asien. Sie ist in einem Gravitationsfeld mit großen 
Veränderungen. Wenn Sie sich anschauen, was do rt 

 im Rüstungsbereich passiert, dann können Sie der 
Bundesregierung nicht vorwerfen, daß sie sich an 
dieser massiven Aufrüstung in der Region beteiligt. 
Im Gegenteil ist die alte, seit Jahren bewährte Politik 
der Zurückhaltung und der genauen Prüfung einge-
halten worden. 

Das gilt auch für die U-Boote, von denen jetzt die 
Rede ist. Es gibt für Indonesien legitime Sicherheits-
interessen. Es gibt bis jetzt noch kein landgängiges 
U-Boot. Wir sind uns mit Ihrer Beurteilung der Men-
schenrechtssituation zum größten Teil zwar einig, 
aber ich glaube doch, daß Sie zugestehen müssen, 
daß noch nie U-Boote zur Bekämpfung im Inneren 
und zu menschenrechtsverletzenden Akten beigetra-
gen haben. 

Übrigens befinden wir uns dabei in bester Tradi-
tion von Regierungen, die von anderer Seite des 
Hauses geleitet wurden, wo das Motto hieß: Was 
schwimmt, das geht, und was fährt, geht nicht. Von 
daher ist die Abwägung der Bundesregierung zu un-
terstützen. Wir stehen hinter dieser Entscheidung, 
was überhaupt nichts daran ändert, daß wir die Men-
schenrechtsverletzungen in Indonesien beklagen 
und anklagen. 

(Zuruf der Abg. Angelika Beer [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]) 

- Ich sage Ihnen, daß auch im internationalen Rah-
men die Haltung der Bundesregierung in dieser 
Frage überhaupt nicht in Zweifel steht, wie sich in 
diesen Tagen noch einmal belegen läßt. 

Diese fünf U-Boote ergänzen das, was die Indone-
sier bisher haben. Es handelt sich um ganze zwei 
Boote. Sie können also auch nicht von einer Bedro-
hung in der Region sprechen. Im übrigen gibt es kein 
Land, das sich von Indonesien bedroht fühlt. Es gibt 
keine aggressive Außenpolitik dieses Landes. Von 
daher halten wir dieses Vorgehen für verträglich; 
ganz abgesehen davon, daß Ihnen auch die Betriebs-
räte und Belegschaften - ich will das als Argument 
nicht überbetonen - sagen werden, daß sie zufrieden 
sind, daß es dort  an diesen Booten Arbeiten gibt, bis 
sie überhaupt exportfähig sind. 

Ich glaube, daß dies eine sehr altbekannte Debatte 
ist und daß wir eigentlich aus den Protokollen ver-
gangener Aktueller Stunden Beiträge der Grünen 
hätten entnehmen können. Es ist immer der gleiche 
Zweck und immer wieder der gleiche Ritus. Ich 
glaube nicht, daß diese Form der Debatten ein we-
sentlicher Beitrag zur Veränderung der Menschen-
rechtssituation in Indonesien ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das sehen die Betroffenen anders!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege 
Weisskirchen. 

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Frau Präsi-
dentin! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Fritz, wenn es so ist, daß wir uns einig sind, daß 
die Menschenrechtssituation in Indonesien nach wie 
vor äußerst prekär ist und daß, wie wir alle wissen, es 
Menschen gibt, die gefoltert werden, daß staatliche 
Aufträge vergeben werden zu morden, daß die politi-
sche Opposition unterdrückt wird, daß jedenfalls 
Teile der Militärs in diesem Unterdrückungsapparat 
eine leider sehr unrühmliche Rolle spielen, wenn 
die Bundesregierung dem Beschluß zugestimmt hat, 
daß die Menschenrechtskommission in Genf am 
16. April 1997 einen klaren Beschluß gefaßt hat, 
wenn das alles stimmt, lieber Kollege F ritz und meine 
Kolleginnen und Kollegen von den Regierungsfrak-
tionen, dann müßten Sie im Grunde genommen ganz 
klar sagen: Dann dürfen wir mit diesem Land und 
mit diesen Militärs nicht so kooperieren, daß wir ih-
nen auch noch fünf U-Boote zuschicken. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Das gilt besonders deswegen, Herr F ritz, weil, wie 
Sie wissen, am 29. Mai eine Wahlentscheidung an-
steht. Wir wissen doch alle, was Wahlkämpfe bedeu-
ten. Wenn sich die Opposition auf f riedliche, auf zi-
vile Mittel stützt - wir unterstützen beide -, wie kann 
es denn dann einen Sinn machen, daß Herr Suha rto 
von der Bundesrepublik Deutschland ein solch deut-
liches und positives Signal zur Unterstützung seiner 
eigenen Herrschaft bekommt und daß Sie in dieser 
Situation die Herrschaft von Herrn Suha rto politisch 
geradezu auch noch unterstützen? Das paßt doch 
überhaupt nicht zusammen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Der europäische Ministerrat verständigt sich seit 
1991 darauf - Herr Hoyer kommt gerade herein, er 
kann das bestätigen -, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das wurde aber auch Zeit!) 

wie es zu einer gemeinsamen europäischen Rü-
stungsexportpolitik kommen kann. Wir müssen uns 
auf europäischer Ebene darauf verständigen, einige 
entscheidende Kriterien immer anzuwenden. 

Das erste Krite rium ist: Wie wirken Rüstungsex-
porte in der externen und regionalen Situation des 
Käuferlandes? Das mag man teilweise marginalisie-
ren; denn U-Boote - das muß man deutlich sagen - 
können nicht gegen die demokratische Opposition 
eingesetzt werden. 

Zweitens - das ist das wichtigste Kriterium -: Wie 
werden in diesem Land die Menschenrechte geach-
tet? Das allerdings - da sind wir uns einig - ist ein 
ganz zentrales Krite rium. Wenn Sie wirklich alles ver-
folgen, was in diesem Lande vorgeht, und wenn Sie 
Herrn Bischof Belo zuhören würden, dann würden 
Sie doch ganz eindeutig zu dem Ergebnis kommen 
müssen: Das, was wir von der Bundesrepublik 
Deutschland nach Indonesien ausgehen lassen, ist 
das falsche Signal, nämlich das Herrschaftsinstru-
ment des Militärs von Herrn Suha rto zu unterstützen. 
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Gert  Weisskirchen (Wiesloch) 

Was er von Menschenrechten hält, das haben wir ja 
in seiner Rede gehört, die er im vorletzten Jahr auf der 
Hannover-Messe gehalten hat. Er hat davon gespro-
chen, daß das erste und wichtigste Ziel ist, daß die wirt-
schaftliche Entwicklung vorankomme, erst danach kä-
men die bürgerlichen und demokratischen Rechte. Das 
paßt nicht zusammen. Diese Politik ist verfehlt. 

Aus diesem Grunde sage ich: Wer die Menschen-
rechte so mit Füßen tritt, wie Herr Suha rto das macht, 
und wer die Militärs und sein Herrschaftssystem da-
bei unterstützt, der - es tut mir leid, das sagen zu 
müssen - macht in diesem Punkt die falsche Politik. 
Denn er beteiligt sich daran, daß die Menschenrechte 
dort  verletzt werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege Gün-
ther Nolting. 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Die Bundesrepublik 
beabsichtigt, fünf ausgemusterte Unterseeboote 
nach Indonesien abzugeben. Die Grünen haben dies 
zum Anlaß genommen, für heute eine Aktuelle 
Stunde zu beantragen. Ich kann feststellen, daß die 
Thematik nicht neu ist, und möchte darauf verwei-
sen, daß wir zu Beginn dieser Legislaturperiode 
schon in einem ähnlichen Fa ll  hier eine Debatte hat-
ten, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das wird nicht das letzte Mal gewe

-

sen sein!)  

und zwar auf Grund einer Beschlußempfehlung des 
Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages. 
Ich will  auch feststellen, daß sich seitdem die Sach-
lage nicht wesentlich verändert hat und daß die Ar-
gumente, die heute vor allen Dingen von Frau Kolle-
gin Beer vorgetragen wurden, überhaupt nicht neu, 
sondern zum Teil abstrus und auch falsch waren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die nehmen 
immer ihr altes Konzept!) 

Herr Kollege Weisskirchen, wir stimmen ja darin 
überein, daß die Menschenrechtssituation in Indone-
sien bzw. in Ost-Timor und auch in anderen Regio-
nen nach wie vor nicht befriedigend ist. Ich weiß, 
auch die Bundesregierung ist sich dessen bewußt. 
Aber die Bundesregierung - das müssen Sie ihr doch 
auch zugestehen - wird weiterhin auf allen Ebenen 
mit unserer Unterstützung und doch auch mit Ihrer 
Unterstützung darauf hinwirken, Verbesserungen 
herbeizuführen. 

Der Bundessicherheitsrat - auch das muß man 
doch zur Kenntnis nehmen - hat im vorliegenden Fall 
auf der Basis einer gründlichen Einzelfallprüfung der 
Lieferung der ausgemusterten U-Boote zugestimmt. 
Auf Grund dieser Einzelfallprüfung kann der Ent-
scheidung zugestimmt werden; denn angesichts der 
von mir angesprochenen Konfliktherde wird zum 
Beispiel der Export  von Handwaffen und Munition 
nicht genehmigt, von Waffen also, die auch zur Un

-

terdrückung der eigenen Bevölkerung bzw. von Op-
positionsgruppen unterschiedlicher A rt  benutzt wer-
den könnten. Sie haben richtigerweise darauf hinge-
wiesen, Herr Kollege Weisskirchen: U-Boote können 
im Gegensatz zu den eben angesprochenen Hand-
waffen nicht zu Unterdrückungsmaßnahmen im 
Land eingesetzt werden. Ihre Einsatzmöglichkeiten - 
das möchte ich hier ausdrücklich betonen, weil Sie, 
Herr Kollege Weisskirchen, das nicht erwähnt haben 
- beschränken sich auf die Wahrnehmung legitimer 
maritimer Interessen, die wir auch einem Land zuge-
stehen müssen, dem wir in anderen Bereichen wahr-
lich kritisch gegenüberstehen. 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal darauf hin-
weisen, daß die Sicherheit der pazifischen Seewege, 
der Schutz vor Terrorismus und Pirate rie und die Ein-
dämmung des Drogenhandels über See auch in un-
serem Interesse und auch im Interesse der Staatenge-
meinschaft insgesamt sind. Beim Kampf gegen das 
internationale Verbrechen muß hier notwendiger-
weise kooperiert werden. Von daher ist es auch rich-
tig, daß hier entsprechende Mittel zur Verfügung ste-
hen. Dies entspricht im übrigen auch der Intention 
des Asienkonzepts der Bundesregierung. 

Ich will  auch, weil das bisher hier noch nicht ange-
sprochen wurde, darauf hinweisen: Die Schwer-
punkte internationaler Pirate rie liegen in indonesi-
schen Gewässern. Dort  hat es seit Beginn der neunzi-
ger Jahre über 100 Akte der Pirate rie gegeben. Die 
Dunkelziffer - das wissen wir - liegt wahrscheinlich 
noch bedeutend höher. Auch das muß heute ange-
sprochen und zur Kenntnis genommen werden. 

(Zuruf von der SPD: Wenn die sich um ihre 
innenpolitische Lage kümmern würden, 
könnten sie das andere auch bekämpfen!) 

Ich weise weiter darauf hin, daß die von der Bun-
desregierung bzw. von Außenminister Kinkel ver-
folgte Politik der Zurückhaltung durch die getroffene 
Entscheidung nicht verletzt wird. Konkret bedeutet 
dies, daß die Achtung der Menschenrechte weiterhin 
gefördert und auch gefordert wird. Im Sinne einer er-
folgsorientierten Politik in diesem Bereich, die Sie 
auch unterstützen, muß man doch festhalten, daß 
man mit den Ländern, mit denen man im Bereich der 
Menschenrechte wahrlich nicht einverstanden ist, 
auch bezüglich anderer Themen im Gespräch blei-
ben muß, um überhaupt Einfluß nehmen zu können. 

Ich will  abschließend festhalten, daß die Abgabe 
von Rüstungsgütern auf einer rechtlich und politisch 
einwandfreien Grundlage mit dem Artikel 26 des 
Grundgesetzes, dem Kriegswaffenkontrollgesetz, 
dem Außenwirtschaftsgesetz sowie den politischen 
Grundsätzen der Bundesregierung steht. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Die Gesetze müssen Sie ändern, 
Herr Kollege!) 

Ich weise insofern vor allem die Kritik, die hier von 
seiten der Grünen gekommen ist, für die FDP-Bun-
destagsfraktion eindeutig zurück. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P und der CDU/CSU) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es redet jetzt der 
Abgeordnete Steffen Tippach. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Ist hier heute 
Karneval, Frau Präsidentin?) 

Steffen Tippach (PDS): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Nolting, U- 
Boote gegen Piraten, das ist, glaube ich, ein Witz, 
den Sie selber nicht völlig ernst meinen können. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sie 
haben wirklich keine Ahnung, Herr Kol

-

lege!) 

Ich möchte mich auf Helmut Kohl berufen. Helmut 
Kohl war am Mittwoch voriger Woche im Auswärti-
gen Ausschuß und hat do rt  auf meine Frage zu Rü-
stungsexporten nach Indonesien in seiner unnach-
ahmlichen Art  gesagt: Welche Rüstungsexporte au-
ßer den DDR-Waffen? Wir haben keine Rüstungsex-
porte nach Indonesien auf der Tagesordnung, noch 
haben wir sie auf der Tagesordnung gehabt. 

Nach dieser hohntriefenden Antwort habe ich mir 
gesagt: Steffen, jetzt sammle mal, was es dank der 
Kollegin Beer und einiger anderer in den letzten Mo-
naten in diesem Haus an Drucksachen zu Waffenex-
porten nach Indonesien gegeben hat. Wenn wir da 
anfangen, haben wir zunächst eine Lieferung von 
MSG-90-Gewehren. Herr Nolting, mit MSG-90-Ge-
wehren kann man auf Menschen schießen. Bingo! 
Die sind zwar nicht für die Aufstandsbekämpfung 
konzipiert, steht drin, was man aber damit macht, ist 
eine andere Frage. 

Dann weiter - Zitat vom 4. April 1996 -: „Die Bun-
desregierung hat der Erteilung einer Ausfuhrgeneh-
migung für den Export  von sieben Kleinpanzern Wie-
sel nach Indonesien zugestimmt." 

(Zuruf von der CDU: Die sind ja nicht aus

-

geführt worden!) 

- Hier steht, daß sie dem Expo rt  zugestimmt hat, un-
terschrieben von Staatssekretär Dr. Norbe rt  Lam-
mert . 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sie sind 
doch nicht auf dem aktuellen Stand! Wir 
haben hier zwar eine Aktuelle Stunde, aber 

Sie sind nicht auf dem aktuellen Stand!) 

Der Kollege Fritz hat vorhin gesagt: Nur alles, was 
fährt, das geht nicht. 

Weiter haben wir hier Torpedo-Lieferungen - 
Firma  AEG, SDN-AE, Materialpakete. Auch das ist 
bekannt, das ist sogar von 1997. Aber die Bundesre-
gierung hat nichts exportiert, - bis zu dieser U-Boot

-

Komponente. 

Ich habe bereits im Januar nach diesen U-Booten 
gefragt. Von der Bundesregierung bekommt man ja 
im Regelfalle leider keine vernünftigen Antworten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer ordentlich 
fragt, bekommt auch ordentliche Antwor

-

ten!) 

Es kommt dann der Standardsatz, die Menschen-
rechtsfrage sei unter den allgemeinen politischen 
Grundsätzen ein Faktor. Daraufhin habe ich die Bun-
desregierung gefragt, wie groß denn Menschen-
rechtsverletzungen sein müßten, damit keine Rü-
stungsexporte mehr nach Indonesien stattfinden. 
Darauf hieß es, das sei eine Entscheidung von Fall zu 
Fall. Na, Klasse! 

Vorige Woche hat sich der Kanzler hingestellt und 
gesagt, es gebe keine Rüstungsexporte nach Indone-
sien. Tage später darauf meldet der ,,Spiegel", am 
Wochenende habe ein Sprecher des Bundesverteidi-
gungsministeriums die Lieferung der U-Boote bestä-
tigt. Da muß ich feststellen: Der Kanzler hat den Aus-
schuß belogen; es ist eine skandalöse Angelegenheit, 
wenn ein Ausschuß dieses Hauses vom Bundeskanz-
ler so unverfroren belogen wird. 

(Beifall bei der PDS) 

Jetzt komme ich zu dem Thema, über das wir hier 
reden. Amnesty International meldet in seinem Jah-
resbericht 1996, daß in Indonesien mehrere hundert 
Menschen vorübergehend ohne Gerichtsverfahren in 
Gewahrsam genommen wurden, Folterungen an Ge-
fangenen, auch an jugendlichen Gefangenen weit 
verbreitet waren und in einigen Fällen den Tod der 
Opfer zur Folge hatten und zahlreiche Menschen ex-
tralegalen Hinrichtungen zum Opfer gefallen sind. 
So sieht die Situation in einem Land aus, in das Sie 
systematisch Waffen exportieren. In den letzten zehn 
Jahren gab es 680 Ausfuhrgenehmigungen für Waf-
fen und Rüstungsgüter. Dies ist eine Aussage der 
Bundesregierung, die Sie in einer Drucksache nach-
prüfen können. Diese 680 Ausfuhrgenehmigungen 
sprechen Bände für das moralische Defizit einer Re-
gierung, die hier an der Macht ist. 

Wir reden von einer Regierung, die von vitalen In-
teressen in Indonesien spricht. Welche vitalen Inter-
essen hat die Bundesrepublik in Indonesien? Laut 
Wörterbuch von 1991 heißt vital: lebenskräftig, frisch 
oder munter. Daß die Interessen in Indonesien frisch 
oder munter sind, glaube ich Ihnen unbesehen. Aber 
wenn schon in Indonesien vitale Sicherheitsinteres-
sen vorherrschen, frage ich Sie: Wo herrschen sie auf 
dieser Welt nicht vor, und welchem Diktator würden 
Sie, wenn Bedarf besteht, nicht auch noch Waffen 
hinterherwerfen, weil Sie dort Sicherheitsinteressen 
haben? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie brauchen 
eine Ausfuhrgenehmigung! - Heiterkeit) 

Erst am Freitag haben die Indonesier laut „afp" 
den Vorschlag des UN-Menschenrechtskommissars 
José Ayala Lasso abgelehnt, einen UN-Menschen-
rechtsbeobachter aus Timor ins Land zu lassen; er 
werde niemals umgesetzt. Solch ein rotzfreches Ver-
halten wird von Ihnen prompt mit U-Booten belohnt. 

Die Staatsanwaltschaft in Indonesien hat verboten, 
bei den anstehenden Wahlen die Regierung zu kriti-
sieren. Können Sie mir verraten, wie da eine Opposi-
tion Wahlkampf machen soll? Es wird unter diesen 
Voraussetzungen zumindest etwas schwieriger. Aber 
auch all das hält Sie genauso wenig wie Aussagen 
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von Friedensnobelpreisträgern von Rüstungsexpor-
ten ab. Ich zitiere eine Meldung von  „Reuter":  

Es sei völlig inakzeptabel, daß dieselben großen 
westlichen Demokratien, die lautstark Verstöße 
gegen die Menschenrechte in Ost-Timor anpran-
gerten, die größten Waffenlieferanten Indone-
siens seien, sagte Ramos-Ho rta bei einer Presse-
konferenz im belgischen Parlament in Brüssel. 

Dort  darf er wenigstens noch sprechen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die Redezeit ist be-
endet. 

Steffen Tippach (PDS): Ich bin beim letzten Satz. - 
Diese Fakten widersprechen allen moralischen und 
menschenrechtlichen Grundsätzen, die Sie hier ver-
künden. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Staatssekretär Dr. Klaus Rose. 

Dr. Klaus Rose, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Bundesregierung hat ein 
Asienkonzept. Im Rahmen dieses Konzepts findet 
auch die Förderung und Ausgestaltung der Bezie-
hungen zu Indonesien statt. Indonesien hat mit 200 
Millionen Einwohnern die zweieinhalbfache Größe 
Deutschlands - damit man das auch richtig einord-
nen kann -, hat als viertgrößtes Land der Erde mit 
enormem Rohstoffreichtum und einer dynamischen 
Wirtschaftsentwicklung ein großes Gewicht und 
nimmt einen herausgehobenen Platz ein. 

Es liegt in unserem strategischen Interesse, die gu-
ten Beziehungen auszubauen und Indonesien beson-
ders dort  zu helfen, wo positive Wirkungen auf die 
gesamte Region ausstrahlen. Die deutsch-indone-
sischen Beziehungen sind gut und substantiell; un-
ser politischer Dialog ist eng und vertrauensvoll. 
Deutschland ist auf Grund des Ansehens seiner kul-
turellen Traditionen und seiner wirtschaftlichen Be-
ziehungen zu Indonesien ein herausgehobenes Pa rt

-nerland. 

Indonesien fällt im Seegebiet zwischen Indien und 
China eine herausragende Rolle für die regionale 
Stabilität zu. Die indonesische Marine ist mit umf as

-senden Überwachungsaufgaben in den weiten See-
räumen des Archipels betraut. Darin sind vor allem 
auch nichtmilitärische Herausforderungen in der Re-
gion eingeschlossen, insbesondere - wie schon er-
wähnt - Pirate rie, Schmuggel und Raubfischerei. 
Dazu muß Indonesien über angemessene und ausge-
wogene maritime Fähigkeiten verfügen. 

Für eine wirksamere Aufgabenerfüllung in diesen 
Seegebieten sind hochseefähige und zugleich 
wetterunabhängige Schiffe und Boote erforderlich. 
Aus diesem Grund hat Indonesien im November ver-
gangenen Jahres sein Interesse am Kauf auszumu

-

sternder deutscher U-Boote bekundet. Die deutsche 
Marine wird zwischen März 1997 und Juni 1998 vier 
U-Boote der Klasse 206 außer Dienst stellen; ein U- 
Boot ist bereits ausgemustert. 

Die ASEAN-Staaten, zu denen auch Indonesien 
gehört, sind nach dem Beschluß des Bundessicher-
heitsrates von 1985 bei Rüstungsexporten wie 
NATO-gleichgestellte Staaten zu behandeln. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das ist ja das Fatale!) 

Dennoch gilt auch hier, daß jeder Fall einzeln geprüft 
und entschieden wird. 

(Uta Zapf [SPD]: Das steht schon im Gesetz, 
Herr Staatssekretär!) 

Dabei werden die aktuelle politische Lage und Ent-
wicklungen im Empfängerland in die Gesamtbewer-
tung einbezogen. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Sehr rich
-tig!) 

Auch die Kriterien und Prinzipien der Europäischen 
Union und der OSZE zur Regelung des Transfers 
konventioneller Waffen finden die gebotene Berück-
sichtigung. 

(Uta Zapf [SPD]: Dann dürfen Sie nicht 
exportieren!) 

Nach sorgfältiger Abwägung aller Fakten hat die 
Bundesregierung im Februar 1997 dem Verkauf der 
fünf U-Boote an Indonesien zugestimmt. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wieviel kriegen Sie denn dafür?) 

Sie hat sich dabei insbesondere von fünf Gründen 
leiten lassen. 

Erstens. Es liegt in unserem Interesse, daß Indone-
sien seinen wichtigen Aufgaben als maritimer regio-
naler Stabilitätsfaktor wirkungsvoll nachkommen 
kann. 

Zweitens. Militärische Konflikte Indonesiens mit 
Nachbarstaaten sind aus heutiger Sicht nicht zu be-
fürchten. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Konflikte gibt es do rt  genug!) 

Drittens. Die Bundesregierung hat schon in der 
Vergangenheit Exportgenehmigungen erteilt, aus 
guten Gründen vornehmlich für Mate rial der Marine. 

(Steffen Tippach [PDS]: Warum lügt denn 
der Kanzler im Ausschuß?) 

Viertens. Vor diesem Hintergrund und angesichts 
der guten Beziehungen zu Indonesien gibt es keinen 
Grund, von der bisherigen Genehmigungspolitik ab-
zuweichen. 

Fünftens. Indonesien beabsichtigt, die U-Boote 
voraussichtlich in Deutschland überholen und in-
stand setzen zu lassen. Dies ist nicht nur ein Gewinn 
für die Auftragslage unserer Weilten, sondern gibt 
auch wichtige Impulse zum Erhalt der sicherheitspo- 
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litisch bedeutsamen Fähigkeiten unserer Schiffbau-
industrie. 

Wenn man das Thema nüchtern betrachtet, wird 
man die Entscheidung der Bundesregierung und des 
Bundessicherheitsrats nicht kritisieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Lachen bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Tippach, das 
geht so nicht. Inzwischen ist aus Ihrem „wenn, dann" 
geworden: „Warum lügt der Kanzler im Ausschuß?" 
Das ist eine Tatsachenbehauptung, die Sie auch bele-
gen müßten. Es geht nicht, daß Sie sich im Parlament 
zu persönlicher Beleidigung und Unterstellungen 
hinreißen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Abg. Steffen Tippach [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN] meldet sich zu Wort) 

- Das kann jetzt nicht geklärt werden. 

Ich muß hier klarstellen, daß Herr Tippach behaup-
tet hat, der Kanzler habe vor dem Ausschuß gelogen. 
Das ist nicht irgendein Tatbestand. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Er ist Expe rte 
im Lügen! Deswegen weiß er das wahr

-

scheinlich! Der lügenpolitische Sprecher!) 

Herr Schmitt, Sie haben das Wo rt . 

Wolfgang Schmi tt  (Langenfeld) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Herr Kollege Nolting hat eben behauptet, die 
Entscheidung, die fünf U-Boote an Indonesien zu lie-
fern, sei nach gewissenhafter Prüfung getroffen wor-
den. Ich konnte der Presse entnehmen - das ist wohl 
auch in den zuständigen Ausschüssen nicht demen-
tiert worden -, daß diese Entscheidung im Rahmen 
eines Umlaufverfahrens getroffen worden ist. Es 
scheint offenbar der Stil dieser Regierung zu sein, so 
mit außenpolitisch bedeutsamen Fragestellungen 
umzugehen. 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN und bei der SPD) 

Ich kann nur sagen: Ich bin entsetzt, wenn die Au-
ßenpolitik dieses Landes hier in Bonn nach Bürokra-
tenmanier entschieden wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ich möchte es mir nicht so einfach machen. Es wird 
Sie nicht wundem, wenn ich als jemand, der der Par-
tei Bündnis 90/Die Grünen angehört, sage, daß wir 
prinzipielle Einwände gegen Rüstungsexporte ha-
ben. Aber selbst wenn man diese prinzipiellen Ein-
wände nicht hat - ich wi ll  mich insofern auf Ihre 
Ebene einlassen -, kann man doch einmal die Frage 
stellen, ob der hier ins Auge gefaßte Expo rt  der fünf 
U-Boote den Sicherheitsinteressen der Bundesrepu-
blik Deutschland entspricht. 

Die Bundesregierung hat an verschiedenen Stellen 
ausgeführt, daß es ihr bei der Außenpolitik um Stabi

-

litätssicherung in globaler, regionaler und nationaler 
Hinsicht geht, auch um die Sicherung von Men-
schenrechten und Demokratie; das ist eben noch ein-
mal bestätigt worden. Ökonomische Interessen und 
Entwicklungsverträglichkeiten werden gelegentlich 
ins Feld geführt. 

Was man nicht vergessen darf, meine Damen und 
Herren: Wir streben alle danach, die Außenpolitik 
der Mitglieder der Europäischen Union kohärenter 
zu gestalten. Deshalb ist es eine wichtige Frage, in-
wieweit sich dieser Export  mit der Außenwirtschafts-  
und der Rüstungsexportpolitik unserer Pa rtner in der 
Europäischen Union harmonisieren läßt. 

Noch ein Hinweis: Es wurde immer wieder darauf 
verwiesen, daß diese U-Boote nicht dazu dienen kön-
nen, innenpolitische Konflikte zu lösen, demokrati-
sche Bewegungen in Indonesien zu unterdrücken. 
Das ist nachvollziehbar. Dann stelle ich aber an Sie 
die Frage, warum Sie nicht längst für eine Aufhe-
bung des totalen Rüstungsembargos gegen die 
Volksrepublik China eintreten. 

(Beifall der Abg. Angelika Beer [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]) 

Denn als Reaktion auf das Massaker am Platz des 
Himmlischen Friedens hat man mitnichten beschlos-
sen, daß nur die Waffen nicht mehr exportiert werden 
dürfen, die zur Unterdrückung von Demokratiebe-
wegungen geeignet sind. Es wurde vielmehr mit 
Recht beschlossen - ich finde, diese Berechtigung 
besteht nach wie vor -, sämtliche Kriegswaffen auf 
die Embargoliste zu setzen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Offenbar mißt do rt  die Bundesregierung mit zweier-
lei Maß. 

Über die Menschenrechtssituation ist schon einiges 
gesagt worden. Ich kann Ihnen von hier aus nur noch 
mitteilen, daß der Wahlkampfleiter, sinnigerweise 
der Vorsitzende des „Komitees zum Gewinn der be-
vorstehenden Wahlen" - so heißt diese Körperschaft 
der regierenden GOLKAR-Partei offiziell -, das Er-
gebnis der Parlamentswahl bereits vorhergesagt hat, 
und zwar bis auf die zweite Stelle hinter dem 
Komma: 70,02 Prozent für die GOLKAR-Partei wird 
das Ergebnis sein; so war es dem „Far Easte rn  Econo-
mic Review" zu entnehmen. Ich bin der Meinung, 
dies ist erneut ein Beweis dafür, daß es mit den de-
mokratischen Errungenschaften in Indonesien nicht 
gerade zum besten bestellt ist. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: In Deutschland auch nicht!) 

Noch ein Hinweis auf die Region: Eben ist behaup-
tet worden, es gebe keinerlei Spannungsmomente in 
der Umgebung Indonesiens. Ich kann mir vorstellen, 
der Bundesregierung ist entgangen, daß sich Indone-
sien sowohl mit Malaysia als auch mit Vietnam in ter-
ritorialen Auseinandersetzungen befindet - zwar 
nicht auf hohem Niveau, jedoch sind in beiden Fä llen 
im maritimen Raum Inselgruppen bzw. Gebiete auf 
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dem Festlandsockel Vietnams zwischen den Natio-
nen umstritten. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Richtig!) 

Der Glaube, daß man durch eine ausgewogene Rü-
stungsexportpolitik in einer Region zur Stabilität bei-
tragen kann, hat sich wohl zuletzt im Zusammen-
hang mit dem ersten Golfkrieg eindeutig als falsch 
erwiesen. Denn auch da hat man geglaubt, daß es 
zur Stabilität in der Region beiträgt, wenn man den 
Iran und den Irak aufrüstet. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Meine Damen und Herren, zum Thema Europa. 
Das schwedische Parlament hat für U-Boot-Technolo-
gie ein totales Verbot des Expo rts nach Indonesien 
beschlossen. Auch das Europäische Parlament hat in 
einer Resolution vom Juni 1996 die Mitgliedstaaten 
aufgefordert, von Rüstungsexporten nach Indonesien 
abzusehen. Ich denke, es stünde der Bundesregie-
rung gut an, dieser Aufforderung des Europäischen 
Parlaments zu entsprechen. 

Wenn wir dies nicht tun, könnten wir die Überwei-
sung von 150 Millionen DM an Entwicklungshilfe, 
die Indonesien für das Jahr 1997 aus der Bundesre-
publik Deutschland erhält, unterlassen, das Geld 
hierbehalten und die U-Boote kostenlos nach Jaka rta 
liefern. Das wäre sozusagen ein eindeutiger und kla-
rer Beweis dafür, welche Prioritäten diese Bundesre-
gierung setzt: Der Expo rt  von Rüstungsgütern steht 
vor den Entwicklungserfordernissen unserer Pa rtner-
länder in der Dritten Welt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

Abg. Steffen Tippach [PDS]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht der Kol-
lege Andreas Krautscheid. 

Andreas Krautscheid (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe im 
Laufe der Debatte doch verstärkt das Gefühl bekom-
men, daß dies eine Alibi-Debatte zur Wahrung von 
Gewissensbissen der Grünen ist. 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Sie sollten Gewissens

-

bisse haben!) 

Herr Kollege Nolting hat zu Recht gesagt: Wir dis-
kutieren jetzt in kürzester Zeit das Thema zum zwei-
tenmal. Die Argumente werden nicht besser; aber 
die Zahl der anwesenden Grünen ist geringer gewor-
den. Kollege Fischer hat eben einmal den Kopf zur 
Tür hereingesteckt. Es ist ja ein wichtiges Thema 
in einer von den Grünen beantragten Aktuellen 
Stunde. Aber Kollege Fischer hat gehört, daß es um 
U-Boote geht, und hat sich fürs Abtauchen entschie-
den. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Drei Argumente, warum ich mich ärgere, daß hier 
über die Thematik Menschenrechte in einer Weise 
gesprochen wird, wie ich sie für unangemessen 
halte, möchte ich nennen. Es gibt für den Schutz der 
Menschenrechte wenig Unerfreulicheres, als dieses 
Thema zu instrumentalisieren. 

(Staatsminister Dr. Werner Hoyer: So ist es!) 

Ich glaube, daß hier Dinge verknüpft werden, die 
nicht zusammengehören. Ich wi ll  die drei Argumente 
nennen. 

Das eine Argument ist: U-Boote und die Lieferung 
von Rüstungsgütern werden in Zusammenhang mit 
der internen Situation in Indonesien gebracht. Es ist 
zwischen allen Parteien unstreitig, daß wir bei den 
Menschenrechten in Indonesien eine katastrophale 
Lage haben. Es ist unstreitig, daß das Regime in Ja-
karta die Menschenrechte mit Füßen tritt. Aber mir 
hat bis jetzt niemand erklärt, wie die U-Boote zum 
Schutz etwa der Religionsfreiheit und der Freunde 
von Bischof Belo verwendet werden sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wolfgang  Schmitt [Langenfeld] [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Das hat niemand be

-hauptet!) 

Es ist also ziemlich absurd, dies zusammenzubrin-
gen. 

Das zweite Argument. Sie sagen, das hat nichts mit 
den Menschenrechten unmittelbar zu tun 

(Zuruf des Abg. Dr. Helmut Lippelt [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- ich habe offenbar getroffen, sonst wäre die Erre-
gung nicht verständlich -; aber ihr stabilisiert letztlich 
das System. Das heißt, die Stabilität dieses Regimes, 
die wir alle erschüttern wollen, hängt vom Haben 
oder Nicht-Haben von vier U-Booten ab. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: 680 Ausfuhrgenehmigungen, das ist 
etwas mehr als vier U-Boote!) 

Das ist ja die logische Konsequenz. 

U-Boote dienen der äußeren Sicherheit. Ich frage 
Sie, wie Sie die äußere Sicherheit, die Politik, sich ge-
gen Aggressoren oder andere Mächte von außen zu 
wehren, mit der inneren Stabilität des Systems zu-
sammenbringen. Das heißt, daß Sie das Zusammen-
brechen des Systems von außen erwarten; denn an-
ders können die U-Boote keine Funktion erringen. Es 
ist also wiederum unlogisch, diese Aspekte zu ver-
knüpfen. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Haben Sie schon einmal den 

Begriff der Sophistik gehört?) 

- Das ist eine Frage der Logik. Wenn Sie sagen: „U- 
Boote haben eine Konsequenz", dann muß das damit 
zu tun haben, daß Sie sagen: Diese U-Boote haben 
unmittelbaren Einfluß auf die Stabilität des Systems. 
Ich habe Ihnen gerade gesagt: Es ist unlogisch, dies 
miteinander zu verbinden. 
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Drittes Argument. Angenommen, es wäre mit den 

Menschenrechten in Indonesien besser bestellt: Wä-
ren Sie dann auch gegen den Expo rt  dieser U-Boote? 
Offensichtlich sagen Sie: Auch dann dürfen wir nicht 
exportieren. Also hat Ihre Haltung nichts mit den 
Menschenrechten zu tun. Sie können über die Stabi-
lität in der Region reden. Damit bin ich sehr einver-
standen. Dann muß man über Schutzinteressen ge-
genüber anderen Ländern reden. Dann muß man fra-
gen: Wie ist es mit der Kräftebalance in der Region? 
Wer hat das Recht, sich gegen eine Aufrüstung in 
China zu schützen usw.? 

Ich bin sehr dafür, daß über alle diese Themen dis-
kutiert wird. Aber dann muß man ehrlicherweise sa-
gen: Die U-Boote haben nichts mit den Menschen-
rechten oder mit Religionsfreiheit zu tun, sondern wir 
diskutieren über Rüstungsexport und Politik sowie 
darüber, welche Argumente dafür oder dagegen in 
einer bestimmten Region sprechen. Denn sonst, so 
meine ich, werden die Menschenrechte im Zusam-
menhang mit U-Booten instrumentalisiert. Das hat 
nichts mit der Frage der Menschenrechte zu tun. 
Deswegen ist der Aspekt in dieser Frage völlig zu 
Unrecht betont worden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Kollegin Uta 
Zapf. 

Uta Zapf (SPD): Frau Präsidentin! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Die Ausführungen des 
Kollegen Krautscheid geben mir Gelegenheit, das zu 
sagen, was ich ohnehin sagen wollte. 

Es wäre doch sehr nützlich, wenn wir uns über die 
Kriterien, die beim Rüstungsexport angelegt werden, 
verständigten. Denn das ist - das haben wir in der 
letzten Sitzung des Verteidigungsausschusses schon 
gemerkt - ein Thema, das uns auch in der zukünfti-
gen Zeit beschäftigen wird. Wenn man Kriterien hat, 
dann muß man sie an jeden Rüstungsexport anlegen, 
nicht nur an U-Boote, weil sie halt schwimmen und 
nicht beißen und deshalb in inneren Konflikten keine 
Rolle spielen. 

Wir haben für diese Kriterien zwei Grundlagen. 
Die eine Grundlage sind unsere eigenen politischen 
Grundsätze, und die andere Grundlage sind die 
Grundsätze der OSZE. Erstes Gebot unserer politi-
schen Grundsätze ist: An NATO-Länder wird gelie-
fert, es sei denn, es stehen ganz schwierige politische 
Aspekte dagegen. Das ist in meiner gesamten politi-
schen Tätigkeit noch nie vorgekommen. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Die Tür

-

kei!) 

Zweites Gebot: An Nicht-NATO-Staaten wird nicht 
geliefert, es sei denn, es ist in unserem eigenen politi-
schen Interesse und besondere politische Gründe 
sprechen dafür. Es kommt häufig vor, daß offensicht-
lich besondere politische Gründe dafür sprechen; 
denn solche Ausfuhrgenehmigungen werden reich-
lich erteilt. 

Es gibt neben den NATO-Staaten und den Staaten 
außerhalb der NATO, in die nicht geliefert wird, noch 
die NATO-gleichgestellten Staaten, an die offen-
sichtlich ganz üppig und ziemlich problemfrei gelie-
fert wird; als Beispiel nenne ich Indonesien. Ich 
möchte den Vertreter der Regierung, der hier anwe-
send ist, Herrn Staatsminister Dr. Hoyer, dringlich 
fragen: Welche Kriterien werden bei diesen NATO- 
gleichgestellten Staaten angelegt? 

Klar ist, daß auf keinen Fall in Spannungsgebiete 
geliefert werden soll. Klar ist auch - gemäß Num-
mer 12 der politischen Grundsätze -, daß nicht dort-
hin geliefert werden soll, wo die innere Lage dem 
entgegensteht und Spannungen erhöht werden. Ich 
denke, das alles trifft - das haben wir hier heute un-
widersprochen gehört - auch auf Indonesien zu. 

Der nächste Punkt. Es war hier auch immer von 
den Menschenrechten die Rede. Ich erinnere an die 
OSZE-Grundsätze. Sie sind in dem neuesten Abrü-
stungsbericht auf Seite 15 aufgeführt. Die Bundesre-
gierung beruft sich immer ganz stolz darauf. Auch 
dazu möchte ich Herrn Dr. Hoyer fragen: Wie brin-
gen Sie das mit den Lieferungen an Indonesien zu-
sammen, und zwar nicht nur auf die vier U-Boote, die 
nicht beißen, bezogen, sondern insgesamt auf die 
Wiesel-Panzer und die anderen 680 Lieferungen zwi-
schen 1986 und 1996? 

In diesen Grundsätzen steht nämlich, daß bei be-
kannten Menschenrechtsverletzungen - das ist ja be-
kannt; das steht auch im Länderbericht -, drohender 
mißbräuchlicher Verwendung sowie zu erwartenden 
destabilisierenden oder konfliktverschärfenden Aus-
wirkungen Transfers vermieden werden sollen. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Vermieden!) 

Es wird darauf hingewiesen, daß zum Beispiel im 
Falle Indonesiens die Indonesier hoch und heilig - - 

(Günther  F riedrich Nolting [F.D.P.]: Haben 
Sie das mit dem Kollegen Opel abgespro

-

chen? Der sieht das ganz anders!) 

- Ich habe nichts mit Herrn Opel abgesprochen. Herr 
Opel spricht für sich, ich spreche für mich. Ich glaube 
nicht, daß wir bei den grundsätzlichen Kriterien so 
unterschiedlicher Meinung sind, Herr Nolting. Das 
können Sie mit einem solchen Zwischenruf nicht un-
terstellen. 

Ich will noch auf eines hinweisen, was Ihnen im Ei-
fer des Gefechts vielleicht entgangen ist - ich be-
ziehe mich weiterhin auf die Grundsätze -: In Indo-
nesien ist die Armee sowohl für die innere als auch 
die äußere Sicherheit zuständig. Da, denke ich, sind 
einige der Waffenlieferungen - vielleicht die U- 
Boote, die nicht beißen, mal wieder ausgenommen - 
doch von höchster Problematik. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Aber 
über die U-Boote sprechen wir hier heute!) 

Lassen Sie mich jetzt ganz allgemein ein Wort  zu 
den Kriterien sagen, und zwar zukunftsgerichtet. 
Meine Beobachtung ist, daß diese Kriterien schon im-
mer sehr locker angewendet wurden und sehr dehn- 
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Uta Zapf 

bar sind. Sie werden bis zum äußersten strapaziert. 
Es gibt eine Tendenz unter industriepolitischen Ge-
sichtspunkten und unter dem Stichwort „europäische 
Harmonisierung", alles auszuhebeln, was in diesen 
politischen Grundsätzen steht. Ich sage Ihnen: Die 
SPD wird sich dagegenstellen. 

Es kann nicht sein, daß wir, nur weil wir jammern, 
daß unsere Industrie nicht dabei ist, die Golfregion, 
Brasilien oder andere, auch Indonesien nicht, mit 
Ausrüstungsgütern ausstatten. Das mag unter gewis-
sen Aspekten wirtschaftlicher A rt  zwar ein Riesen-
jammer sein; aber ich weise darauf hin, daß zwei 
Dinge noch immer in unseren Grundsätzen stehen. 
Erstens. Der Expo rt  von Kriegswaffen und kriegswaf-
fennahen sonstigen Rüstungsgütern darf nicht zum 
Aufbau zusätzlicher exportspezifischer Kapazitäten 
führen. Zweitens. Beschäftigungspolitische Gründe 
dürfen keine ausschlaggebende Rolle spielen. 

Ich glaube, das sollten wir in der Tat beibehalten, 
so schwierig das in finanzpolitisch engen Zeiten und 
angesichts knapper Kassen auch ist. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Zapf, die Re-
dezeit ist zu Ende. 

Uta Zapf (SPD): Frau Präsidentin, ich komme zum 
Schluß. 

Es ist ein Unterschied, ob ich zum Beispiel Socken 
oder Kraftfahrzeuge verkaufe oder ob ich Rüstungs-
güter verkaufe. 

Ich glaube, bei den bisher gewählten Grundsätzen 
sollten wir keine Abstriche machen. Ich bitte auch in 
dieser Diskussion darum, dies immer im Hinterkopf 
zu behalten, egal ob mit U-Booten Menschenrechts-
verletzungen begangen werden können oder nicht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Dr. Diet rich Mahlo. 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist klar, 
daß der Sachverhalt, über den wir reden, im wesent-
lichen unstrittig ist. Aber wir sprechen über ihn ge-
wissermaßen unter Verzicht auf rationale Erfassungs-
versuche. Herr Krautscheid hat das schon an Hand 
einiger Beispiele dargelegt. 

Nur um es noch einmal zu sagen: In dem deutsch-
indonesischen Verhältnis, das von Sympathie und so-
gar einer gewissen Freundschaft getragen ist, wird 
die Frage der verletzten Menschenrechte so lange 
ein Konfliktpunkt bleiben, wie diese Rechte in Indo-
nesien gröblichst verletzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist der Fall bezüglich der Verfolgung einzelner 
Oppositioneller. Das gilt für die ganze Atmosphäre 
sublimer Repression, die wir do rt  feststellen und 
auch persönlich erlebt haben. Und es gilt, wie die 
ganze Welt weiß, natürlich für Ost-Timor, wo in der  

zweiten Hälfte der 70er Jahre rund 200 000 Men-
schen, das heißt ein Drittel der Bevölkerung, elimi-
niert worden ist und wo die systematische Ein-
schüchterung, verbunden mit einer staatlich forcier-
ten  Überfremdungspolitik, ekelhafterweise andauert. 

Aber so zweifelsfrei, wie wir verpflichtet sind, auf 
diesen Sachverhalt mit dem Finger zu zeigen, lehne 
ich es ab, den ganzen Tatbestand Indonesien - dieses 
sich im Umbruch befindende Land mit seinen 200 
Millionen Menschen, mit seinen 17 000 Inseln, die 
sich über eine Entfernung, vergleichbar mit der von 
Island bis Konstantinopel, erstrecken - nur unter 
dem Gesichtspunkt der Einhaltung von Menschen-
rechten zu betrachten. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: „Nur" ist 
gut, Herr Kollege!) 

Allein der Versuch einer ganzheitlichen Sicht wird 
ein einigermaßen objektives Urteil erlauben. 

Ich nenne Ihnen nur eine Zahl: Während einer po-
litischen Generation, nämlich einer Zeit von 30 Jah-
ren, ist der Prozentsatz der Menschen, die in diesem 
Land unterhalb der Armutsgrenze leben, von 65 auf 
15 Prozent gesunken. Auch das gehört zum Gesamt-
bild dieses Landes. Das ist eine große humane Lei-
stung. 

(Steffen Tippach [PDS]: Dafür braucht man 
aber keine U-Boote!) 

- Zu dem Thema komme ich gleich. 

Nun behauptet also die deutsche Opposition, daß 
Indonesien ein Schwerpunktgebiet der deutschen 
Rüstungsexporte sei. Es geht im wesentlichen um 
den Kauf von 39 NVA-Schiffen, teilweise demilitari-
siert - ihr Einsatz liegt schon etwas zurück -, und um 
insgesamt vier gebrauchte konventionelle U-Boote. 

Ich erkläre hier freimütig, daß ich an dem Verkauf 
dieser gebrauchten Schiffe an Indonesien nichts aus-
zusetzen habe. Solche Schiffe sind kein Instrument 
für zivile Unterdrückung. Die Verschrottung dieses 
Materials hier hätte viel Geld gekostet, 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: In die dritte Welt 
und dann noch dran verdienen!) 

während es in Indonesien noch Dienst tun kann und 
dort  viel Geld spart . 

Ich habe nichts dagegen einzuwenden, daß ein Land 
mit 80 000 Kilometer Küste ein paar alte Kriegsschiffe 
kauft angesichts der Tatsache, daß es sich bekannt-
lich der bestorganisie rten und brutalsten Piratenma-
fia der Welt erwehren muß. Wissen Sie, die tragen 
keine Totenkopffahne, sondern Schnellfeuerwaffen, 
und fahren nicht alte Dschunken, 

(Wolfgang Schmitt [Langenfeld] [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Da hat er recht!) 

sondern modernste Schnellboote. Die machen gar 
nicht erst Gefangene, sondern ermorden einfach al-
les, was sich ihnen in den Weg stellt. Das ist Realität 
im heutigen Indonesien. Zudem ist das ja, wenn man 
sich auf die deutschen Lieferungen bezieht, nur ein 
Schiff für 20 000 Kilometer Küste. 
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Dr. Dietrich Mahlo 
Wir wissen, daß wichtige internationale Seewege 

durch indonesische Gewässer führen. Wir wissen, 
daß einige unmißverständliche hegemoniale Gesten 
Chinas Südostasien tief beunruhigen. Wir beobach-
ten einen massiven Ausbau der Offensivfähigkeit der 
chinesischen See- und Luftstreitkräfte, den unver-
blümten Anspruch, Taiwan gegebenenfalls auch ge-
waltsam zu annektieren, und eine ganze Menge an-
derer territorialer Ansprüche Chinas, die sich auf das 
gesamte Südchinesische Meer, bis 100 Kilometer vor 
die Küste der übrigen Anrainer, erstrecken. 

Es gibt also einige Gründe, denen zu glauben, daß 
sie vier alte U-Boote do rt  möglicherweise gebrau-
chen können. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Dadurch, daß wir auf der entgegengesetzten Seite 
der Weltkugel unser Bein heben und den Bundes-
kanzler benässen, auf die Bundesregierung insge-
samt prügeln oder hier einen Wutanfall inszenieren, 
um unsere gute Gesinnung vorzeigen, ändert sich 
realistischerweise gar nichts. 

Wir haben zwei Möglichkeiten, unserem gemein-
samen Ziel zu dienen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Dr. Mahlo, 
kommen Sie zum Schluß. Die Redezeit ist beendet. 

Dr. Dietrich Mahlo (CDU/CSU): Die eine ist, zu der 
politischen Führung in Indonesien ein Verhältnis auf-
zubauen, das es uns erlaubt, möglicherweise auch 
einmal mit einer kritischen Bemerkung gehört zu 
werden. Die zweite Möglichkeit ist, uns an der Ent-
wicklung dieses Landes zu beteiligen. Entwicklung 
bedeutet Wohlstand. Wohlstand bedeutet eine 
Chance für Freiheit und Demokratie. 

Das sind die einzigen Möglichkeiten, die wir über-
haupt haben. In diesem Sinne bin ich der Auffas-
sung, daß Ihr Angriff auf diese vier U-Boote ins Leere 
geht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster 
spricht der Kollege Herbe rt  Meißner. 

Herbert  Meißner (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Mahlo, wenn der 
Sachverhalt denn so klar wäre, dann bräuchten wir 
diese Aktuelle Stunde eigentlich nicht abzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Kurt  J. Rossmanith [CDU/CSU]: Zumal der 
Antragsteller nur noch zu zweit vertreten 

ist!)  

Sie werden uns doch hoffentlich auch darin zustim-
men können, daß die Opposition diesbezüglich an-
dere Meinungen haben darf und muß. 

Der Verkauf von U-Booten - mehrmals wurde die 
Zahl von vier oder fünf genannt - der Klasse 206 
nach Indonesien ist durch den Bundessicherheitsrat 

im Umlaufverfahren mit wenig Fingerspitzengefühl 
und mit noch weniger politischer Sensibilität geneh-
migt worden. Ein Umlaufverfahren ist in diesem Fa ll 

 sicherlich für das Abwägen des Für und Wider und 
im Zusammenhang mit der Menschenrechtssituation 
in Indonesien ein ungeeignetes Mittel, um über den 
Verkauf von Militärtechnik zu entscheiden. 

Die Auswirkungen im Inland und die besonderen 
Wirkungen auf die Wirtschaft werden bedenklich 
sein. Das Signal, das von dieser Entscheidung aus-
geht, wird weit über den Bereich des Expo rts von Rü-
stungsgütern hinausgehen. Es wirkt direkt auf den 
Export  von anderen sensiblen Gütern und auf den 
gesamten Bereich der Dual-use-Produkte unserer 
Wirtschaft. 

Wenn der Bereich der Wi rtschaft hier immer wie-
der erwähnt wurde - das ist Ihrerseits mehrmals ge-
schehen -, dann ist das ja wohl ordentlich zu beden-
ken. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Sehr wohl: 
Ordentlich!) 

Wenn die Regierung ohne ordentliche Abwägung, 
also verhältnismäßig leichtfertig - nicht ganz so or-
dentlich, Herr Rossmanith -, entscheidet, dann signa-
lisiert sie der Wirtschaft, wie ernst sie selber die Rü-
stungsexportkontrolle nimmt. Das ist nicht angemes-
sen. Das Signal wird überall so verstanden werden. 

Wir haben zwar einerseits von der Gesetzeslage, 
der Kriegswaffenkontrollgesetze und des Außenwirt-
schaftsgesetzes, her strengste Gesetze. Doch wir stel-
len fest, daß, wenn man es nur will und wenn es poli-
tisch opportun ist, trotz der hervorragenden Gesetze 
alles möglich ist. Ein solches Signal ist nicht geeignet 
für den Export  von militärischen Gütern. 

Besonders problematisch an diesem Signal ist, daß 
es sich nicht um einen Einzelfall handelt und daß der 
Verkauf an Indonesien auf Grund der dortigen Men-
schenrechtsverletzungen doch erhebliche Bedenken 
hervorruft, obwohl, wie hier gesagt wurde, „U-Boote 
nicht beißen". Ich glaube aber, man muß den Aspekt 
der politischen Sensibilität beachten. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Sie sollen 
Menschen gegen Piraten schützen!) 

- Man kann damit sicherlich auch andere Dinge ma-
chen. 

Das gewählte Umlaufverfahren - quasi mit leichter 
und schneller Hand Entscheidungen treffen - ist an-
gesichts der Wirkung dieser Exportpolitik im Bereich 
der Rüstungsgüter nicht nur unangemessen, sondern 
angesichts der Menschenrechtsverletzungen auch 
verantwortungslos. Mehr Ernsthaftigkeit, mehr Sen-
sibilität und letztlich mehr Zurückhaltung wäre in 
diesem Fall angemessen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege 
Feilcke. 
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Jochen Feilcke (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu diesem 
Zeitpunkt am Freitagnachmittag, zu dem die Zahl 
der Stenographen doppelt so hoch ist wie die Zahl 
der Antragsteller, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

ist alles zu diesem Thema gesagt worden. Deswegen 
müssen die Stenographen aber nicht den Raum ver-
lassen. 

(Erneute Heiterkeit bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Ich möchte noch fünf Bemerkungen anfügen. Eini-
ges ist sicherlich noch nicht gesagt worden; einiges 
ist auf jeden Fall noch nicht so gesagt worden, wie 
ich es jetzt vortragen werde. 

Erste Bemerkung. Es gibt die Alternative Verkauf 
oder Verschrottung. Die Verschrottung bringt etwa 
10 000 DM; der Verkauf bringt ein paar Mil lionen 
DM. Dies ist ein Gesichtspunkt, den man bedenken 
muß. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Und die 
Kosten der Hermes-Bürgschaft?) 

Es gibt noch weitere Gesichtspunkte, die für den 
Verkauf sprechen: Die Ersatzteilversorgung, die Aus-
bildung des Instandsetzungspersonals, die soge-
nannte Tropicalisierung - auf deutsch: das Herstellen 
der Tropentauglichkeit - und die Modernisierungs-
maßnahmen werden von deutscher Seite vorgenom-
men. Das geschieht übrigens auch im Fall der Schiffe 
der früheren NVA und im Fall der älteren U-Boote, 
die wir schon einmal geliefert haben. Frau Schulte, 
Sie werden sich vielleicht daran erinnern. 

(Zuruf der Abg. Angelika Beer [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]) 

- Frau Kollegin Beer, da Sie die Aktuelle Stunde be-
antragt haben, müssen Sie doch einmal Informatio-
nen zur Kenntnis nehmen. 

Zweite Bemerkung. Wenn wir nicht verkaufen, 
verkaufen die Schweden. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Die verkaufen nicht!) 

Die Schweden haben uns jetzt schon beim Deal mit 
Singapur den Rang abgelaufen. Wenn es um solche 
Fragen geht, sollten wir auch daran denken, daß wir 
eine nationale Aufgabe haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dritte Bemerkung. Es stellt sich doch die Frage, ob 
man den legitimen Wunsch eines bisher verläßlichen 
Partners nicht erfüllen sollte. Vor zwanzig Jahren 
gab es in der Bundesrepublik Deutschland eine Re-
gierung unter einem Bundeskanzler Helmut 
Schmidt. Wenn ich mich nicht irre, war er kein 
Christdemokrat, obwohl er manchmal sehr vernünf-
tig war. Er hat nämlich den Verkauf von fabrikneuen 
U-Booten nach Indonesien gestattet. Zum damaligen 
Zeitpunkt war der seit mittlerweile dreißig Jahren 
vom Militär gestützte Suharto bereits in Amt und 

Würden. Ich frage mich deshalb, was das für eine 
Schizophrenie in diesem Hause ist. 

(Zuruf der Abg. Uta Zapf [SPD]) 

- Frau Zapf, ich weiß, Ihr Geschwätz von gestern 
schert Sie nicht. Trotzdem sollten Sie dazu stehen. 

Vierte Bemerkung. ASEAN-Staaten sind denen 
der NATO gleichgestellt. Sie unterscheiden sich aber 
dadurch, daß es do rt  eind Einzelfallprüfung gibt. Es 
ist geostrategisch und auch ökonomisch vonnöten, 
daß wir diesen Raum der Welt gut, aber auf jeden 
Fall  fair behandeln und daß wir uns und unsere Wi rt

-schaft auf keinen Fall abnabeln; es sei denn, es gäbe 
gravierende Gegenargumente. Die sind heute aber 
nicht genannt worden. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: 200000 Tote sind ein Argument!) 

- Die Toten sind nicht von den U-Booten verursacht 
worden, Frau Beer. Sie lieben doch unsere Demokra-
tie nicht. Machen Sie sich doch nicht zum Wächter 
der Demokratie in Indonesien! Das ist doch geradezu 
pervers, was Sie hier vorführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie haben doch eben erzählt, die Bundesrepublik 
Deutschland sei keine Demokratie. Sind Sie vielleicht 
der Tugendwächter? Sind Sie vielleicht der be troffen-
heitspolitische Sprecher in diesem Hause? Nein, Ihre 
Haltung ist falsch, schizophren und unglaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fünfte und letzte Bemerkung. Gerade wenn wir 
politische Zweifel haben, sollte man a lles versuchen, 
mit einem solchen Regime im Gespräch zu bleiben. 
Wir sollten mit ihm kooperieren, denn nur so können 
wir auch beeinflussen. Andere Nato-Pa rtner sind da 
sehr viel offener. 

Ich bin übrigens der festen Überzeugung, daß das 
Umlaufverfahren das gründlichste Verfahren ist. 
Man kann eine solche Frage nicht durch Diskussion 
am Kabinettstisch lösen. 

Wir sollten davon ausgehen: Die Bundesregierung 
handelt überlegt und mit Absicht, selbst wenn es 
zum Vorteil der deutschen Wirtschaft ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Zuruf vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Das war Kissingers Enkel!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzte in der 
Aktuellen Stunde spricht die Kollegin B rigitte 
Schulte. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sie 
erklärt jetzt das mit 1977 und Helmut 

Schmidt!)  

Brigitte Schulte (Hameln) (SPD): Herr Vorsitzen-
der! 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das bin ich noch 
nicht. 

Brigitte Schulte (Hameln) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! - Auf den komme ich 
gleich zu sprechen. 

Es ist schon unglücklich, daß wir uns am Freitag-
nachmittag hier zusammensetzen und über diese 
Dinge diskutieren müssen, aber schuld ist die Bun-
desregierung. Ich finde, es ist ein ungeheuerlicher 
Vorgang, daß das deutsche Parlament 

(Beifall bei der SPD) 

in seiner Mehrheit und die Öffentlichkeit wieder auf 
das Nachrichtenmagazin „Spiegel" angewiesen sind 
und nicht etwa die Bundesregierung die Rechte des 
Parlamentes ernst nimmt und uns informiert. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sagen 
Sie doch mal etwas zu 1977!) 

- Ach, Herr Nolting, Sie sind mir einfach etwas zu tö-
richt, als daß ich darauf eingehen wollte. Ich komme 
auf die Frage zurück. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sie 
waren doch damals schon im Parlament!)  

- Ja, ich komme auf die Frage zurück. Hören Sie lie-
ber einmal zu, nutzen Sie Ihre Rechte als Parlamenta-
rier, statt immer den Claqueur zu spielen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist doch eine Peinlichkeit. 

Ich habe wirklich ein anderes Staatsverständnis als 
Sie. Wenn ich an den Vorgänger des jetzigen Aus-
schußvorsitzenden und den jetzigen Aussschußvor-
sitzenden denke, aber auch an den Kollegen Hoyer, 
dann habe ich das Gefühl, daß Sie auch ein anderes 
Staatsverständnis haben. 

Sie hätten sich diese Veranstaltung am heutigen 
Nachmittag sparen können, wenn wir vorher in den 
zuständigen Ausschüssen über die Frage geredet 
hätten. 

Seit 1993, so habe ich gesehen, vergeht kein Jahr, 
Herr Staatssekretär, in dem nicht im Deutschen Bun-
destag über die Fragwürdigkeit von Rüstungsver-
käufen nach Indonesien diskutiert wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Staatsminister, 
bitte!) 

Und dann lesen wir, wenn wir unsere Aufgabe 
ernst nehmen, Herr Nolting, in der Zeitung, daß eine 
ausführliche Diskussion im Bundessicherheitsrat 
nicht stattgefunden hat, sondern daß dies im Umlauf-
verfahren beschlossen worden ist. Eine größere Bla-
mage Ihrer Kontrollfähigkeit als Regierungspartei 
hätte ich mir nicht vorstellen können. 

Die Bundeswehr stellt außerdem hier, Herr Kollege 
Rose, sechs U-Boote außer Dienst, und sie hätte uns 
als dem zuständigen Ausschuß auch berichten kön-
nen, daß sie vorhat, diese gleich und so schnell wie 
möglich nach Indonesien weiterzuverkaufen. Deswe-
gen waren der Bundestag und ganz besonders der 

Verteidigungsausschuß betroffen, aber Ihre Absicht 
war das nicht. 

Ich muß Sie wirklich fragen: Sollte die Lieferung 
der U-Boote wirklich anders als andere Waffenver-
käufe eingeschätzt werden? - Das ist ja hier behaup-
tet worden. Ich behaupte, nein. 

Aber könnte es nicht doch sein, daß Sie am Ende 
kommen und den Deutschen Bundestag noch mit 
Hermes-Bürgschaften belasten, denn es geht nicht 
nur um den Verkauf dieser Boote? Sie wissen ganz 
genau, daran hängen Aufträge mit einem Umfang 
von rund 500 Millionen DM, weil die Boote umgerü-
stet werden sollen und jedes dieser fünf Boote für 
etwa 100 Millionen DM ein neues Feuerleitsystem, 
eine Klimaanlage - die brauchte man natürlich für U- 
Boote in den kalten Gewässern des Nordens nicht, 
aber die braucht man do rt  - und eine andere Elektro-
nik haben sollte. 

Sie wissen übrigens auch - das haben Sie uns na-
türlich verschwiegen -, daß die Indonesier viel lieber 
neue U-Boote des Typs 209 haben wollten. Das ge-
nau ist das U-Boot, das wir 1977, allerdings nicht 
ohne Krach und nach Diskussionen in unseren Frak-
tionen - das war der Unterschied - geliefert haben. 
Sowohl der Kollege Genscher wie der Bundeskanzler 
Helmut Schmidt mußten sich schon mit ihren Bun-
destagsfraktionen auseinandersetzen, ob tatsächlich 
diese U-Boote dorthin geliefert werden sollen. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Und Sie 
haben dann eine Aktuelle Stunde  bean

-tragt?!) 

- Nein, wir wurden vorher unterrichtet. Sie haben im-
mer den Nachteil, daß Sie es einfach nicht begreifen. 
Auch damals ist das selbstverständlich diskutiert 
worden, und wenn ich richtig unterrichtet bin, 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Warum 
haben Sie es denn nicht verhindert?) 

hätte Indonesien auch sehr gern - ach, schreien Sie 
doch nicht immer so - wieder neue U-Boote des Typs 
209 haben wollen. 

Es ging doch wohl nur, Herr Staatsminister, um die 
Tatsache, daß sie günstige Konditionen haben woll-
ten, und die Bundesregierung hat uns noch nicht er-
zählt, inwiefern diese Konditionen günstiger sind als 
die Hermes-Bürgschaften, mit denen sie todsicher 
noch auf das Parlament zukommen wird. 

Schwierig wird es für dieses Parlament natürlich - 
dazu bekenne ich mich, Herr Nolting -, Rüstungsver-
käufe grundsätzlich abzulehnen, weil in der Tat na-
türlich die Industrie darauf angewiesen ist, nicht nur 
der Bundeswehr zuzuliefern. Wenn sie modern und 
leistungsfähig sein will, dann muß sie über die Be-
schaffung der Bundeswehr hinaus auch an andere 
verkaufen. 

Aber ich sage Ihnen folgendes: Die Bundesrepu-
blik hat im Gegensatz zu anderen NATO-Staaten - 
wenn Sie an England, Frankreich und Italien denken 
- die Werften privatisiert, und das finde ich auch ver-
nünftig. Diese Werften haben sich im Wettbewerb 
sehr gut behauptet. Gerade die Tatsache - denken 
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Brigitte Schulte (Hameln) 

Sie auch einmal an die U-Boote, die von Frankreich 
nach Chile geliefert wurden -, daß die Bundeswehr 
nicht all  das mitgemacht hat, was andere Staaten ma-
chen, hat dazu geführt, daß diese Werften leistungs-
fähig sind. Ihre Verkäufer sollen sich gefälligst darum 
kümmern, daß an demokratische Rechtsstaaten ge-
liefert wird. Sie haben das in der Vergangenheit übri-
gens auch getan und damit ganz gut gelebt. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
wären besser beraten gewesen, wenn Sie im Parla-
ment über Ihre Absichten vorher gesprochen hätten, 
wenn wir danach noch einmal gemeinsam über die 
Lage in Indonesien diskutiert hätten und wenn am 
Ende eine ehrliche Abstimmung stattgefunden 
hätte. So haben Sie es uns erleichtert, unsensibel, 
wie Sie sind, einem solchen Rüstungsexport auf kei-
nen Fall  zuzustimmen. Sie haben sich selbst und der 

Bedeutung des Parlaments einen Bärendienst gelei-
stet. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Günther F riedrich Nolting 
[F.D.P.]: Die Frage nach 1977 haben Sie 

natürlich nicht beantwortet!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, damit sind wir am Schluß unserer Ta-
gesordnung. Ich berufe die nächste Sitzung des 
Deutschen Bundestages auf Mittwoch, den 14. Mai 
1997, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.11 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Dr. Christa Luft (PDS) 

zur Abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz der Mieter von Geschäftsraum 
in den Ländern Berlin und Brandenburg 

(Tagesordnungspunkt 18c) *) 

Erlauben Sie mir als einer Berliner Abgeordneten 
in aller Kürze eine Erklärung zu meinem Abstim-
mungsverhalten zu der uns vorliegenden Beschluß-
empfehlung des Rechtsausschusses, die hier von den 
Koalitionsabgeordneten angenommen und Leben 
und Arbeit vieler Berlinerinnen und Berliner tangie-
ren wird. 

Ich lehne die vorliegende Beschlußempfehlung er-
stens ab, weil - wie in Ausschußberatungen gesche-
hen - ein einfacher Vergleich zwischen Berlin und 
anderen Ballungszentren der Bundesrepublik unzu-
lässig ist, weil Analogieschlüsse sich verbieten. 
Selbst nach den Zahlen des Ringes Deutscher Mak-
ler liegt das Gewerberaum-Mietniveau sogar in den 
Berliner Nebenkernen immer noch um ca. 10 Prozent 
über den Mieten in Frankfurt/Main und München, in 
den Stadtteil-Zentren das Vielfache davon. Auch ist 
die Eigentumsquote bei Gewerberäumen des Berli

-ner Handwerks mit 12 Prozent sehr niedrig, weshalb 
hohe Gewerberaummieten die Kosten überproportio-
nal belasten. 

Ich lehne die Beschlußempfehlung zweitens ab, 
weil die anhaltende Verdrängung mittelständischer 
Einzelhandels- und Handwerksbetriebe aus den 
Stadtteilzentren weitreichende Auswirkungen hat 
auf die Qualität der Nahversorgung der Bevölkerung 
und auf das Nebeneinander von Wohnen, Handel 
und Handwerk. Diese urbane Mischung, die die Ber-
liner Stadtteile Jahrzehnte geprägt hat, ist in Gefahr. 
Die kleinen und mittleren Bet riebe können den Ko-
stendruck nicht in gleichem Maße wie größere Unter-
nehmen und besonders große Kaufhausketten auf-
fangen. Sie sind ja obendrein mit schlechter Zah-
lungsmoral privater und öffentlicher Auftraggeber 
konfrontiert. 

Drittens lehne ich die Beschlußempfehlung ab, 
weil sich mir überhaupt nicht erschließt, welche Im-
pulse für Wachstum und Beschäftigung von der Ver-
weigerung eines zeitweiligen Schutzes von Mietver-
hältnissen und der zeitweiligen Bindung von Gewer-
beraummieten ausgehen sollen. Das aber ist doch an

-geblich die Meßlatte für das Handeln der Koalition. 

Im Gegenteil: Es werden weitere Pleiten produ-
ziert, Existenzgründungen erschwert oder verhin-
dert, noch mehr Beschäftigte in die Arbeitslosigkeit 
getrieben. 

Nach einer jüngsten Umfrage sehen sich allein 
40 Prozent der Einzelhändler in den östlichen Stadt-
bezirken Berlins durch Gewerberaummietenent-
wicklung in ihrer Existenz bedroht. 

*) Vgl. Plenarprotokoll 13/166, Seite 14961 D 
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Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
sind also wieder dabei, sich ein Eigentor zu schießen. 

Völlig kurios wird es, wenn der CDU-Wirtschafts-
senator von Berlin sich an die PDS-Abgeordneten 
wendet, den Gesetzentwurf des Bundesrates zum 
Schutz der Mieter von Geschäftsraum in den Län-
dern Berlin und Brandenburg nicht scheitern zu 
lassen. Nicht weil es mich plötzlich mit einem 
CDU-Politiker in ein Boot zieht, stimme ich gegen 
die vorliegende Beschlußempfehlung des Rechts-
ausschusses, sondern weil eine Koalition der Ver-
nunft hier geboten wäre und nicht parteipolitische 
Engstirnigkeit. 

Anlage 3 

Amtliche Mitteilungen 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mit-
geteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 

der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu 
den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

- Unterrichtung durch die Präsidentin des Deutschen Bundes-
tages 

Bericht der Präsidentin des Deutschen Bundestages über die 
Entwicklung der Bezüge der hauptberuflichen Amts- und 
Mandatsträger auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene 
sowie bei öffentlichen Einrichtungen 
- Drucksache 13/6637 - 

Ausschuß für Wirtschaft 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Jahresgutachten 1996/97 des Sachverständigenrates zur Be

-

gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

- Drucksache 13/6200 -

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Jahreswirtschaftsbericht 1997 der Bundesregierung 
Reformen für Beschäftigung" 

- Drucksache 13/6800 - 

Ausschuß für Verkehr 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Straßenbaubericht 1996 

- Drucksachen 13/5850, 13/6153 Nr. 3 - 
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